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2 Editorial

Zwischen Meier und Verein –
Modernisierungspotentiale im
Ehrenamt

Lange Zeit galt der Verein als antiquierte und
nicht mehr zeitgemäße Organisationsform. Die
Vorbehalte gegenüber dem Verein kommen
auch in der Bezeichnung ‚Vereinsmeier‘ zum
Ausdruck. Der Vereinsmeier ist derjenige, der
sich in der kuscheligen Enge und Wärme sei-
nes Vereins wohl fühlt und die Welt drumher-
um nicht mehr wahrnimmt. Er ist eine Sonder-
form des Spießbürgers. In der Geringschätzung
des Vereinsmeiertums verbirgt sich eine weit
zurückreichende Erfahrung. Der Spießer war
der Bürger, der nur mit Spießen bewaffnet
Kriegsdienst leistete, der Bürger im Kleinfor-
mat, der sich kein Pferd leisten konnte. Der
Spießbürger ist die Minusvariante des Bürgers.
Er sieht sich in der Enge gefangen und liebt
diese Enge auch. Die Enge, das behaglich
Unpolitische und die Sehnsucht nach Selbst-
darstellung charakterisiert ihn.

So findet man in der Beschränktheit und
wohligen Welt des eigenen Vereins zusammen
und pflegt seine geordneten Aktivitäten. Als ein
typisches Beispiel für den ‚modernen‘ Vereins-
meier können heute die männlichen Vereinsvor-
sitzenden gelten, die schon seit 20 Jahren den
Vorsitz innehaben, immer schon wissen, wie
etwas gemacht wird und vor allem: gemacht
werden muss, damit es auch klappt, ihre eigene
Geschäftigkeit allerdings auch als Ausdruck von
Modernität begreifen, obwohl sie sich nahezu
ausschließlich an Traditionen und ‚Alt-Bewähr-
tem‘ orientieren, und die Behaglichkeit des Ver-
einslebens kultivieren. Was für den einzelnen
Vereinsvorsitzenden gilt, trifft nach landläufi-
ger Meinung aber auch die Vereine insgesamt,
sofern man überhaupt von den Vereinen ohne
weitere Differenzierung sprechen darf: Sie sind
immer noch sehr stark an der eigenen Binnen-
kultur fixiert und sind sich mit ihren Aufgaben
und Mitgliedern selbst genug. Gleichwohl gibt

es ernsthafte Modernisierungsbestrebungen in
der Vereinslandschaft.

Die Welt der Vereine kann mit beeindru-
ckenden Zahlen aufwarten. Nach Schätzungen
gibt es etwa 350.000 bis 500.000 eingetrage-
ne Vereine und rund 500.000 nicht rechtsfähi-
ge Vereine. Die Vereine verzeichnen über 80
Mio. Mitgliedschaften, wobei hier Mehrfach-
mitgliedschaften mitgezählt sind. Eine be-
trächtliche Zahl der Bürgerinnen und Bürger
ist in Vereinen organisiert. Die Zahlen basie-
ren zum großen Teil auf Schätzung, weil es in
Deutschland kein zentrales Vereinsregister gibt.
Sie beruhen auf einer Auswertung der 600 Ver-
einsregister bei den Amtsgerichten, die
allerdings nur reaktiv arbeiten. Die Zahlen sa-
gen nichts über die realen Aktivitäten der Ver-
eine aus. Es können sich auch zahlreiche inak-
tive Vereine darunter befinden. Von Helmut
Anheier wird der Organisationsgrad in
Deutschland mit 64 Prozent angegeben; Jür-
gen Baur und Sebastian Braun kommen in ei-
ner repräsentativen Bevölkerungsbefragung
aus dem Jahr 2001 auf eine nahezu identische
Quote; der Wohlfahrtssurvey von 1993 nennt
hingegen 47 Prozent. Zum Vergleich: Für die
USA werden ebenfalls 47 Prozent angegeben
und für Frankreich 36 Prozent.

Diese Zahlen sind nicht zuletzt deshalb von
Bedeutung, weil die Vereine ein zentrales Ele-
ment für die Infrastruktur des Engagements
sind. 43 Prozent des bürgerschaftliche Enga-
gement wird im organisatorischen Rahmen ei-
nes Vereins ausgeübt (14 Prozent innerhalb von
Kirchen und religiösen Vereinigungen, 13 Pro-
zent in Selbsthilfegruppen und Projekten, 11
Prozent in staatlichen und kommunalen Ein-
richtungen etc.). Die Vereine sind daher nach
wie vor die dominierende organisatorische
Form des bürgerschaftlichen Engagements,
auch wenn sich mit Selbsthilfegruppen, neuen
sozialen Bewegungen, Bürgerinitiativen und
ähnlichen Formen eine neue Form des weni-
ger formalisierten Engagements etabliert hat.
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Unter den Vereinen ist der Sportverein der
zahlenmäßig wichtigste. 39,6 Prozent aller
Vereine sind Sportvereine. Freizeitvereine ha-
ben einen Anteil von 17,4 Prozent, Wohlfahrts-
vereine von 13,3 Prozent und Kulturvereine
von 11,4 Prozent. Die Sozialwissenschaften
und insbesondere die Politikwissenschaften
haben die Vereine lange Zeit links liegen ge-
lassen. Für sie zuständig ist die Verbändefor-
schung, doch widmete sie sich mehr oder min-
der nur den Verbänden, die zwar für die Inter-
essenvertretung und Koordination der Vereine
untereinander eine wichtige Rolle spielen, aber
für das Engagement und die besonderen Funk-
tionen der Vereine für die Demokratie und die
Gesellschaft nicht ins Gewicht fallen1. Es gibt
kaum überregionale Studien zu Vereinen. Die
Zahl der relevanten Publikationen lässt sich
mehr oder minder an einer Hand aufzählen.

Über die Sportvereine gibt es auch das brei-
teste Wissen. Die Sportwissenschaften und der
Deutsche Sportbund haben ein besonderes In-
teresse daran, dass über die Sportvereinsland-
schaft gesichertes Wissen produziert wird. Der
Sportbereich gehört mit 22 Prozent zum wich-
tigsten Bereich des gesellschaftlichen Engage-
ments. In den rund 88.500 Vereinen engagie-
ren sich 4,5 Mio. Mitglieder freiwillig für ih-
ren Verein. Gerade im Sportbereich wird er-
kennbar, dass Verein nicht gleich Verein ist. 70
Prozent aller Vereine im Sportbereich sind
Klein- und Kleinstvereine bis zu 300 Mitglie-
dern; und nur in 14 Prozent der Vereine gibt es
hauptamtliche Mitarbeiter. Bei letzteren han-
delt es sich zumeist um große Vereine, die sich
auch wirtschaftlich betätigen, keine homoge-
ne Mitgliedschaft mehr aufweisen und die auch
ein breites und vielfältiges Sportangebot be-
reithalten. Obwohl sie zahlenmäßig eine Min-
derheit in der Sportvereinslandschaft darstel-
len, binden sie einen hohen Anteil aller Sport-
vereinsmitglieder in Deutschland. In solchen
Vereinen scheint nicht zuletzt der Wille zu
wachsen, mit privaten Sportanbietern zu kon-

kurrieren und spezielle Angebote für die zah-
lungskräftige Mittelschicht bereitzustellen.
Inwieweit diesen Vereinen, die in der öffentli-
chen Diskussion gemeinhin als die Moderni-
sierer der Sportvereinslandschaft gelten, tat-
sächlich diese Rolle zukommt, bleibt allerdings
fraglich. Denn auch im Sport gilt mehr und
mehr das Motto „Small is beautiful“: Zulauf
finden vor allem die Klein- und Kleinstverei-
ne.

Allerdings stecken in den Vereinen nicht nur
in wirtschaftlicher Hinsicht beachtliche Mo-
dernisierungspotenziale. Die Vereine sind auf
der lokalen Ebene ein bedeutender kultureller
Faktor. Sie sind die Veranstalter von Festen,
von Kultur- und Sportereignissen. Und sie
können die Orte einer lebendigen Demokratie
sein und zur Weiterentwicklung der Zivilge-
sellschaft und Demokratie beitragen. Hier lie-
gen auch die besonderen Modernisierungspo-
tentiale, die uns in diesem Themenheft inter-
essieren.

Das vorliegende Heft des Forschungsjour-
nals will mit dem Themenschwerpunkt einen
Einblick in die Welt der Vereine und in ihre
Bedeutung für das bürgerschaftliche Engage-
ment geben. Die Vereine sind noch nicht recht
darauf eingestellt, sich als Sozialisationsagen-
turen für Bürgerkompetenzen begreifen und so
einen Nährboden für die Demokratie zu bil-
den. Bestärkt wird diese Distanz gegenüber den
eigenen demokratischen Möglichkeiten durch
die große Zahl und das Wachstum der Frei-
zeit- und Sportvereine, die primär die Bedürf-
nisse ihrer Mitglieder nach Freizeit, Sport und
Erholung bedienen und sich eher von ihrer
Umwelt abschließen.

Die Bedeutung der assoziativen Lebenswelt
für die Gesellschaft und für die Demokratie ist
vielen Vereinen und Vereinsmitgliedern noch
nicht bewusst. Doch gibt es inzwischen An-
zeichen dafür, dass sich ein allmählicher Be-
wusstseinswandel vollzieht. Hierarchische
Strukturen, Eigensinn und Beharrungsvermö-
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gen, gepaart mit dem Wohlgefühl in der eige-
nen abgeschlossenen Welt, stehen einem sol-
chen Öffnungs- und Lernprozess freilich ent-
gegen. Der erste Schritt einer Modernisierungs-
strategie der Vereine könnte daher darin beste-
hen, dass sie sich verstärkt als Teil der zivilge-
sellschaftlichen Infrastruktur begreifen.

Modernisierungsbedarf besteht sowohl bei
den Aktivitäten der Vereine nach außen als auch
bei ihren Binnenstrukturen. In der Außenper-
spektive ist eine stärkere Vernetzung mit der
lokalen Umwelt erforderlich, insbesondere mit
anderen Organisationen des Dritten Sektors.
Dies kann auch bedeuten, dass die Vereine neue
Aufgaben in der Gesellschaft übernehmen –
vielleicht auch solche, die Staat und Kommu-
nen mangels Finanzen nicht mehr leisten kön-
nen. Dies hat aber auch zur Folge, dass die
Politikfähigkeit der Vereine zunehmen muss.
Um geeignete Rahmenbedingungen für ihre
künftige Arbeit zu schaffen, müssen sie sich
als Akteure mit einer Stimme begreifen und
diese auch erheben.

Modernisierungsbedarf besteht aber auch
im Innern. Die Mitgliedschaftszahlen sugge-
rieren zwar, dass es an Nachwuchs nicht fehlt.
Doch fragt man die Verantwortlichen in den
Vereinen, so wird schnell klar, dass es für Füh-
rungs- und Leitungspositionen nicht genügend
Freiwillige gibt. Es mangelt vielfach an attrak-
tiven Gelegenheiten für ein Engagement in den
Vereinen, an Gestaltung und Vernetzung und
insgesamt an einem zukunftstauglichen Rol-
lenverständnis des zivilgesellschaftlichen Ver-
einsaktivisten. Auch die Vereine müssen Ant-
worten auf die zunehmende Individualisierung
der Gesellschaft entwickeln. Als Problem
kommt hinzu, dass die Bereitschaft bei vielen
abnimmt, sich langfristig an Organisationen zu
binden.

Die Binnenmodernisierung betrifft vor al-
lem die Zielsetzungen, Strukturen und Arbeits-
weisen. Sie müssen so gestaltet werden, dass
sie den Prinzipien der Zivilgesellschaft nach

Transparenz, Öffentlichkeit, Kooperation und
Partizipation gerecht werden. Dies kann auch
heißen, dass neue Wege in der Rekrutierung
von Mitgliedern beschritten werden und Äm-
ter nicht nur an ‚langgediente‘ Mitglieder ver-
geben werden. In diesem Sinne sollten auch
Mitwirkungsmöglichkeiten projektbezogen
und begrenzt angeboten werden. Hinzu kom-
men muss aber auch die Bereitschaft, sich auf
neue Motivlagen und Bedürfnisse von Mitglie-
dern einzustellen. Dies betrifft nicht nur ein
verändertes Erwerbsverhalten und geschlech-
terspezifische Bedürfnisse nach Zeiteinteilung
und Beteiligung, sondern auch ein gezieltes
Freiwilligenmanagement mit Personalentwick-
lung und Gewinnung von bisher unterreprä-
sentierten Gruppen. Beispielsweise ist der
Sport in seinen ehrenamtlich besetzten Lei-
tungspositionen immer noch eine Männerdo-
mäne. Zu den Veränderungen der Motivlagen
von Mitgliedern und potenziellen Mitgliedern
zählt auch die stärkere Orientierung am eige-
nen Nutzen einschließlich der verstärkten Su-
che nach einem persönlichen Sinn in dem je-
weiligen Engagement. Vereine müssen dar-
auf Antworten finden, denn Freiwillige wol-
len nicht nur für andere etwas tun, sondern
damit auch eigene Bedürfnisse befriedigen.

Die Wissenschaft (Politikwissenschaft,
Geschichte, Soziologie) hat immer schon auf
die Bedeutung der freiwilligen Vereinigungen
für die Gesellschaft und für die Demokratie
hingewiesen. Alexis de Tocqueville war einer
der Ersten, der dieses Fundament für die ame-
rikanische Demokratie bereits im 19. Jahrhun-
dert richtig einschätzte. Und für die Bundes-
republik hat Ernst-Wolfgang Böckenförde auf
die ‚vorpolitischen‘ Voraussetzungen der De-
mokratie aufmerksam gemacht, die auch in der
assoziativen Lebenswelt zu finden sind und die
eine demokratische Gesellschaft nicht einfach
herstellen und erzwingen könne. Jürgen Ha-
bermas hat die assoziative Lebenswelt als Teil
der politischen Kultur wahrgenommen, aber

Editorial
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den Assoziationen lediglich in Ausnahmefäl-
len zugestanden, auf das politische System ein-
zuwirken.

Trotz dieser unzweifelhaften Wichtigkeit
der Welt der freiwilligen Vereinigungen wur-
de in der normativen politischen Theorie immer
abstrakt vom ‚Assoziationswesen‘ gesprochen,
das den für die Demokratie notwendigen Un-
terbau liefern würde. Nirgendwo wurde kon-
kret von Vereinen gesprochen. Die Angst, den
‚Vereinsmeiern‘ zugerechnet zu werden, saß
zu tief. Es gibt also nach wie vor ein empiri-
sches Forschungsdefizit. Die Einsicht in die
Bedeutung der Vereine ist durch die Konjunk-
tur des Themas Zivilgesellschaft und bürger-
schaftliches Engagement noch einmal gewach-
sen. Auch die Kommunitarismus-Diskussion
in den 1990er Jahren hat die Bedeutung der
freiwilligen Vereinigungen unterstrichen.

Bürgerschaftliches Engagement ist freilich
weit umfassender, als es der Begriff des Eh-
renamtes anzeigt. Die Vereine waren und sind
immer noch die Domäne des Ehrenamtes. Aber
das Engagement in den Vereinen umfasst ne-
ben den Wahlämtern (Vorsitz, Schriftführer,
Jugendwart, Festwart etc.) auch zahlreiche in-
formelle Tätigkeiten (Kinder zum Wettkampf
fahren, Vereinsheim putzen, Vereinsfeste mit
organisieren etc.). Engagementförderpolitik
muss hier ansetzen – sie muss die Modernisie-
rungspotenziale der Vereine fördern, ohne sie
gleich zu ökonomischen Agenturen der Dienst-
leistungsgesellschaft zu machen. Die rechtli-
che Form des Vereins ist aber auch gleichzei-
tig eine offene Form für ganz unterschiedliche
Zwecke des Zusammenschlusses. Denn nur
wenn es einen Rahmen gibt, kann Engagement
sich entwickeln.

Der Schwerpunkt dieses Heftes wurde von
Sebastian Braun zusammengestellt und koor-
diniert. Er geht in seinem Einleitungsbeitrag
darauf ein, dass dem bürgerschaftlichen En-
gagement und damit auch den Vereinen viele
Funktionen zugeschrieben werden. Sie sollen

nicht nur das notwendige soziale Kapital für
den Kitt der Gesellschaft produzieren. Die Ver-
eine sollen auch einen Beitrag leisten zur Lin-
derung der Krise der Arbeitsgesellschaft, des
Wohlfahrtsstaates und der Demokratie. Ein
nüchterner Blick lehrt jedoch, dass Vereine
zwar viele Aufgaben übernehmen, aber über-
fordert werden, wenn man sie als Mittel gegen
alle Übel der Gesellschaft ansieht. Die um-
standslose Funktionalisierung und Instrumen-
talisierung des bürgerschaftlichen Engage-
ments missversteht zudem seine Besonderheit.
Vereine sind sicher keine ‚alternative Steue-
rungsressource‘, mit der das Versagen der Po-
litik kompensiert werden könnte. Braun er-
kennt aber doch den ‚Verein als Hoffnungsträ-
ger‘ und wichtigen Beiträger zur Bewältigung
der skizzierten Krisenphänomene. Möglich sei
dies durch die ‚Multifunktionalität‘ und ‚struk-
turelle Unbestimmtheit‘ der Vereine. Um aber
genaueres sagen zu können, müssen die Leis-
tungspotenziale der Vereine erst einmal empi-
risch überprüft werden.

Diese Prüfung übernehmen Sebastian
Braun und Stefan Hansen in ihrem Beitrag
‚Soziale und politische Integration durch Ver-
eine?‘ Die Theoretiker des Sozialkapitals
schreiben den zivilgesellschaftlichen Assozia-
tionen vielfältige Funktionen zu. Sie sollen das
soziale Kapital hervorbringen, das die Gesell-
schaft zusammenhält, dem Einzelnen Vorteile
bringt und uns vor Bindungslosigkeit und Ego-
ismus bewahrt. Es soll auch die Performanz
der Demokratie verbessern und insgesamt hel-
fen, Armut, Arbeitslosigkeit und Kriminalität
zu bekämpfen sowie wirtschaftliches Wachs-
tum und Innovation fördern. Diese hochge-
steckten Erwartungen an das soziale Kapital
lassen die Frage aufkommen, warum die poli-
tisch Verantwortlichen nicht schon längst auf
die Idee gekommen sind, große Programme zur
Förderung des bürgerschaftlichen Engage-
ments und insbesondere des Vereinswesens
aufzulegen. Braun und Hansen beantworten

Editorial
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diese Frage am Beispiel der Vereine. Die Ant-
wort ist nicht so einfach, denn mit der Anzahl
der Vereinsmitglieder steigt nicht automatisch
die Integrationskraft der Gesellschaft. Die Ver-
mutung, dass in den Vereinen die ‚kompeten-
ten Bürger‘ sozialisiert werden, dass dort also
die kognitiven, prozeduralen und habituellen
Bürgerkompetenzen erworben werden können,
bedarf der Korrektur. Es gibt zwar empirische
Hinweise darauf, dass Vereinsmitglieder auf-
geschlossener gegenüber Politik sind, dass sie
weniger individualistisch und hilfsbereiter sind
als Nicht-Vereinsmitglieder. Doch die wissen-
schaftliche Analysefähigkeit hat auch ihre
Grenzen. Es gibt keine verlässlichen Informa-
tionen darüber, was sich in der ‚black box‘
Verein abspielt. Zudem ist zwischen der Viel-

zahl von Vereinen zu unterscheiden – etwa
zwischen binnenorientierten und außenorien-
tierten Vereinen. Es kann auch sein, dass die
Vereinsmitglieder ihre besonderen sozialen und
politischen Orientierungen woanders erwerben
und dass sich in Vereinen Bürger mit diesen
besonderen Kompetenzen verstärkt sammeln.
Grundsätzlich ist die Transferannahme auch
nicht geklärt, wie die Menschen die Orientie-
rungen, die sie im Verein erworben haben, auf
andere Bereiche übertragen. Insgesamt ist da-
her gegenüber den euphorischen Annahmen
Robert Putnams über die segensreichen Wir-
kungen des Sozialkapitals mehr Skepsis ange-
bracht. Hier bedarf es weiterer Forschung, be-
vor diese Wirkungsannahmen als gesichert
gelten können.

Editorial
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Die Warnung davor, die Vereine mit allen
erdenklichen Funktionszuweisungen zu be-
frachten, wird auch durch die Studie von Wolf-
Dietrich Brettschneider bekräftigt. Brettschnei-
der hat 2001 eine Studie mit dem Titel ‚Ju-
gendarbeit in Sportvereinen: Anspruch und
Wirklichkeit‘ im Auftrag des nordrhein-west-
fälischen Ministeriums für Städtebau und Woh-
nen, Kultur und Sport veröffentlicht. Die Stu-
die hat heftige Reaktionen hervorgerufen.
Brettschneider erklärt und verteidigt seine Stu-
die in diesem Heft. Der Sportverein ist nach
wie vor die Nummer 1 der Jugendorganisatio-
nen, doch er wird in seinen Leistungen und in
seiner Leistungsfähigkeit für die Entwicklung
der psychosozialen Gesundheit überschätzt.
Offensichtlich gelingt es den Vereinen, die
sowieso schon körperlich fitten und psychisch
stabilen Jugendlichen an sich zu binden.

Um die Leistungspotenziale der Vereine und
des Engagements ausfindig zu machen, sind
empirische Langzeitbeobachtungen des bürger-
schaftlichen Engagements notwendig. Eckhard
Priller versammelt in seinem Beitrag die (we-
nigen) verfügbaren empirischen Befunde zur
Entwicklung des Engagements in einer länger-
fristigen Perspektive. Diese Befunde diskutiert
er vor dem Hintergrund unterschiedlicher Sze-
narien – Niedergang des Engagements, Struk-
turwandel des Engagements und zyklische
Entwicklung des Engagements. Er kommt zu
dem Ergebnis, dass das Niedergangsszenario,
das Robert Putnam für Amerika gezeichnet hat,
für Deutschland nicht zutrifft. Festzustellen sei
eher eine Zunahme, gepaart mit einem Struk-
turwandel des Engagements. Deutlich wird
aber auch, dass in einer Langfristperspektive
die Zahl der Vereine seit den 1950er Jahren
deutlich zugenommen hat.

Engagement braucht organisatorische For-
men, in denen es ausgeübt werden kann. Be-
schäftigungsgesellschaften sind ‚Soziale Un-
ternehmen‘, die ohne Gewinnabsichten zivil-
gesellschaftliche Aufgaben übernehmen. Sie

sind Teil einer gemischten Wohlfahrtsproduk-
tion und vielfach eine Antwort auf Arbeitslo-
sigkeit und Ausgrenzung. Ingo Bode, Adalbert
Evers und Andreas Schulz zeigen in ihrem
Beitrag, dass diese Beschäftigungsgesellschaf-
ten soziales Kapital schaffen und einen zivil-
gesellschaftlichen Rückhalt genießen. Sie sind
als eigenständiger, ‚Dritter‘ Weg der Beschäf-
tigungsförderung anzusehen. Heute werden
diese Beschäftigungsgesellschaften aber immer
mehr an den Rand gedrängt und zu bloßen
‚Auffangbecken‘ degradiert.

Der Beitrag von Ulrike Schumacher unter-
sucht die Rolle des bürgerschaftlichen Enga-
gements in der Arbeitsgesellschaft. Am Bei-
spiel des Engagements in Berliner Umwelt-
gruppen hat sie festgestellt, dass ein solches
Engagement die berufliche Orientierung ver-
stärken, ergänzen, ausgleichen oder auch als
Alternative nach der Familienphase wahrge-
nommen werden kann. Gerade bei der Mitar-
beit bei Umweltinitiativen in Brandenburg
kommt es vielfach zu Enttäuschungen, weil
eine Überführung oder Überbrückung in ein
Arbeitsverhältnis meist nicht gelingt. Um
mehr Beteiligung in Umweltinitiativen und
für bürgerschaftliches Engagement generell
zu erreichen, plädiert Schumacher für mehr
Beteiligungsrechte, für eine bessere Infra-
struktur und für eine umfassendere Kultur der
Anerkennung des Engagements. Auch in die-
sem Beitrag zeigt sich, dass Engagement or-
ganisatorische Formen braucht und eng mit
der Erwerbsarbeit verzahnt ist. Schumacher
mahnt aber auch eine Diskussion um gesell-
schaftliche Leitbilder an, denn nur so könne
das Reformmodell Bürgergesellschaft eine
Chance bekommen.

Die Shell-Jugendstudien und andere Publi-
kation versuchen das abnehmende Interesse
von Jugendlichen an Politik zu belegen. In der
aktuellen Analyse dieses Heftes schließt sich
Hans Oswald dieser Meinung nicht an. Er plä-
diert mit Blick auf us-amerikanische Forschun-

Editorial
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gen und Erfahrungen für Entwarnung und ei-
nen präziseren Blick auf jugendliches Ver-
halten. Wenn Jugendlichen ein geringeres In-
teresse an Politik zugeschrieben wird, so ist
dies auch damit in Zusammenhang zu sehen,
dass ihnen kaum Verantwortung übertragen
wird. Wenn sich die Schule stärker für Er-
fahrungen und Möglichkeiten des bürger-
schaftlichen Engagements öffnet, sind – so
die amerikanischen Erfahrungen – deutlich
ausgeprägtere Gemeinwohlorientierungen
die Folge.

In der Sozialkapital-Diskussion macht die
Differenzierung zwischen ‚bridging‘ und ‚bon-
ding social capital‘ aufmerksam sowohl auf die
möglichen vermittelnden Leistungen sozialer
Netzwerke – über ethnische und andere Grup-
pen-Differenzen hinweg – als auch auf exklu-
sive, ab- und ausschließende Effekte, die sich
in Assoziationsverhältnissen und Netzwerken
einstellen können. Mit ihren empirischen For-
schungsergebnissen weisen Maria Berger und
Ruud Koopmans unter Konzentration auf den
Vergleich des Engagements von Türken in eth-
nischen Organisationen in Amsterdam und
Berlin nach: Ethnische Assoziationen leisten
durchaus einen wichtigen Beitrag zur politi-
schen Integration von Migranten und zu einem
‚bridging social capital‘. Sie befördern keines-
wegs zwangsläufig die Entwicklung von ‚Par-
allelgesellschaften‘. Es sind jedoch eher die
individuellen Rechte als die kulturellen Grup-
penrechte, die die politische Integration von
Migranten fördern. Die niederländische Inte-
grationspolitik mit ihrer starken Förderung
kultureller Gruppenrechte wird im Lichte die-
ser Untersuchung skeptisch beurteilt. Eine stär-
kere Förderung von Migrantenorganisationen
ist für die AutorInnen jedoch unverzichtbarer
Bestandteil einer erfolgreichen Integrationspo-
litik.

Editorial

Die Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements insgesamt, so Thomas Leif, hat zwar
mit der Enquete-Kommission ‚Zukunft des
Bürgerschaftlichen Engagements‘ und dem
‚Internationalen Jahr der Freiwilligen 2001‘ an
kurzfristiger Aufmerksamkeit gewonnen. Doch
ihr Ruf als ‚weiches Politikfeld‘ verstellt den
Blick auf die Notwendigkeit einer konsequen-
ten Engagement-Politik. De Förderung der
Bürgergesellschaft ist allerdings nicht ohne
Konflikte mit etablierten Akteuren und Struk-
turen zu haben. Angesichts des absehbaren
Wandels wichtiger Politikfelder, von gravie-
renden Strukturänderungen – etwa im Zivil-
dienst – und von extremen demographischen
Herausforderungen verstärkt sich die Neigung,
das bürgerschaftliche Engagement als Lücken-
büßer und Ausfallbürgen zu adressieren und
zu instrumentalisieren. Eine kluge, konzeptio-
nell angelegte ‚Engagement-Politik‘ müsste im
Vorgriff auf die absehbaren Probleme handeln
und insbesondere eine robuste Infrastruktur der
Engagementförderung schaffen, ist aber nicht
einmal in Umrissen zu erkennen.

In seinem Essay analysiert Joachim Rasch-
ke das Koordinatensystem grüner Politik und
zieht daraus Konsequenzen für die grüne The-
men- und Kommunikationsstrategie.

Rudolf Speth, Berlin; Ansgar Klein (Berlin);
Sebastian Braun (Paderborn)

Anmerkung
1 Thomas Klie, Hans Hoch und Paul-Stefan
Roß stellen in der Rubrik ‚Pulsschlag‘ die An-
lage einer Verbändebefragung 2003 in Baden-
Württemberg vor – die Notwendigkeit der ei-
genen Engagementförderung und der Bedarf
an eigenen Organisationsreformen und weite-
rer Vernetzung wird in der Befragung auch für
die Verbände deutlich.
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Die Grünen müssen sich nicht neu erfinden.
Sie haben ein exzellentes Grundsatzprogramm.
Die Struktur ist nicht optimal, aber hinrei-
chend. Sie sind personell gut aufgestellt. Und
auch das Fischer-Problem ist, nachdem Josch-
ka Fischer sein Engagement bei den Grünen
bis 2006 verlängert hat, kleiner geworden.

Was den Grünen fehlt, ist eine interessante
Selbstdefinition. Die Grünen müssten sich
selbst auf den Begriff bringen. In einem oder
in drei Sätzen sagen, wofür sie stehen. Aber
eine solche Schlüsselidee, die die Grünen auf
den Punkt bringt, wird offensichtlich nicht
gesucht, auch nicht gewollt. Obwohl es dafür
ein paar gute Gründe gäbe:
• Eine Programmpartei braucht einen Über-

bau. Eine Antwort auf die Sinnfrage: Wozu
sind die Grünen da? Sonst definieren sie
sich nur über Themen oder über Werte oder
über Leitbilder oder gar nur als Mehrheits-
beschaffer

• In der heutigen Medien- und Parteiendemo-
kratie hilft eine Idee von sich selbst. Sie
verschafft Aufmerksamkeits-, Unterschei-
dungs- und Identifikationsgewinne; sie hilft,
wenn man angegriffen wird (z.B. als Fort-
schrittsfeinde). In der ersten rot-grünen Le-
gislaturperiode standen grüne Themen im
Vordergrund. In der zweiten Legislatur ste-
hen zu wenige grüne Themen ganz vorne
auf der Agenda.

• Hinzu kommt folgendes: Die Grünen ha-
ben, verglichen mit anderen Parteien, ein
intellektuelles Publikum. Das leidet vor al-
lem unter der geistigen Leere der gegenwär-
tigen Debatten. Die Hauptakteure, Stoiber,
Merkel, Schröder, sind Macher. Wo ist die
Nachdenklichkeit? Was machen grüne Sym-

Joachim Raschke

Müssen die Grünen sich neu erfinden?
Innovationsjahr 2004 – zwischen Modernisierung und Fortschrittsskepsis1

pathisanten und Anhänger, wenn die grüne
Diskurskultur sanft entschläft?

• Schließlich bringt der Abstieg der SPD neue
Debatten ins Parteiensystem. Zum Beispiel
das neu-alte Schwarz-Grün-Thema. Es wäre
vorteilhaft, wenn darauf nicht nur taktisch,
sondern grundsätzlicher geantwortet wer-
den könnte.

Im Folgenden werde ich etwas zum Koordina-
tensystem grüner Politik sagen – wie sieht der
Rahmen aus, in dem ihre vielfältigen Politik-
angebote wirksam werden können? Daraus
werden Konsequenzen für eine grüne Themen-
und Kommunikationsstrategie – mit einer kur-
zen Anwendung auf die Innovationskampag-
ne des Kanzlers – abgeleitet. Zum Ende frage
ich, ob Rot-Grün sich überlebt hat.

Im Mittelpunkt meiner Überlegungen steht
dabei folgende Frage: Mit welcher Politik kön-
nen die Grünen erfolgreich sein? Dazu muss
man gedankliche Ketten herstellen zwischen
erstens grünen Wählern und Wählerpotentia-
len (die sich sehr stark vom Mainstream der
Wähler unterscheiden), zweitens Themen, Pro-
blemlösungen und Positionen, drittens Konkur-
renzverhältnissen und viertens muss man die
Kommunikation besonders beachten. Strategi-
sche Parteienanalyse denkt mindestens diese
vier Punkte immer im Zusammenhang.

1 Zur Außenansicht

Wie werden die Grünen von außen wahrge-
nommen, wie passt dieses Fremdbild zu dem
Selbstbild, das sie von sich haben?

Die Grünen sind nicht mehr so schillernd,
ambivalent, irritierend, entwicklungsoffen, wie
sie lange Zeit für viele waren. Aber sie sind

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 1/2004
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auch nicht mehr der Hoffnungsträger, der sie
waren. Normalisierung war lange Zeit eine
These zu den Grünen, jetzt ist sie Realität. Eine
Entzauberung der Grünen, die sie zu einer ganz
normalen Partei werden ließ: einer Kleinpar-
tei, in Regierung oder Opposition, mit einem
Markenzeichen, das vor allem anderen in der
Umweltpolitik liegt, sie dadurch von anderen
unterscheidbar macht.

Auf die Frage „Was glauben Sie, welche
Partei wird auf Dauer die drittstärkste Kraft im
deutschen Parteiensystem sein? Die Grünen
oder die FDP?“ sagten Anfang Januar 64 Pro-
zent die Grünen und nur 29 Prozent die FDP.
(Infratest dimap Januar 2004). Aber die Grü-
nen leben von einer günstigen Konjunktur und
sie leben von der Schwäche der SPD. Selbst
darauf ist kein Verlass.

Wie sieht man die Grünen heute? Solide,
aber langweilig – das ist der Haupteindruck,
wenn man sich umhört. Fügsam und handzahm
gegenüber Schröder. ‚Angepasst’, schreibt
‚Der Tagesspiegel’. Reaktiv und mitlaufend.
Fast schon unheimlich geschlossen. Berechen-
bar, aber auch frei von interessanten Überra-
schungen.

Die Grünen waren unzufrieden, aber ohn-
mächtig in den Koalitionsverhandlungen Ende
2002, reaktiv auf Schröders Agenda 2010. Sie
folgen nun, leicht genervt, Schröders Innova-
tions-Agenda. Sie werden 2004 viele Wahlen
gewinnen und von der SPD viel Prügel bezie-
hen. Es ist irrational, aber Schröder und Teile
der SPD-Führung werden versuchen, sie zum
Sündenbock sozialdemokratischer Niederlagen
zu machen.

In der Regierung haben die Grünen sich
definitiv verabschiedet vom längsten Teil der
eigenen Geschichte. Niemand misst sie mehr
an Erwartungen, die sie in ihrer Geschichte als
Bewegungs-, dann als Oppositionspartei auf-
gebaut haben. Im Grundsatzprogramm haben
sie den letzten Brückenschlag zu ihrer eige-
nen Geschichte hergestellt: auf der Ebene ab-

strakter Werte. Im Übrigen müssen sie sich im
Hier und Heute definieren. Aber an wem sich
orientieren?

Der wichtigste Kompass sind die Wähler.
Die Wähler sagen, wo sie etwas von den Grü-
nen erwarten und wo sie ihnen etwas zutrau-
en. Geht man nach den Wählern, sind die Grü-
nen eine Umweltpartei auf postmaterialisti-
schem Hintergrund. Der Kern ist grün, erwei-
tert um ökologische Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, Ökologie als Querschnittsauf-
gabe in viele Ressorts hineinreichend. Darum
herum bildet sich ein Kranz vielfältiger post-
materialistischer Einzelthemen wie Frieden,
soziale Gerechtigkeit, Minderheiten- und Bür-
gerrechtspolitik, Geschlechterdemokratie, Inter-
nationalismus usw. Breit streuend, ohne klare
Priorisierung. Politisch sind die Erwartungen an
die Grünen begrenzt, aber klar fokussiert.

Grüne Wähler bei der Bundestagswahl
2002, von Infratest dimap gefragt, warum sie
die Grünen gewählt haben, sagten zu 64 Pro-
zent wegen der Umweltpolitik, zu 39 Prozent
wegen sozialer Gerechtigkeit. Gefolgt von
Außen-, Ausländer, Bildungspolitik etc. Bei
den Motiven der Wechselwähler, die zu den
Grünen kamen, sah es ebenso aus. Bei der lau-
fend erhobenen Kompetenzzurechnung das
gleiche Bild. Wobei die Außenpolitik stärker
hervortritt, weil Kleinparteien die von ihnen
geführten Ministerien stärker zugerechnet wer-
den. Die Wähler der Grünen haben ihnen ein
klares Kernmandat gegeben.

Eigentlich übersichtlich. Für die Grünen
gibt es aber ein besonders Problem: Wenn sie
sich am Mainstream der Wähler, an der allge-
meinen Agenda, an der Konkurrenz der ande-
ren Parteien (die andere Wähler haben), an den
Medien (mit deren starker Tendenz zu einem
ökonomistischen und neoliberalen Zeitgeist),
wenn sie sich also zu stark an diesen Referen-
zen orientieren, sind sie gefährdet. Nicht die
Abkopplung von den allgemeinen Themen
(wie 1990) wäre richtig, ebenso wenig aber das

Joachim Raschke
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Beiseiteschieben eines klar umrissenen Man-
dats. Eigentlich haben die Grünen es leichter
als die meisten anderen Parteien.

2 Zum Koordinatensystem
grüner Politik

Ohne die Mehrheit bei der ökonomischen
Kompetenz dennoch in die Regierung gewählt
zu werden: Das hat bisher nur Rot-Grün ge-
schafft. Bei der Bundestagswahl 2002. Daraus
konnte man ablesen: Es gibt in Deutschland
drei Mehrheiten: eine ökonomische, eine öko-
logisch-kulturelle und eine Gerechtigkeits-
mehrheit. Dies ist jeweils an politischen Issu-
es (mit moderaten Lösungsvorschlägen) nach-
weisbar. Mit einer Mehrheit alleine, und sei es
die ökonomische, ist es schwer, in Deutsch-
land Bundestagswahlen zu gewinnen.

Die ökonomische Kompetenzmehrheit ist
schon seit längerem eine des bürgerlichen La-
gers. Fast hätten CDU/CSU und FDP damit
die Bundestagswahl 2002 gewonnen. Sie hat-
ten kein zweites Thema - wobei der radikale
Neoliberalismus der FDP auch nur auf  sieben
Prozent kam.

Die kulturelle Mehrheit bezieht sich auf
Fragen der Lebensweise, mit Antworten, die
aus dem Wertehaushalt des Postmaterialismus
gespeist werden. Offene, tolerante, partizipa-
torische Bürgergesellschaft mit ökologischer
Rücksichtnahme soll zunächst einmal als Kurz-
formel genügen. Das ist kein scharf profilier-
ter, sondern eben ein mehrheitsfähiger Post-
materialismus. Das bedeutet zum Beispiel nicht
den Sofortausstieg aus der Atomenergie, aber
ein entschädigungsfreier, über Jahrzehnte ge-
streckter Atomausstieg ist mit einer solchen
Mehrheit zu machen.

Zwischen der ökonomischen und der kul-
turellen steht die Mehrheit in Gerechtigkeits-
fragen. Vor gut einem Jahr blieb das bürgerli-
che Lager bei der Gerechtigkeitsfrage unter
einem Drittel der Zustimmung. Inzwischen ist

diese Gerechtigkeitsmehrheit aufgrund der
Schwäche der SPD erodiert – aber sie besteht
selbst heute noch. Gerechtigkeit hat nicht nur
viele Dimensionen. Gerechtigkeit hat auch
unterschiedliche Bezugspunkte. Auf Ökono-
mie bezogen ist es ‚soziale Gerechtigkeit’ im
engeren Sinne (zum Beispiel als Vertei-
lungsgerechtigkeit). Gerechtigkeitsfragen
stellen sich aber auch für den ökologisch-kul-
turellen Bereich (als Teilhabe an Bildung, bei
einer modernen Familienpolitik, bei Genera-
tionengerechtigkeit in der Ökologie etc.). Das
ist ein besonderes Feld grüner Gerechtigkeits-
politik.

Rot-Grün hatte bei der letzten Bundestags-
wahl Mehrheiten auf den beiden Feldern von
ökologisch-kulturellen und von Gerechtigkeits-
fragen. Das war auch das kumulative Ergebnis
des Wertewandels seit den 1960er Jahren, wie
man es an den Alterskohorten ablesen kann.
Bis 60 Jahre rot-grüne, über 60 Jahre schwarz-
gelbe Mehrheiten. Rot-Grün verfügt über ein
Wertepotential, das aber nicht automatisch
wirkt. Es muss durch passende, aktuelle Issu-
es und Personen mobilisiert werden. Im Herbst
2002 war das gerade noch zu schaffen. Danach
zog sich ein Großteil der Wählerinnen und
Wähler aufgrund massiv enttäuschter ökono-
mischer Erwartungen und einbrechender Kom-
petenzzuschreibungen zurück.

Die Achillesferse von Rot-Grün in der öko-
nomischen Krise sind Arbeiter und kleine Leu-
te. Wegen der Wirtschaftsfragen, aber zusätz-
lich wegen der Wertfragen – das verstärkt ih-
ren Rückzug von der SPD. Für sie ist Rot-Grün
eine Schönwetter-Koalition.

Die Grünen haben in den letzten Jahren viel
zum Ausbau ihrer Wirtschaftskompetenz ge-
tan, das Ergebnis ist bescheiden. In der Kom-
petenzzurechnung der Wähler schwanken sie
meist zwischen ein und zwei Prozent. Mit Wirt-
schaftskompetenz können die Grünen nicht
gewinnen. Ohne Wirtschaftskompetenz aber
verlieren. Ökologie muss ökonomisch ange-

Müssen die Grünen sich neu erfinden?
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schlossen sein. Der Beweis, dass man mit Öko-
logie schwarze Zahlen schreiben kann, war und
ist wichtig.

Der Postmaterialismus der kumulierten Al-
terskohorten seit den 1960er Jahren ist aber
relativ unabhängig von ökonomischer Krise.
Es gibt keine originäre, unverwechselbare grü-
ne Position in Wirtschaftsfragen. Grüne Wäh-
ler (vielfach Besserverdienende) tendieren zu
einer wirtschaftspolitischen Position ‚gemäßigt
rechts‘ (schwach in Umverteilungspolitik) –
wie die Partei selbst inzwischen.

Ist die Wirtschaft ‚das Schicksal‘ von Rot-
Grün? Bei starker ökonomischer Unzufrieden-
heit wäre es das Ende von Rot-Grün. Bei star-
ker ökonomischer Zufriedenheit hätte Rot-
Grün kein Problem auch beim dritten Anlauf.
Bei mittlerer ökonomischer Unzufriedenheit
kann Rot-Grün nicht allein – wahrscheinlich
nicht einmal: vor allem – mit Ökonomie ge-
winnen. Der Dreiklang macht die Musik. Ge-
winn ist möglich vor allem über die kulturelle
Mehrheit, bei Rückgewinnung eines eigenen
Profils sozialer Gerechtigkeit (nicht zuletzt mit
Gegnerbild und als kleineres Übel), unter Neu-
tralisierung der ökonomischen Mehrheit des
bürgerlichen Lagers.

Keines der beiden Lager hat eine struktu-
relle Mehrheit. Beide haben strukturelle Chan-
cen – aber auf unterschiedlichen Feldern: die
bürgerlichen Parteien bei der Ökonomie
(allerdings mit einem kulturellen Modernisie-
rungsdefizit), die Grünen auf den ökologisch-
kulturellen Feldern. Die SPD weiß nicht ge-
nau, wo sie hingehört. Sie ist die am meisten
zerrissene Partei.

2.1Konsequenzen

Themen-Strategie
Die größten Chancen haben die Grünen mit
einer ökologisch-kulturellen Strategie. Vor al-
lem, wenn sie mit Gerechtigkeitsfragen ver-
knüpft ist. Bei Themen der Ökonomie und

materiellen Gerechtigkeit können sie verlieren,
aber nicht gewinnen.

Kommunikationsstrategie: eine grüne Moder-
nisierungsidee
Die Grünen haben inzwischen viele Elemente
für eine gute Aufstellung als Partei, gelten aber
als langweilig. Es gibt keine neuen Themen,
mit denen sie auf sich aufmerksam machen
könnten. Deshalb die Überlegung, dass die
Grünen nach einer interessanten Selbstdefini-
tion, einer Schlüsselidee suchen könnten.

Für mich sind die Grünen immer die Ein-
heit von Modernisierern und Modernisierungs-
kritikern (‚modernisierungskritische Moderni-
sierer’). Weder Fortschrittsfeinde noch blinde
Modernisierer. Sie haben Moderne und Moder-
nisierung für sich zu einem zentralen Referenz-
punkt gemacht. Ökologie, Bürgergesellschaft,
Nachhaltigkeit und anderes lässt sich in diesen
Kontext einordnen. Es sind Teilkonzepte. Also
müssen die Grünen einen, ihren Standort im
Prozess der Modernisierung finden.
Die Suchaufgabe bestände in Folgendem:
• Einen Maßstab finden, mit dem sie unter-

scheiden können zwischen positivem Fort-
schritt und Fehlentwicklungen der moder-
nen Gesellschaft. Mit dem sie begründen
können, warum sie oft Ja und manchmal
Nein sagen. Wachstum (gesellschaftlichen
Reichtums – z.B. von Wissen, Bildung,
Arbeit) und ‚Grenzen des Wachstums‘ (bei
knappen, endlichen Ressourcen) gehören
für sie zusammen. Zugespitzt formuliert:
Sie sind ‚nachdenkliche, selbstkritische
Modernisierer’.

• Die Grünen müssten sich – zweite Such-
aufgabe – unverwechselbar machen als
Anhänger einer ganzen, unverkürzten Mo-
derne. Der Reduktionismus einer halbier-
ten Moderne hat verschiedene Formen: nur
Rationalisierung, statt auch Wertorientie-
rung; nur Modernisierung der Ökonomie,
statt Modernisierung aller Teilsysteme; nur

Joachim Raschke
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lineare, statt reflexiver Modernisierung. Der
Ansatz wäre also: selbstkritische Weiterent-
wicklung der Moderne, die ‚ganze Moder-
nisierung‘ im Blick. Hier hilft der Moder-
nisierungsbegriff – er setzt breiter an als der
Innovationsbegriff. Er ist auch leichter ge-
gen ökonomische Engführung zu entfalten.

• Die dritte Suchaufgabe: Sich erkennbar
machen als Protagonisten einer wertorien-
tierten Modernisierung. Dafür steht zum ei-
nen das klassische freiheitlich-solidarische
Wertprogramm seit der Französischen Re-
volution (die Grünen haben in ihrem Grund-
satzprogramm darauf aufgebaut). Dafür
steht aber auch die Idee eines dynamischen
Gleichgewichts. Sie wirkt der Verselbstän-
digung der Teilsysteme entgegen – was als
‚Ökonomismus‘ des wirtschaftlichen oder
als Machtbesessenheit des politischen Teil-
systems kritisiert wird.

Eine der Stärken der Grünen liegt darin, sich
nicht auf ökonomische Modernisierung zu re-
duzieren, sondern Aufmerksamkeit für andere
Teilsysteme aufzubringen und Programme
dafür zu entwickeln. ‚Ökologische Moderni-
sierung‘ ist eine Erfindung der Grünen (genau-
er: von Martin Jänicke), das gab es als Kon-
zept vorher nicht. Sie haben Beiträge gemacht
zu ‚kultureller Modernisierung‘, vor allem auf
der Ebene der Lebenswelt: die Themen von
Kinder-Frauen-Familien, bürgerschaftlichem
Engagement, Erweiterungen der Minderheiten-
politik, Zuwanderungspolitik. Bei der Moder-
nisierung des Gerechtigkeitsdenkens sind die
Grünen den Sozialdemokraten um Jahre voraus.

Die Grünen brauchen eine Doppelsymbo-
lik: für das Kreative, Unkonventionelle, Vor-
antreibende und für das Schützende, Schonen-
de, Bewahrende, Ausbalancierende. Für die
Einheit des Dynamisch-Modernisierenden und
des offensiv Modernisierungskritischen. Und
sie brauchen Themen und Projekte, an denen
sie ihre Doppelpoligkeit jederzeit demonstrie-
ren können.

3 Aktuelles Beispiel:
‚Innovationsjahr‘

Auch hier müsste für die Grünen gelten: Zuerst
an die Wähler und das Mandat denken, das sie
von ihnen bekommen haben. Nicht an Journa-
listen, die sich immer mehr zur Aufgabe set-
zen, Politiker vor sich her zu treiben und sich
für so etwas Langweiliges wie Wähler nicht
eigentlich interessieren. Nicht an Franz Münte-
fering, wenn der ihnen ‚Mut zum Irrtum‘ emp-
fiehlt. Es gibt eine Asymmetrie im politischen
System, die für viele Politiker immer mehr zur
Falle wird. Wähler sind selten präsent, Jour-
nalisten, Lobbyisten und Kollegen ständig.

Zwei Fragen stellen sich: Ist Innovation das
grüne Thema und ein grüner Begriff. Wie kön-
nen die Grünen, wenn sie sich auf Innovation
einlassen, auch bei diesem Thema und Begriff
unverwechselbar bleiben?
• Innovation gehört bisher nicht zur grünen

politischen Sprache. Als politische Seman-
tik ist er ein SPD-Begriff. Darüber hinaus
gehört er zur Sprache der Ökonomie, zur
Werbesprache der Wirtschaft, ebenso zur
Forschungspolitik. Kennzeichen des Inno-
vationsbegriffs in Wirtschaft, Forschung,
Entwicklung ist seine Wertneutralität. Das
heißt: Innovation ist nur, was sich auf dem
Markt durchsetzt. Und: Jede (solche) Inno-
vation ist eine gute Innovation. Das ist das
Gegenteil eines grünen Innovationsbegriffs.

• Ist Innovation ein geeigneter grüner Zen-
tralbegriff? Meine Einschätzung: Innovati-
on als Großbegriff ist Teil eines Funktions-
programms der Moderne (Innovation,
Wachstum, Sicherheit). Die Grünen verstän-
digen sich eher über das klassische Wert-
programm der Moderne (liberté, egalité,
fraternité und ihre Weiterentwicklungen als
Emanzipation, Gerechtigkeit, Solidarität,
Nachhaltigkeit etc.). Unsere Gesellschaft
braucht sicherlich mehr Kreativität, Dyna-
mik und Aufbruch. Aber ist es sinnvoll, dass

Müssen die Grünen sich neu erfinden?
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auch Grüne dies vorzugsweise in der Inno-
vations-Sprache ausdrücken? Ich habe
Zweifel.

• Systematisch gesehen ist Innovation Teil
eines frames (eines orientierenden Bezugs-
rahmens), der von anderen gesetzt wird. Die
Grünen haben zwei Optionen: Entweder sie
folgen dem, dann sind sie Mitläufer. Oder
sie betreiben re-framing, das heißt, sie
schneiden den Begriff auf ihre eigentlichen
Intentionen zu, erweitern ihn, machen ihn
mehrdimensional, ordnen ihn ein. Die
Chance dabei: Sie profitieren von der – vo-
raussichtlich – kurzfristigen Aufmerksam-
keit für den Begriff. Das Risiko: Die Grü-
nen werden als spezifisch grün nicht erkenn-
bar oder werden sogar falsch verstanden.
Sie können den Innovationsbegriff natürlich
auch links oder rechts liegen lassen. Oder
ihn – bedenkenlos – als Bereichsbegriff (der
Forschungspolitik etc.) verwenden.

Sinnvoll wäre es, eine Antwort von der grünen
Schlüsselidee her zu geben (zum Beispiel ‚mo-
dernisierungskritische Modernisierer‘). Die
doppelte Suchaufgabe hieße dann: positiv und
negativ bewertete Technologien zu finden.
Gentechnisch veränderte Lebensmittel sind
momentan sicherlich ein grünes Paradebeispiel
für Technik-Ablehnung (gestützt von derzeit
70 Prozent der gesamten Bevölkerung, laut
Infratest dimap). Gleichzeitig brauchen die
Grünen positive Beispiele, außerhalb der Um-
welttechnologie im engeren Sinne. Für Berei-
che wie Gesundheit (bei der roten Gentechnik)
oder der Mobilität (zum Beispiel Verkehrssteu-
erungssysteme, die helfen, Güter auf die Schie-
ne zu bringen).

Die Grünen sollten auch bei ihrer Technik-
Kritik selbstbewusst und offensiv sein. Genau
das, was viele ihrer Anhänger an ihnen schät-
zen, lässt sich durch Leute mit einer anderen
Werthierarchie ins Negative wenden: Dann
werden die Grünen Bedenkenträger, Technik-
feinde, Bremser – eine Einschüchterungskom-

munikation. Man muss das umdrehen. Dabei
sollte man die Gegner nicht wichtiger nehmen
als die eigenen Anhänger. Man darf den Geg-
nern auch nicht in die Falle laufen: Defensive
Kommunikation, die sich für das Bremsen ent-
schuldigt, bestätigt den Gegner. Es gibt gute
Gründe, stolz auf die eigene Technikkritik zu
sein. Ohne die Prüfung, die Folgenabschät-
zung, die Auswahl und selektive Förderung von
Technologien sind die Grünen nichts. Mit der
Leugnung dieser Mission auch nicht. Auch die
Jugend ist in dieser Frage auf Seiten der Grü-
nen. Laut Shell-Jugendstudie 2002: Hinsicht-
lich technischen Fortschritt sagen 52 Prozent
der befragten Jugendlichen, „wenn es Risiken
für den Menschen gibt, sollte man lieber auf
entsprechende technische Entwicklungen ver-
zichten“ (121).

Gegen die hartgesottenen Gegner können
die Grünen gar nichts machen. Die wollen nicht
sachlich und gerecht beurteilen; die bedienen
Stereotypen, auf der Grundlage langlebiger
Images (‚Technikfeinde‘, ‚Fortschrittsfeinde‘,
‚Maschinenstürmer‘). Damit haben auch an-
dere Parteien zu kämpfen: Sozis können nicht
mit Geld umgehen. CDU hat nichts mit den
kleinen Leuten im Sinn. FDP ist die Partei der
Besserverdienenden.

Grüne schwimmen in diesen Fragen inhalt-
lich gegen den Strom wie in den 1970/80er
Jahren. Aber es ist ihr Verdienst und das der
Bewegungen, dass es heute zu Technikfragen
eine kritische, und zu manchen Einzelpunkten
eine gespaltene Öffentlichkeit gibt. Für die
Älteren greifen die Totschlagargumente von
damals nicht. Die Grünen mussten sich seit
1980 wahrlich in vielen Punkten revidieren.
Hier nicht. Aber sie müssen für die Jüngeren
die alten Argumente noch einmal neu formu-
lieren.

Was sich inzwischen geändert hat: Die Grü-
nen haben an Kompetenzzurechnung hinzuge-
wonnen. Sie sind heute zum Beispiel die am
meisten angesehenen Experten für Umweltpo-

Joachim Raschke
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litik. Sie können sagen, wie moderne Umwelt-
politik aussieht, wie sie tatsächlich der techni-
schen Innovation und dem Export hilft, auch:
Wo ihre Schwächen und Defizite liegen. Wahr-
scheinlich müssen die Grünen dafür sorgen,
dass sie kommunikativ nicht in die Umwelt-
ecke abgedrängt werden und neben der Um-
welttechnologie jeweils ein bis zwei aus grü-
ner Sicht positive Technikentwicklungen für
die Bereiche Gesundheit und Verkehr nach
vorne schieben.

Die Gegner der Grünen – und es ist in der
Politik wichtig, gut definierte Gegner zu ha-
ben – sind: der platte Ökonomismus, die Tech-
nikgläubigkeit, die blinde Innovation, die Hur-
ra-Modernisierung. Früher waren es Kollekti-
ve als Gegner: ‚die‘ Industrie, ‚der‘ Staat – zum
Beispiel als ‚Atomstaat‘. Heute stehen die Grü-
nen quer zum Zeitgeist und zu Wiederbele-
bungsversuchen eines alten, eindimensionalen
Fortschrittsdenkens. Als Kollektiv-Gegner ha-
ben sie nur noch die FDP – als die am meisten
ökonomistisch-technikgläubige und von ihren
Wählern ausdrücklich so gewollte Partei.

Meine politische Einschätzung: Die Inno-
vationskampagne geht an den Problemen so-
zialdemokratischer Wähler völlig vorbei. Sie
wird sie auch nicht ablenken von ihren Pro-
blemen. Bei ihren Wählern hat die SPD ein
Gerechtigkeits- und ein Professionalitätsdefi-
zit, kein Reformdefizit. Enttäuschte sozialde-
mokratische Wähler beschäftigen sich derzeit
mit Arzt- und Putzfrau-Fragen, nicht mit Hoch-
technologie und Elitenuniversität.

4 Rot-Grün am Ende?

Rot-Grün ist erst am Ende, wenn die SPD nicht
mehr kann oder nicht mehr will. Bundespoli-
tisch und inhaltlich gesehen wären für die Grü-
nen alle anderen Parteien schlechtere Koaliti-
onspartner als die SPD. Wegen der sozialde-
mokratischen Schwäche, die dieses Mal
vielleicht definitiv nicht mehr nur konjunktu-

rell, sondern auch strukturell ist, müssen sie
sich auf ein Leben ohne die SPD vorbereiten.

Dabei könnte ihnen eine Selbstdefinition
helfen, die sie als dritte Kraft auch inhaltlich
gegenüber den beiden Großparteien erkennbar
macht. Die Rolle einer machtopportunistischen
Pendlerpartei und eines beliebigen Mehrheits-
beschaffers ist schon der FDP nicht bekom-
men. Das wertorientierte grüne Milieu hätte
damit noch mehr Probleme. Die Grünen könn-
ten also selbst für ihre Koalitionspolitik ein
bisschen grüne Philosophie brauchen.

Schwarz-Grün ist zweite Wahl. Nur wenn
keins der beiden Lager eine Mehrheit findet
und eine große Koalition verhindert werden
soll, kommt Schwarz-Grün ins Spiel. Wenn es
ihnen von den Verhältnissen aufgezwungen
wird, aber nicht als eigenes Projekt der Grü-
nen.

Es gibt für Koalitionen eine natürliche Ord-
nung der Dinge. In der Regel werden sie zwi-
schen Parteien gebildet, die sich inhaltlich nä-
her stehen als andere. Das Parteiensystem ist
kein Feld für querfeldein springende Hasen.
Zwischen CDU/CSU und Grünen sind zwei
Parteien platziert, die der Union näher stehen
als die Grünen: FDP und SPD.

Die erste Priorität für die Parteien, aber
auch für ihre Wähler, sind die politischen
Lager: Schwarz-Gelb oder Rot-Grün. Die grü-
nen Wähler wollten am 22. September 2002
zu 85 Prozent Rot-Grün. Seltener wollen die
Wähler die absolute Mehrheit einer der bei-
den großen Parteien. Sie haben sich an den
Gedanken gewöhnt, dass die jeweilige Klein-
partei eine besondere Farbe in ihr Lager bringt
und als Korrektiv für die Großpartei wirkt.
Lagerübergreifende Koalitionen sind nur die
zweite Priorität: Rot-Gelb, Schwarz-Grün
oder die Große Koalition. Meist werden sol-
che Koalitionen nicht durch politischen Wil-
len, sondern durch die Wahlarithmetik her-
beigeführt. Schwarz-Grün kann also dann
entstehen, wenn keines der Lager eine Mehr-

Müssen die Grünen sich neu erfinden?
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heit findet und die Beteiligten eine Große Ko-
alition nicht wollen.

Schwarz-Grün ist also die zweite Wahl. Ob
sie sich gegen eine Große Koalition durchset-
zen kann – das ist meist die eigentliche Alter-
native –, hängt vom Grad inhaltlicher Über-
einstimmung ab. Die Nähe zwischen Schwarz
und Grün ist in der Kommunal- und Landes-
politik vielerorts gewachsen, auf der Bundes-
ebene – im Zeichen des Kampfes gegen Rot-
Grün – jedoch gesunken. Auf den unteren Ebe-
nen haben der wirtschaftspolitische Liberalis-
mus der Grünen, ihre restriktive Haushalts- und
Sparpolitik, sie zu einem umgänglichen Part-
ner der CDU gemacht, wenn nicht kontrover-
se Fragen der Industrie- oder Asylpolitik oder
auch der Inneren Sicherheit dazwischen kom-
men. Grüne schätzen die Sekundärtugenden
der Bürgerlichen, die wiederum den Pragma-
tismus der Grünen.

Auf Bundesebene, mit einer unterschiedli-
chen Themenstruktur, steht vor allem der öko-
logisch-kulturelle Modernisierungsrückstand
der Union schwarz-grünen Koalitionen
entgegen. Der Postmaterialismus hat die CDU,
vor allem aber die CSU noch nicht einmal ge-
streift. Restriktive Zuwanderungs-, repressive
Innere Sicherheitspolitik, Intoleranz bei Min-
derheiten- und Bürgerrechts-, Rückstand bei
moderner Familienpolitik, eine aggressive
Technologiepolitik und manches andere trennt
die Parteien. Dagegen sind sie sich bei Wirt-
schaft-, Finanz- oder Außenpolitik und ver-
schiedenen anderen Fragen deutlich näher ge-
kommen. Gerade für die spezifisch grüne
Agenda auf Bundesebene ist die SPD zwar
Bremser, wäre die Union als ganze und in ih-
rer heutigen Verfassung aber Blockierer.

Schwarz-Grün auf Kommunal- und Landes-
ebene ist jeden Versuch wert. Auf Bundesebe-
ne können sich bei der Koalitionsfrage erst
nach einem Scheitern von Rot-Grün neue Per-
spektiven ergeben. Neben der realen Koaliti-

onspolitik, von der bisher die Rede war, gibt
es eine symbolische Koalitionspolitik. Da re-
det man mit bestimmten Absichten über Koa-
litionen, die man gar nicht eingehen will. Das
tun die Grünen ebenso wie die CDU, weil bei-
de auch innerhalb ihres Lagers beweglicher und
durchsetzungsfähiger werden wollen.

Im Übrigen ist klar: Warum sollten die Grü-
nen passiv hinnehmen, dass die SPD vier, sie
selbst aber nur eine Option haben? Das spricht
immer für eine Erweiterung der Optionen um
Schwarz-Grün. Aus grüner Sicht ist Schwarz-
Grün also die beste aller Möglichkeiten – wenn
Rot-Grün nicht möglich ist. Die aktuelle Ent-
wicklung forciert die Notwendigkeit einer neu-
en Beweglichkeit: Wenn die SPD nicht zu al-
ter Stärke zurückfindet, müssen die Grünen
sowieso andere Wege gehen.

Die Grünen haben ein gutes Wahljahr, aber
möglicherweise ein schlechtes Koalitionsjahr
vor sich. Sie könnten einer der Sündenböcke
für eine verlierende SPD werden. Wählerver-
luste der SPD an die Grünen, Abwahl zweier
rot-grüner Regierungen (S-H und NRW),
Schwarz-Grün-Debatten – das alles können
Argumente gegen sie werden. Ein angeschla-
gener Schröder wird noch unsolidarischer ge-
genüber den Grünen. Obwohl, vielleicht aber
auch, weil er keine Alternative zu Rot-Grün hat.
Er kann die Koalition nicht wechseln (ohne
Neuwahlen). Er hat erklärt, 2006 wieder mit
Joschka Fischer anzutreten. Er kann 2006 nicht
Vizekanzler unter Merkel oder wem auch
immer werden. Rot-Grün ist sein Schicksal –
das wird ihn nicht mit den Grünen solidarisie-
ren.

Joachim Raschke lehrte Politikwissenschaft
an der Universität Hamburg.

Anmerkung
1 Dieser Text basiert auf einem Vortrag des

Autors vor der Bundestagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen im Januar 2004.

Joachim Raschke
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1 Stellenwert der Politik im Leben
von Jugendlichen

Unter den im Jugendalter anstehenden Ent-
wicklungsaufgaben steht die Ausbildung einer
politischen Identität nicht im Vordergrund. Ju-
gendliche müssen sich auf das Erwachsenen-
leben vorbereiten. Dabei bereiten Schule und
Ausbildung die größten Anstrengungen und
Sorgen, der Umgang mit Liebe und Sexualität
den tiefsten Kummer und die meiste Freude.
Diese Vorbereitungen auf Erwachsenenrollen
in Beruf, Ehe und Familie sind eingebettet in
den schwierigen Balanceakt, zu den Eltern ein
gutes emotionales Verhältnis zu bewahren und
gleichzeitig Selbständigkeit im Denken und
Handeln zu gewinnen.

Zu dieser Selbständigkeit im Denken ge-
hört das Entwickeln von Konzepten, die das
eigene Selbst und seine Beziehung zu Ande-
ren betreffen. Die Vorbereitung darauf, Verant-
wortung für einen Beruf, für Menschen in in-
timen Beziehungen und für Kinder zu über-
nehmen, und die Umgestaltung des Verhältnis-
ses zu den Eltern erfordert die Auseinander-
setzung mit der Frage, wer man ist, in Zukunft
sein wird und wie man sein Verhältnis zu an-
deren Menschen und der Gesellschaft gestal-
ten will. Zu diesen Konzepten gehören dem-
nach auch Ideen darüber, wie Gesellschaft
funktioniert und welche Rechte und Pflichten
der Einzelne hat. Insofern stehen die konkre-
ten und unmittelbar drängenden Aufgaben und
Sorgen der Jugendlichen in Verbindung zu
politischen Fragen und damit zu ihrer politi-
schen Identität, auch wenn das Interesse an
Politik gering ist und die Aufgabe, politische
Konzepte zu entwickeln, von den Jugendlichen
nicht als dringlich erachtet wird.

Hans Oswald

Politische Identität und freiwilliges Engagement im Jugendalter

Dieser im Vergleich zu anderen Lebens- und
Aufgabenbereichen geringere Stellenwert der
Politik hängt auch damit zusammen, dass den
Jugendlichen keine politische Verantwortung
gegeben wird. Warum sollen sie sich für Pro-
bleme interessieren, an deren Lösungen sie
nicht beteiligt werden? Dieser offensichtliche
Zusammenhang bildet den Hintergrund für die
Diskussion um das Absenken des Wahlalters
auf 16 Jahre, wie es etwa von Klaus Hurrel-
mann zumindest für Kommunalwahlen gefor-
dert wird.

2 Entwicklung demokratischer
Grundhaltungen

Das im Durchschnitt geringe politische Inter-
esse von Jugendlichen vor dem Erreichen des
Wahlalters ist also einerseits verständlich.
Andererseits stützt sich die Besorgnis über die-
ses Desinteresse auf die Einsicht, dass das de-
mokratische System des Legitimitätsglaubens
der Bevölkerung bedarf, sowie auf das Postu-
lat, dass die Stärke der Demokratie von der
Bereitschaft seiner Bürger abhängt, sich zu
beteiligen und sich um die Belange der Ande-
ren und der Allgemeinheit zu kümmern. Inso-
fern sollten die jungen Menschen politische
Konzepte entwickeln, die auf eine grundsätz-
liche Zustimmung zur demokratischen Regie-
rungsform und auf die Bereitschaft hinauslau-
fen, über die eigene Beteiligung die Regieren-
den zu kontrollieren und einen Beitrag zum
Gemeinwohl zu leisten. Solche Konzepte sind
tatsächlich in beträchtlichem Ausmaß nach-
weisbar. Deutsche Jugendliche sind zwar skep-
tisch gegenüber Politikern, Parteien und be-
stimmten Verfassungsorganen geworden, dies
bedeutet aber keineswegs eine Abkehr von
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demokratischen Prinzipien und eine negative
Bewertung der Demokratie als politische Ord-
nungsidee (Hoffmann-Lange 1999). Für diese
ist die Unterstützung im Laufe der letzten Jahr-
zehnte eher stärker als schwächer geworden.

Die erforderlichen politischen Konzepte
werden früh entwickelt, wie eine international
vergleichende Evaluations-Studie an 14-jähri-
gen Schülern in 28 Ländern zeigt. So äußerten
im deutschen Teil der Studie zwei Drittel der
14-Jährigen die Bereitschaft, sich an nationa-
len Wahlen zu beteiligen. Ein Drittel sagte, sie
würden an gewaltfreien Demonstrationen teil-
nehmen (Oesterreich 2002). Wir wissen aus
anderen Untersuchungen (z. B. Gille/Krüger
2000), dass die Beteiligungsbereitschaft mit
steigendem Alter noch zunimmt. Wichtig an
den Ergebnissen der zitierten Evaluations-Stu-
die ist ebenso der Befund, dass politisches
Wissen und politische Beteiligungsbereitschaft
durch schulische Unterweisung gefördert wer-
den. Hier hatten Schüler des Gymnasiums ei-
nen deutlichen Vorsprung vor Schülern ande-

rer Schultypen. Bedeutsam ist darüber hinaus,
wie sich die Beteiligungsrechte in der Schule
direkt auswirken: Je offener das Klassenklima
war, je mehr Diskussion zugelassen wurde,
desto mehr wussten die Schüler über Politik
und desto häufiger würden sie sich an natio-
nalen Wahlen beteiligen. Ein solches Ergebnis
passt zu Schulversuchen, nach denen sich er-
weiterte Mitbestimmungsrechte der Schüler
positiv auf ihr bürgerschaftliches Engagement
und auf ihre moralische Urteilsfähigkeit aus-
wirken (Oser/Althoff 1992).

Bedenklich an der Evaluations-Studie ist,
dass die deutschen Schüler in ihrer Ablehnung
von Ausländern weit über dem internationalen
Durchschnitt auf dem ersten Platz lagen. Man
kann dies als Indiz für ein verkürztes Demo-
kratieverständnis nehmen, das in der Mehr-
heitsregel das wesentliche Kennzeichen der
Demokratie erblickt und das nicht weniger
wichtige Prinzip des Minderheitenschutzes
übersieht oder gar nicht kennt. Ein komplizier-
tes institutionelles Geflecht von politischen
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Institutionen und Verfahrensregeln sorgt auf
der politischen Makroebene für effektiven
Schutz von Minderheiten. Hinzukommen muss
aber die Einsicht in die Rechte von Minder-
heiten bei den Wählern, weil nur so die not-
wendige Kompromissbereitschaft beim Suchen
von Lösungen und die Akzeptanz gefundener
Kompromisse entstehen kann.

Einsicht in die Rechte von Minderheiten,
mithin Einsicht in die Einschränkung der de-
mokratischen Mehrheitsregel, kann durch
schulische Unterweisung erzeugt und gefördert
werden. Durch erweiterte Mitbestimmungs-
rechte kann Schule darüber hinaus zur Ent-
wicklung der für diese Einsicht notwendigen
Denkweisen und Fähigkeiten beitragen. Diese
sowie politisches und soziales Engagement und
politische Überzeugungen werden aber auch
durch Exploration in anderen Kontexten aus-
gebildet. Besonders wichtig für das Explorati-
onsverhalten von Jugendlichen sind die oft
verteufelten Massenmedien. Sie dienen effek-
tiv zur Information und Meinungsbildung
(Kuhn 2000) und sind nach der Eigenauskunft
von Jugendlichen wichtiger als alle anderen
Kontexte.

Ich selbst halte den Elternkontext für noch
bedeutsamer als die Schule und die Massen-
medien; denn in der Familie entwickeln sich
Grundhaltungen wie Hilfs- und Verantwor-
tungsbereitschaft als Basis für späteres politi-
sches Engagement. Eltern fördern oder unter-
drücken durch ihren Erziehungsstil solche
Grundhaltungen, und in ihrem Verhalten wer-
den sie als Vorbild und Modell genommen. Ob
Eltern darüber hinaus einen direkten Einfluss
auf die politischen Meinungen ihrer jugendli-
chen Kinder haben, wird in der Forschung kon-
trovers diskutiert. Bedeutsam sind die Eltern
aber nicht nur, wenn von ihnen Meinungen
direkt übernommen werden. Viele Jugendliche
entwickeln ihre Ideen vielmehr in Diskussio-
nen und Auseinandersetzungen mit ihren El-
tern, sie werden von diesen angeregt, zu Wi-

derspruch gereizt und bringen nicht selten diese
selbst zum Nachdenken und Ändern ihrer
Meinungen.

Einen anderen bedeutsamen Kontext der
Exploration für politische Denk- und Hand-
lungsmöglichkeiten bilden die Gleichaltrigen,
die sich einerseits unter dem Gesichtspunkt der
Ähnlichkeit ihrer politischen Orientierung als
Freunde auswählen, sich aber andererseits in
Diskussionen und Aktivitäten bestärken und
wechselseitig beeinflussen. Beide Typen von
Prozessen führen dazu, dass sich befreundete
Jugendliche in ihrem politischen Interesse oder
Desinteresse und in ihrer Beteiligungsbereit-
schaft und in ihrem freiwilligen Engagement
oft ähneln. Auch Meinungsangleichungen kann
es geben, doch ist dies noch nicht ausreichend
erforscht.

3 Freiwilliges Engagement in den USA

Einen weiteren relevanten Kontext für die Ex-
ploration der Verpflichtungen, die der Einzel-
ne Anderen und der Gemeinschaft gegenüber
einzugehen bereit ist, dürften Institutionen bil-
den, in denen Jugendliche sich freiwillig en-
gagieren. Die Diskussion hierüber ist in
Deutschland belastet, weil der freiwillige Ein-
satz von Jugendlichen für Gemeinschaftsauf-
gaben in den diktatorischen Systemen des 20.
Jahrhunderts missbraucht wurde und insofern
keine ungebrochene Tradition mehr besitzt. Die
neuerdings dennoch aufgekommene jugendpo-
litische Diskussion zum freiwilligen gemein-
nützigen Engagement hat als ökonomischen
Hintergrund die Krise des Wohlfahrtstaates und
die damit verbundene Forderung, die Selbst-
tätigkeit der Bürger im Sinne der Zivilgesell-
schaft zu stärken. Das Vorbild bildet dabei ex-
plizit oder implizit die große Bedeutung frei-
williger Tätigkeit in den Vereinigten Staaten
von Amerika. Dasselbe gilt für die wissen-
schaftliche Erforschung der freiwilligen ge-
meinnützigen Tätigkeit Jugendlicher, zu der es
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in Deutschland im Unterschied zu den USA
erst seit wenigen Jahren vereinzelte Untersu-
chungen gibt.

Als Alexis de Toqueville in der ersten Hälf-
te des 19. Jahrhunderts Amerika bereiste, war
er beeindruckt davon, dass die Amerikaner für
jeden Zweck Assoziationen gründeten, in de-
nen sie ihre Probleme lösten, und er sah in die-
sen Vereinigungen das demokratische Kern-
stück des Landes (1987: Teil II, Kap. 5). In
diesen Zusammenschlüssen erkannte er Garan-
ten des Minderheitenschutzes und der Freiheit
vor einem zur Übermacht tendierenden zen-
tralisierten Staat: „Träte die Regierung überall
an die Stelle der Vereinigungen, so wäre die
sittliche und geistige Kraft eines demokrati-
schen Volkes ... gefährdet.“ (ders., Bd 2: 164).
Der Einsatz der modernen amerikanischen
Kommunitaristen für die Übernahme von Ver-
antwortung durch jeden einzelnen (z. B. Etzi-
oni 1995) erklärt sich zu einem guten Teil durch
wachsende zentralistische und wohlfahrtstaat-
liche Tendenzen in den USA, durch die die von
de Toqueville apostrophierte „sittliche und
geistige Kraft“ der Bevölkerung geschwächt
würde. Quer durch die amerikanischen Partei-
en und akademischen Disziplinen gibt es ei-
nen breiten Konsens darüber, dass Jugendli-
che an den freiwilligen, ehrenamtlichen Ein-
satz in gemeinnützigen Einrichtungen heran-
geführt werden sollten.

Nach großen Meinungsumfragen beteiligen
sich jedes Jahr über die Hälfte der Jugendli-
chen in den USA als ‚Volunteers‘ an ‚Com-
munity Service‘, viele davon wöchentlich oder
monatlich. Schulen anerkennen gemeinnützi-
ge Arbeit als extracurriculare Aktivitäten, für
die es Bonuspunkte gibt, und der Bundesstaat
Maryland sowie mehrere Städte wie Chicago
oder Washington machten die Teilnahme an
ehrenamtlicher Tätigkeit zu einer Vorausset-
zung für die Abschlussprüfung der Highschool.
Diese breite Akzeptanz und das Gewicht, das
der ehrenamtlichen Tätigkeit gegeben wird,

führte zu einer Vielzahl von empirischen For-
schungen, in denen die Zusammensetzung der
Teilnehmer an diesen Programmen analysiert
und die Wirkung der Programme durch Längs-
schnittstudien getestet wurde.

In einer Meta-Untersuchung von 44 solcher
Studien arbeiteten Yates und Youniss (1996) un-
ter drei Gesichtspunkten heraus, worin die Be-
deutung der Teilnahme an solchen extracurricu-
laren Aktivitäten für die Entwicklung von sozio-
kognitiven Fähigkeiten der Jugendlichen liegt:

(1) Unter der Überschrift ‚Agency‘ wurden
Wirkungen auf das Selbstbewusstsein, Selbst-
vertrauen und das Gefühl der Selbstwirksam-
keit festgestellt. Jugendliche stärken demnach
durch die Teilnahme an gemeinnützigen Pro-
grammen über das jeweilige Programm hin-
aus ihr Aktivitätspotential. In manchen Studi-
en wurde sogar eine Verbesserung der schuli-
schen Noten nachgewiesen.

(2) Durch die Arbeit mit Benachteiligten
wurde Isolation und Entfremdung vermindert
und Toleranz gegenüber Minderheiten gestei-
gert. Auch hier scheint es direkte Effekte auf
das Verhalten in der Schule zu geben. Sie be-
stehen z.B. in geringeren Disziplinproblemen
einschließlich Schuleschwänzen.

(3) Unter der Überschrift ‚Moralisch-poli-
tisches Bewusstsein‘ wurden Ergebnisse be-
richtet, nach denen die ehrenamtliche Tätig-
keit zum Anstieg von Empathie und Hilfsbe-
reitschaft führt, aber auch zu moralischer Re-
bellion gegen Zwang sowie zu prinzipienge-
leitetem moralischen Denken und somit zur
höchsten Stufe der Moralentwicklung.

Jugendliche scheinen als Freiwillige Fähig-
keiten und Einstellungen weiter zu entwickeln,
die für Beschreibungen des mündigen Bürgers
zentral sind:
• Zum einen das Selbstbewusstsein, etwas

bewirken zu können, als Voraussetzung für
politisches Handeln;

• des Weiteren das Gefühl, zur Gemeinschaft
zu gehören und ihr gegenüber eine Ver-

Hans Oswald
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pflichtung zu haben, obgleich diese Gemein-
schaft aus sehr unterschiedlichen Menschen
besteht, die aber auch als Benachteiligte und
Bedürftige sowie als Mitglieder jedweder
Minderheit ein Anrecht auf Anerkennung,
Respekt und Unterstützung haben;

• schließlich die Fähigkeit, den eigenen Inte-
ressenstandpunkt relativieren und sich für
Schwächere und Benachteiligte einsetzen zu
können, gleichzeitig aber den Herrschen-
den dort zu widerstehen, wo sie unbillige
Restriktionen setzen und unberechtigten
Zwang ausüben.

Auch wenn die Konzepte von Diskussions- und
Kompromissfähigkeit in dem aufgeführten
Katalog der Wirkungen nicht explizit auftau-
chen, so sind sie doch untrennbar mit den ko-
gnitiven Strukturen verbunden, die mit Kon-
zepten wie Empathie und den höheren Stufen
des moralisch-politischen Argumentierens an-
gesprochen werden: was unbillig und unbe-
rechtigt ist, stellt sich in Diskussionen und
Auseinandersetzungen heraus, die oft nur dann
zu tragfähigen Lösungen führen, wenn Einsicht
in die Interessenlage der jeweils anderen Seite
besteht, und wenn die Bereitschaft vorhanden
ist, diese andere Seite in Kompromissen zu
berücksichtigen.

Aufschlussreich sind nicht nur die referier-
ten Ergebnisse der vielfältigen empirischen
Forschung zu den positiven Folgen ehrenamt-
licher Tätigkeit, sondern auch gescheiterte Ver-
suche, solche Wirkungen nachzuweisen. Nicht
alle freiwilligen Tätigkeiten haben die be-
schriebenen Wirkungen und nicht alle Jugend-
lichen entwickeln die entsprechenden Einstel-
lungen und Haltungen. Viele Schulen in den
USA haben Schwierigkeiten, ihre Schüler in
Institutionen unterzubringen, in denen sich
diese positiv weiterentwickeln können. Beson-
ders wirkungsvoll scheinen Programme zu
sein, in denen sich Jugendliche mit der Situa-
tion benachteiligter Bevölkerungsgruppen
auseinander setzen müssen, sich der eigenen,

privilegierten Lage bewusst werden können
und auf der Grundlage dieser Erfahrungen
Vorstellungen von Gerechtigkeit und eigener
Verantwortung bilden. Ehrenamtliche Tätigkei-
ten, in denen die Jugendlichen nicht mit be-
dürftigen Menschen in Beziehung kommen,
scheinen dagegen weniger wirksam zu sein
(McLellan/Youniss 2003).

Starkes altruistisches Engagement in der
Jugendzeit kann eine Identität erzeugen, für die
Helfen und Einsatz für Andere eine Selbstver-
ständlichkeit ist. Dies lässt sich aus einer Stu-
die schließen, in der außergewöhnlich hilfsbe-
reite Jugendliche mit normal aktiven Jugend-
lichen verglichen wurden (Hart/Figley 1995).
Diese Untersuchung scheint mir insofern be-
sondere Aufmerksamkeit zu verdienen, weil sie
zeigt, dass die Extremgruppe der besonders
Hilfs- und Einsatzfreudigen so bemerkens- und
erforschenswert ist wie das andere Extrem der
delinquenten Jugendlichen, aber im Unter-
schied zur letzteren in der öffentlichen und in
der wissenschaftlichen Wahrnehmung völlig
vernachlässigt wird.

4 Konsequenzen für Deutschland

Deutschland ist in weit stärkerem Ausmaß als
die USA ein Wohlfahrtsstaat. Das kann man
in vielerlei Hinsicht als Vorteil ansehen und
mancher Besucher Amerikas wundert sich, in
welchem Umfang private Vorsorge für jeden
Einzelnen und private Initiativen für Bedürfti-
ge notwendig sind, und preist das soziale Netz
der Bundesrepublik. Insofern besteht für frei-
williges Engagement eine geringere Notwen-
digkeit. Andererseits hat auch Deutschland eine
lange Tradition ehrenamtlichen und freiwilli-
gen Engagements und die Krise des Sozialstaa-
tes bringt seit Jahren Initiativen hervor, die den
Einsatz für Andere und die Übernahme von
Verantwortung stärken und vergrößern sollen.

Ehrenamtliche Tätigkeit ist in Deutschland
tatsächlich weniger verbreitet als in den USA,
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aber der Anteil von Jugendlichen, der sich für
Andere engagiert, ist nicht unbeträchtlich und
dürfte sich in der Größenordnung von einem
Fünftel bis zu einem Drittel eines Jahrganges
bewegen. In einer international vergleichenden
Untersuchung von zehn Ländern schneidet
Deutschland mit 23 Prozent Engagierten un-
ter den 14- bis 24-Jährigen allerdings schlech-
ter ab als andere westeuropäische Wohlfahrts-
staaten (Gaskin et al. 1996).

Diejenigen Jugendlichen, die sich gemein-
nützig und ehrenamtlich engagieren, sind in
Hinsicht auf politisches Engagement oft eine
positive Auswahl, weshalb aus vorliegenden
Querschnittsbefragungen nur mit Vorsicht auf
Wirkungen solcher Tätigkeiten geschlossen
werden kann. Jedenfalls haben Freiwillige al-
ler Altersgruppen in einer deutschen Untersu-
chung signifikant höhere Werte als eine Kon-
trollgruppe in Bereichen wie Verantwortungs-
übernahme und Gerechtigkeitsempfinden (Mo-
schner 1994). Auch Wehrdienstverweigerer
mögen bereits vor ihrem Zivildienst durch-
schnittlich politisch engagierter sein als Wehr-
dienstleistende. Die intensive Beschäftigung
mit Pflegebedürftigen, Alten, Kranken oder
Behinderten bietet aber zusätzliche Lernchan-
cen in Richtung sozialer Verantwortungsüber-
nahme und Hilfsbereitschaft (Bartjes 1996). In
einer Mannheimer Studie wurden aktive und
nichtaktive Vereinsmitglieder verglichen und
festgestellt, dass die Aktiven eine entwickelte-
re Identität besitzen, über ihre ehrenamtliche
Tätigkeit zu einer neuen Sicht ihrer Lebenssi-
tuation kommen und in diesem Sinn ihren ei-
genen Interessenstandpunkt transzendieren
können (Hofer/Buhl 2000). Die empirische
Untersuchung des ‚Sozialen Jahres‘ in der
Bundesrepublik steht meines Wissens noch
aus.

Ein Ergebnis eigener Forschungsbemühun-
gen zeigt, dass nicht jede freiwillige Tätigkeit
zu demokratischem Engagement führt: Jugend-
liche Wähler rechtsradikaler Parteien in einem

neuen Bundesland waren überdurchschnittlich
häufig in einem gemeinnützigen Verein, wo-
bei es sich oft um erlebnisorientierte Organi-
sationen wie die Freiwillige Feuerwehr, die
DLRG oder das Rote Kreuz handelte. Damit
soll nicht ausgedrückt werden, dass freiwilli-
ge gemeinnützige Tätigkeiten in erlebnisori-
entierten Organisationen schlecht seien. Das
Ergebnis deutet nur auf Folgendes hin: Nicht
alle freiwilligen Tätigkeiten haben dieselben
positiven Folgen für die Entwicklung zu einer
demokratischen Persönlichkeit. In dieser Fra-
ge besteht ein ausgesprochener Forschungsbe-
darf.

5 Fazit

Ein langjähriger Topos der Kritik an der heuti-
gen Jugend besteht in der Klage, dass sie nicht
bereit sei, sich für die öffentlichen Belange zu
engagieren und Verantwortung zu übernehmen,
und dass sie sich nicht für Politik interessiere.
Dabei wird oft auf Egoismus und Hedonismus
der Jugendlichen sowie auf die zu Grunde lie-
gende Individualisierung und Pluralisierung
der Gesellschaft verwiesen. Ich schließe mich
dieser Kritik aus zwei Gründen nicht an:

Erstens ist ein sehr hohes politisches Enga-
gement bei der Mehrheit der Jugendlichen
nicht zu erwarten, da andere Entwicklungsauf-
gaben für Jugendliche höhere Priorität haben.
Vor allem sind der Vorwurf und die Kritik, die
Jugendlichen seien nicht bereit, Verantwortung
zu übernehmen, einerseits haltlos, weil ihnen
politische Verantwortung vor ihrer Wahlmün-
digkeit nicht gegeben wird. Andererseits kön-
nen viele Jugendliche schwere Verantwortung
im privaten Bereich bewältigen. Nach den gro-
ßen Surveys kann nur eine Minderheit von Ju-
gendlichen als hedonistisch bezeichnet werden
und manche Ergebnisse der empirischen For-
schung sprechen dafür, dass prosoziale Einstel-
lungen weiter verbreitet sind als egoistische
(Killen/Turiel 1998).
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Zweitens zeigt die Verteilung der Antwor-
ten auf Fragen zur politischen Beteiligungs-
bereitschaft in allen entsprechenden Untersu-
chungen ein weites Spektrum und die Anteile
derer, die sich in unterschiedlicher Weise en-
gagieren, sind beträchtlich. Dies bezieht sich
auf die Beteiligung an Demonstrationen und
anderen Formen des politischen Protestes
ebenso wie auf die Mitgliedschaft in vielen
Organisationen und auf die Hilfsbereitschaft
in unterschiedlichen Gebieten. Das Wählen bei
nationalen Wahlen wird geradezu für eine
Pflicht gehalten, obgleich unsere Verfassung
nur ein Wahlrecht kennt.

Dem insgesamt bunten Bild jugendlichen
Engagements und jugendlicher Beteiligungs-
bereitschaft entspricht ein vielfältiges Explo-
rationsverhalten. Nach der hier vertretenen
Auffassung von Sozialisation konstruieren Ju-
gendliche ihre politische Identität in vielen
Feldern. Neben der wichtigen Bedeutung der
Massenmedien für die Informationsvermittlung
ist hier zunächst der Elternkontext zu nennen,
in dem politisch bedeutsame Grundhaltungen
entstehen. Eltern dienen teilweise als Modell,
mit zunehmendem Alter tragen die Jugendli-
chen aber auch Ideen, Haltungen und Verhal-
tensweisen von außerhalb in die Familie hin-
ein und erproben sich in Diskussionen und
Auseinandersetzungen. Für viele Jugendliche
ist es wichtig, dass die Eltern ein Diskussions-
forum und eine Projektionsfläche für die eige-
nen politischen Ideen bilden. Noch kaum er-
forscht sind die Veränderungen in der Identi-
tät von Eltern, die durch Auseinandersetzun-
gen mit Positionen der Kinder entstehen.

Von großer Bedeutung für die politische
Identitätsentwicklung ist die Schule. Ich bin
nicht sicher, ob aufgrund des (noch) gering
entwickelten Interesses die Unterweisung in
einem Fach ‚Politische Bildung‘ bereits im
Alter von unter 15 Jahren große Wirkung ha-
ben kann. Immerhin lassen sich in der oben
referierten internationalen Evaluations-Studie

für 14-Jährige Effekte des Unterrichts auf das
Wissen nachweisen. Darüber hinaus kann die
Schule über die Erweiterung von Mitbestim-
mungsmöglichkeiten der Schüler zur politi-
schen Identitätsbildung beitragen, weil durch
demokratische Beteiligung in der Schule die
Identifikation mit der Demokratie und ihren
Verfahrensregeln und die Bereitschaft zur po-
litischen Beteiligung gefördert wird.

Von Alexis de Toqueville und der komm-
unitaristischen Bewegung in den USA können
wir lernen, welche Bedeutung die ehrenamtli-
che und freiwillige Tätigkeit für ein demokra-
tisches Gemeinwesen hat. Von amerikanischen
Schulen und Schulverwaltungen können wir
uns anregen lassen, der ehrenamtlichen Tätig-
keit auch in den Schulcurricula einen Stellen-
wert zu geben. Kinder und Jugendliche haben
ein großes Potential an Hilfsbereitschaft, das
vergessen wird, wenn über die heutige Jugend
geklagt wird. Dabei denke ich nicht nur an die
Minderheit einer Hilfe-Elite, deren außerge-
wöhnliche Leistungen sich im Gegensatz zu
der anderen Minderheit der Schläger, Rohlin-
ge und Delinquenten der Aufmerksamkeit der
deutschen Jugendforschung gänzlich entzie-
hen. Ich denke besonders an die große Mittel-
gruppe derer, die Mitleid haben, wenn sie Not
sehen, die bei Katastrophen Geld spenden, die
für Hilfsaktionen begeisterungsfähig sind. Leh-
rer haben Erfahrungen mit dieser großen Mit-
telgruppe. Wieso nutzen wir dieses Potential
nicht systematisch, wieso schaffen wir nicht
Situationen und Strukturen, in denen sich Kin-
der und Jugendliche zu ihrem eigenen Vorteil
und zum Nutzen der Gesellschaft bewähren
können?

Die Strukturen der Europäischen Union
vergrößern die Gefahr des Wohlfahrtsstaates,
dass individuelle Verantwortlichkeit an anony-
me Bürokratien abgeschoben wird. Die zuneh-
mende Beschwörung in den großen Medien
wie in wissenschaftlichen Publikationen, die
Bürgergesellschaft zu stärken, verweist darauf,
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dass der Kommunitarismus auch in Europa ei-
nen Stellenwert haben könnte. Die Prozesse der
Globalisierung zwingen dazu, diese Perspek-
tive noch zu erweitern. In Hinblick auf das neue
Jahrtausend hat James Youniss zusammen mit
amerikanischen und deutschen Jugendfor-
schern (2002) einen programmatischen und
empirisch fundierten Artikel geschrieben. Hier
wird gezeigt, welche Rolle die freiwillige eh-
renamtliche Tätigkeit in Zeiten der Globalisie-
rung leisten kann und soll, um die Bürgerge-
sellschaft in jedem einzelnen Land nicht nur
auf die lokalen und nationalen Probleme zu
beziehen, sondern auf die Lösung der Welt-
probleme. Die Globalisierung bedeutet für das
Bürgerengagement eine neue Herausforderung
und für jugendliche Begeisterung ein weltwei-
tes Betätigungsfeld, das schrittweise zu er-
schließen die Aufgabe der nächsten Jahrzehn-
te ist.

Hans Oswald arbeitet als pensionierter Pro-
fessor für Erziehungswissenschaft an der Uni-
versität Potsdam über politische Sozialisation
und die Ungleichheit von Kindern.
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Redaktionsarbeit in wissenschaftlichen oder
politischen Zeitschriften stellt besondere An-
forderungen. Die redaktionelle Planung legt
Heftkonzepte fest, die im Gespräch mit den
Autoren umgesetzt werden müssen. In der
Bearbeitung der Manuskripte muss den Tex-
ten in Rücksprache mit den Autoren der in-
haltliche Feinschliff verpasst werden. In dem
Praxisseminar wird in Kooperation mit der
Redaktion der Vierteljahresschrift „For-
schungsjournal Neue Soziale Bewegungen“
das Themenheft „Macht der Bürokratie –
Ohnmacht der Politik“ redaktionell bearbei-
tet. Nach einem inhaltlichen Input zum The-
ma durch einen ausgewiesenen Experten wer-
den Manuskripte redigiert und korrigiert und
in einer Redaktionskonferenz erörtert. Heraus-
geber und Redakteure der Zeitschrift wirken
mit.

Das Seminar bietet Einblicke in die kon-
krete Arbeit der sozialwissenschaftlichen Zeit-
schriftenproduktion und bietet Möglichkeiten,
die eigene redaktionelle Kompetenz weiterzu-
entwickeln. Kontakte mit der Redaktion bie-
ten auch die Möglichkeit einer künftigen Mit-
arbeit in der ehrenamtlichen Redaktion des
Forschungsjournals.
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• Impuls-Referat: „Macht der Bürokratie –

Ohnmacht der Politik“
• Diskussionsrunde zum Schwerpunktthema
• Vorbereitung, Planung und Nachbereitung

eines Schwerpunktheftes
• Vermittlung von Fertigkeiten der redaktio-

nellen Textbearbeitung
• Umgang mit und inhaltliche Bewertung von

Manuskripten
• Vermittlung redaktioneller Anforderungen

• Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für Fach-
zeitschriften

Ihr Nutzen:
Sie lernen die praktischen Anforderungen der
Redaktionsarbeit in wissenschaftlich/politi-
schen Zeitschriften kennen und erhalten die
Möglichkeit des Austausch und intensiven
Kontakts mit Redaktion und Herausgebern

Methoden:
• Referate und Diskussionen
• Arbeitsgruppen, Werkstattgespräch und

Redaktionskonferenz

Zielgruppe:
Journalisten mit Schwerpunkt Wissenschafts-
journalismus, Sozialwissenschaftler (auch
noch Studierende), Journalistik/Publizistik stu-
dierende

Teilnehmerzahl:
maximal 25 Personen

Ort/Termin:
Bonn, 16. bis 18. Juli 2004

Gebühr:
160,- Euro

Anmeldungen an:
Friedrich-Ebert-Stiftung, JournalistenAkade-
mie, 53170 Bonn
Telefax: 0228/883325, e-mail:
Marion.Wolf@fes.de

Inhaltliche Rückfragen:
Dr. Rudolf Speth, Tel.: 030/3921768;
e-mail: rudolf.speth@web.de

Seminarankündigung

Redaktionsarbeit in wissenschaftlichen/politischen Fachzeitschriften
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1 Einleitung chen Diskussion der letzten Jahre zu einem
erheblichen Bedeutungsgewinn der assoziati-
ven Lebenswelt beigetragen haben. Diese Ent-
wicklungstendenzen werden zumeist als Kri-
sen etikettiert, nämlich als Krise des Wohl-
fahrtsstaats, Krise der Arbeitsgesellschaft, Kri-
se des sozialen Zusammenhalts und Krise der
Demokratie. Vereine werden in all diesen Kri-
sendiskursen als alternative Steuerungsressour-
cen und multifunktionale Akteure zur Bewäl-
tigung dieser disparaten, zugleich aber wech-
selseitig aufeinander bezogenen Krisenphäno-
mene (wieder-)entdeckt. Der vorliegende Bei-
trag führt in aktuelle Ansätze ein, in denen
Vereine als Hoffnungsträger zur Linderung der
vier Krisenphänomene diskutiert werden.

2 Vereine im aktuellen Diskurs
2.1 Vereine und die Krise des

Wohlfahrtsstaats

Die Debatte über die Krise des Wohlfahrtsstaats
begann in der Bundesrepublik Mitte der 1970er
Jahre. Unter dem Eindruck der ersten Ölkrise,
die zu einer weltweiten Wirtschaftsflaute und
steigenden Arbeitslosenzahlen führte, und des
Berichts des Club of Rome über die ‚Grenzen
des Wachstums‘ wurde nicht nur das Ende des
seit dem Zweiten Weltkrieg anhaltenden Wirt-
schaftswachstums thematisiert, sondern auch
das sozialdemokratische Modell vom „Staat als
Hüter und Wächter des Gemeinwohls“ (Na-
schold 1993) in Frage gestellt. In diesem Mo-
dell spielte die ‚aktive Bürgerschaft‘ eine un-
tergeordnete Rolle: Nicht hohe Beteiligungs-
quoten und die ‚Inputs‘ der Bürger, sondern
das staatliche Leistungsniveau und die ‚Out-

Sebastian Braun

Die Wiederentdeckung des Vereinswesens im Windschatten
gesellschaftlicher Krisen

Es war vor rund einem Jahrhundert Max We-
ber, der in seiner programmatischen Rede auf
dem ersten deutschen Soziologentag im Jahr
1910 eine Soziologie des Vereinswesens als
fundamentale Aufgabe der Soziologie verstan-
den wissen wollte.

Dass die deutsche Soziologie Webers For-
schungsanregungen nicht immer folgte, hat
Siewert (1984: 180) rund 70 Jahre später kri-
tisch bilanziert und pointiert interpretiert: „Es
scheint, als blicke die ,Zunft‘ nach wie vor ein
wenig mitleidig auf die Niederungen der Ver-
einsforschung“. Zu einer ähnlich skeptischen
Einschätzung kam Mitte der 1990er Jahre auch
noch Zimmer (1996), die seinerzeit eine grund-
legende Arbeit über das Vereinswesen in
Deutschland vorlegte. Auch sie beklagte die
mangelnde Relevanz des Vereins in den deut-
schen Sozialwissenschaften, die diesen „als
antiquierte, nicht mehr zeitgemäße Organisa-
tionsform beinahe schon zu den Akten gelegt
hatte“ (1996: 11) und in erster Linie mit Spie-
ßigkeit und Vereinsmeierei assoziierte – nach
dem altbekannten Motto: In seinem Verein, da
richtet man sich’s gemütlich und behaglich ein.

Wie behaglich es in Deutschland dann ei-
gentlich zugehen müsste, lassen aktuelle Schät-
zungen nur erahnen. Demnach sind derzeit
zwischen knapp der Hälfte und fast zwei Drit-
teln der Bevölkerung Mitglied in rund 500.000
bis fast 700.000 Vereinen. Allerdings ist es
nicht die Behaglichkeit, sondern vielmehr das
Unbehagen über längerfristige Entwicklungs-
tendenzen in Deutschland, die in der gesell-
schaftspolitischen und sozialwissenschaftli-

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 1/2004
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puts‘ des politisch-administrativen Systems
galten als Maßstab für die Funktionstüchtig-
keit des Gemeinwesens. Dieses wohlfahrts-
staatliche Arrangement wurde von verschiede-
nen Seiten kritisiert, wobei sich die Wieder-
entdeckung von anti-institutionellen sozialen
Bewegungen und sozialem Pluralismus auf
‚links-alternativer‘ Seite mit Forderungen nach
Entstaatlichung, Privatisierung und Subsidia-
rität auf ‚liberal-konservativer‘ Seite berühr-
ten.

Seitdem haben vor allem marktliberale Vor-
schläge zur Umgestaltung des Wohlfahrtsstaats
an Bedeutung gewonnen. Deren Befürworter
und Gegner sind sich zwar nach wie vor alles
andere als einig; in einem Punkt ist ihre Argu-
mentationsbasis aber ähnlich: Markt, Staat und
der einzelne Bürger werden zumeist isoliert
betrachtet, während gesellschaftliche Assozi-
ationsformen – mit Ausnahme der Familie –
nebensächlich sind. Genau in diese Lücke sto-
ßen die Kritiker: Sie suchen nach einer grund-
sätzlichen Neuordnung der institutionellen
Arrangements des Wohlfahrtsstaats und setzen
dabei insbesondere auf Akteure der Wohlfahrts-
produktion jenseits von Markt und Staat so-
wie auf eine Stärkung von bürgerschaftlicher
Mitwirkung und Selbsthilfe (vgl. im Überblick
Evers/Olk 1996). Wohlfahrtsrelevante Güter
und Kostenvorteile, die durch unbezahlte
(Laien-)Tätigkeiten insbesondere auch in Ver-
einen entstehen, werden mittlerweile quer
durch das Parteienspektrum wieder entdeckt.

Diese Akzentverlagerung begründet auch
die Popularität von Ansätzen, die seit Länge-
rem unter Begriffen wie ‚welfare-mix‘, ‚Wohl-
fahrtspluralismus‘ oder ‚gemischte Wohlfahrts-
produktion‘ diskutiert werden – Ansätze, die
vor allem den Unterschied zur Sozialstaatlich-
keit hervorheben: Der Bürger wird nicht nur
als Klient und Konsument, sondern mit seinem
alltäglichen Engagement als wichtige Säule im
gesellschaftlichen Bedarfsausgleich betrachtet.
Der Staat gilt zwar weiterhin als maßgeblicher

Träger sozialer Dienste und Einrichtungen; in
erster Linie soll er aber regulierende und mo-
derierende Aufgaben übernehmen. Während
Staat und Verwaltung bisher die Gewährleis-
tungs-, Finanzierungs- und Vollzugsverantwor-
tung bei der Herstellung öffentlicher Güter und
wohlfahrtsrelevanter Leistungen innehatten,
sollen sie sich nun auf die Gewährleistungs-
funktion beschränken, die Vollzugs- und Fi-
nanzierungsverantwortung (zumindest teil-
weise) an freie Träger wie Vereine abtreten und
damit zugleich ‚Gelegenheitsstrukturen‘ für
bürgerschaftliches Engagement schaffen. Vom
‚schlanken‘ zum ‚aktivierenden Staat‘ lautet
das Motto, das eine neue Verantwortungstei-
lung zwischen Staat und Gesellschaft vorsieht.

2.2 Vereine und die Krise der
Arbeitsgesellschaft

Eines der offensichtlichsten Probleme des deut-
schen Wohlfahrtsstaats ist darin zu sehen, dass
seit Mitte der 1970er Jahre eine wellenförmi-
ge, aber fortlaufende Zunahme von Personen
zu konstatieren ist, die erwerbstätig sein möch-
ten, die aber keine (ihnen zusagende) Beschäf-
tigung im Sinne einer unbefristeten, sozialver-
sicherungspflichtigen und tariflich gebundenen
Vollzeiterwerbstätigkeit finden. Während in
den Nachkriegsjahrzehnten, der Blütezeit des
Fordismus, das Zusammenspiel von keynesia-
nischer Wirtschaftspolitik, sozialer Umvertei-
lung, Ausbau des Wohlfahrtsstaats und Ent-
wicklung der industriellen Beziehungen das
Ziel der Vollbeschäftigung in greifbare Nähe
rückte und sich unter diesen Rahmenbedingun-
gen das so genannte Normalarbeitsverhältnis
herausbildete, entpuppte sich diese Vorstellung
bereits seit Mitte der 1970er Jahre als ein „kur-
zer Traum immer währender Prosperität“ (B.
Lutz). Denn seit der ersten Ölkrise ist es nicht
mehr gelungen, den rezessionsbedingten An-
stieg von Arbeitslosigkeit im folgenden Wirt-
schaftsaufschwung auf das Ausgangsniveau
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zurückzuführen, womit sich Arbeitslosigkeit
den Wellenbewegungen von Konjunktur und
Rezession entzog.

Seitdem ist nicht nur eine Tendenz zur Ver-
festigung von Arbeitslosigkeit als dauerhafter
Soziallage zu konstatieren, sondern auch ein
deutlicher Anstieg atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse und diskontinuierlicher Erwerbs-
verläufe, während der Anteil der Normalar-
beitsverhältnisse, noch heute Kern sozialer
Schutzregelungen im Arbeits- und Sozialrecht,
kontinuierlich zurückgegangen ist. Parallel
dazu expandierte die sich dem offiziellen Wirt-
schaftskreislauf entziehende ‚Schattenwirt-
schaft‘.

Vor diesem Hintergrund entfaltete sich Ende
der 1970er Jahre eine Diskussion über ‚Alter-
nativökonomie‘, die das Phänomen der Arbeits-
losigkeit im Kontext der lohnarbeitszentrier-
ten sozialstaatlichen Sicherungssysteme the-
matisierte und auch den Schnittpunkt „zwi-
schen Arbeitsamt und Ehrenamt“ (Evers 1986)
in den Blick nahm. Hinzu kamen vielfältige
Beiträge aus der Frauenbewegung, die auf die
ungleiche Bewertung verschiedener Tätigkeits-
formen aufmerksam machte und die soziale
Aufwertung unentgeltlicher Arbeiten forderte.
In den Kontext dieser vielschichtigen Diskus-
sionen der letzten Jahrzehnte sind die aktuel-
len Reformentwürfe einzuordnen, in denen
Vereine als Hoffnungsträger zur Linderung der
Krise der Arbeitsgesellschaft eine prominente
Rolle spielen.

2.2.1 Von der ‚Arbeitsgesellschaft‘
zur ‚Tätigkeitsgesellschaft‘

In einer ersten Argumentationsrichtung lauten
die prominentesten Ansätze ‚Tätigkeitsgesell-
schaft‘ (Mutz 1997), ‚Bürgerarbeit‘ (Beck
1999) sowie – mit Abstrichen – das im Bericht
an den Club of Rome entworfene ‚Mehrschich-
tenmodell produktiver Arbeit‘ mit ‚nichtmo-
netarisierten Werten‘ (Giriani/Liedtke 1998)

und Rifkins (1997) ‚neuer Gesellschaftsver-
trag‘, in dem Tätigkeiten in Vereinen eine maß-
gebliche Rolle spielen. Zwar setzen die Ver-
treter der einzelnen Ansätze unterschiedliche
Akzente. Übereinstimmend gehen sie aber von
einem grundlegenden Wandel der Arbeitsge-
sellschaft aus und betonen, dass Arbeit ihre
individuelle und gesellschaftliche Integrations-
funktion nur dann beibehalten könne, wenn
Tätigkeitsformen jenseits der Erwerbsarbeit
aufgewertet würden.

Vor diesem Hintergrund wird insbesondere
die normative Hierarchie in der Bewertung
von Arbeitsformen kritisiert – eine Hierarchie,
die sich im 19. Jahrhundert mit der Verallge-
meinerung von Lohnarbeit ausbildete und die
den Arbeitsbegriff weitgehend synonym mit
wertschöpfender Erwerbsarbeit setzt, während
z.B. unentgeltliches Engagement in Vereinen
kaum mehr als Arbeit gelten. Gefordert wird
deshalb ein kultureller Wandel im Verständ-
nis von Arbeit und eine flexiblere, den Le-
benslagen und -situationen angepasste Gestal-
tung des Erwerbssystems, das die bislang als
abweichend geltenden Tätigkeitsformen ein-
bezieht. Zwischen den verschiedenen Tätig-
keitsformen müsse es, so die Forderung, grö-
ßere Durchlässigkeiten und fließende Über-
gänge geben: „Die Menschen wären dann in
kurzen oder langen Phasen erwerbslos, aber
nicht arbeitslos, sie würden tätig sein und
wären weiterhin über Arbeit in die Gesell-
schaft integriert“, so z.B. lautet die These von
Mutz (1997: 35) im Rahmen seiner – an Han-
nah Arendt angelehnten – Vision von einer
Tätigkeitsgesellschaft.

2.2.2 Vereine als Hoffnungsträger für
Erwerbsarbeitsplätze

Sämtliche dieser Ideen zum Umbau der Ar-
beitsgesellschaft konzentrieren sich bislang auf
das freiwillige Engagement als einer alternati-
ven Tätigkeitsform neben der Erwerbsarbeit,
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während Vereine eher am Rande thematisiert
werden, obwohl sie auf empirischer Ebene die
umfangreichsten Gelegenheitsstrukturen zu
freiwilligem Engagement eröffnen (vgl. Braun
2001a). Demgegenüber fokussiert eine zweite
Argumentationslinie, in der Vereinen eine maß-
gebliche Bedeutung zur Linderung der Krise
der Arbeitsgesellschaft zugesprochen wird,
explizit die Beschäftigungspotenziale im Drit-
ten Sektor. Es wird also nicht von der Idee ei-
ner grundlegenden Umgestaltung erwerbsar-
beitszentrierter moderner Gesellschaften aus-
gegangen, sondern von der Fragestellung, ob
und in welchem Umfang in Organisationen des
Dritten Sektors zusätzliche Erwerbsarbeitsplät-
ze geschaffen werden können.

Auslöser der darüber geführten Diskussion
war das Johns Hopkins Comparative Nonpro-
fit Sector Project (vgl. neuerdings Priller/Zim-
mer 2001). Wie die Ergebnisse der deutschen
Teilstudie zeigen, hat sich in Westdeutschland
zwischen 1960 und 1990 die Zahl der Arbeits-
plätze im erwerbswirtschaftlichen Sektor nur
geringfügig verändert. Im staatlichen Sektor
kam es hingegen nach einem deutlichen Be-
schäftigungswachstum in den 1960er und
1970er Jahren seit etwa Mitte der 1980er Jah-
re zu einer weit gehenden Stagnation, die seit-
dem in rückläufige Zahlen überging. Demge-
genüber verzeichnete der Dritte Sektor ein
dynamisches Beschäftigungswachstum bis in
die 1990er Jahre hinein. Allein zwischen 1960
und 1990 wuchs das Beschäftigungsvolumen
um 328 Prozent von 383.000 auf fast 1.3 Mill.
Arbeitsplätze (1 Mill. Vollzeitäquivalente), die
einen Anteil von 3.7 Prozent der volkswirt-
schaftlichen Gesamtbeschäftigung ausmach-
ten. 1995 erreichte das Beschäftigungsvolumen
im Dritten Sektor mit rund 2.1 Mill. Arbeits-
plätzen (1.4 Mill. Vollzeitäquivalente) sogar
einen Anteil von fast 5 Prozent an der Gesamt-
beschäftigung.

Dieses Beschäftigungswachstum ist vor al-
lem in der dynamischen Arbeitsplatzentwick-

lung in bestimmten Bereichen des Dritten Sek-
tors begründet. 1995 befand sich fast jeder drit-
te Arbeitsplatz in den Kernbereichen wohl-
fahrtsstaatlicher Dienstleistungen: den Berei-
chen Gesundheitswesen und Soziale Dienste,
die durch das Agglomerat der großen und staat-
lich hoch alimentierten Wohlfahrtsverbände
dominiert werden. Demgegenüber verfügten
andere Bereiche – wie jener der Kultur und
Erholung, zu dem z.B. die fast 90.000 Sport-
vereine gehören – gerade einmal über rund 5
Prozent der Arbeitsplätze.

Gerade für diese lokale Vereinslandschaft,
die bislang kaum verberuflicht ist und in ers-
ter Linie auf dem freiwilligen Engagement ih-
rer Mitglieder basiert, wird für die nähere Zu-
kunft eine günstige Beschäftigungsentwick-
lung prognostiziert – und dies im Kontrast zu
den beschäftigungsintensiven Bereichen Ge-
sundheitswesen, Soziale Dienste sowie Bil-
dung und Forschung. Folgt man diesen Ergeb-
nissen, dann scheint die These, der Dritte Sek-
tor könne einen Beitrag zur Linderung der Ar-
beitsmarktprobleme leisten, nicht für sämtli-
che Dritter Sektor-Organisationen gleicher-
maßen zu gelten, sondern in erster Linie für
die lokalen Vereine in bestimmten gesellschaft-
lichen Bereichen.

2.3 Vereine und die Krise des
sozialen Zusammenhalts

In den skizzierten Ansätzen zur Reformierung
des Wohlfahrtsstaats und zur Neugestaltung der
Arbeitsgesellschaft soll der engagierte Bürger
durch seine Bereitschaft und Fähigkeit zur
Selbstorganisation und aktiven Mitarbeit in
Vereinen einen maßgeblichen Beitrag zur Lö-
sung zentraler Gegenwartsprobleme leisten. In
zahlreichen Gegenwartsdiagnosen wird aller-
dings ein ganz anderes Bild gezeichnet: An-
stelle des engagierten Bürgers wird hier die
fernsehglotzende Konsummonade in einer
modernen Passivgesellschaft beschrieben, die
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das Vermögen zur sozialen Integration ihrer
selbst verloren habe.

Seit den 1980er, insbesondere aber seit den
1990er Jahren ist die Diskussion über dieses
Problem wieder zu einem sozialwissenschaft-
lichen Konjunkturthema geworden. Fürchteten
schon die soziologischen Klassiker beim Über-
gang von traditionalen zu modernen Gesell-
schaften den Verlust des sozialen Zusammen-
halts in egalitär-individualistischen Gesell-
schaften, so kulminierte die aktuelle Diskussi-
on in der Frage, ob vermeintlich hoch individu-
alisierte, postmoderne Gesellschaften über-
haupt noch sozial integrierbar seien. Parallel
dazu erlebten die alten Antipoden des Indivi-
dualisierungsbegriffs – Anomie, Atomisierung
und Vereinzelung – eine seit der industriellen
Revolution nicht mehr gekannte Renaissance.

Robert D. Putnam, einer der derzeit am
meisten nachgefragten Sozialwissenschaftler in
der westlichen Welt, hat in diesem Kontext den
Terminus ‚bowling alone‘ geprägt (vgl. z.B.
Putnam 2000). Mit diesem Terminus versucht
er, den Verlust des – so sein Schlüsselbegriff –
‚sozialen Kapitals‘ in modernen Gesellschaf-
ten in einer anschaulichen Metapher zusam-
menzufassen. Soziales Kapital soll dabei drei-
erlei bezeichnen: erstens soziales Vertrauen, das
die zur gesellschaftlichen Koordination erfor-
derliche Kooperation zwischen den Individu-
en erleichtere; zweitens die Norm generalisier-
ter Reziprozität, die zur Lösung sozialer Di-
lemmata beitrage; und drittens Vereine, die
soziales Vertrauen aufbauen, generalisierte
Reziprozitätsnormen pflegen und somit maß-
geblich zur (Re-)Produktion von sozialem
Kapital in modernen Gesellschaften beitragen
würden (vgl. Braun 2001b).

Vereine sind also ein Dreh- und Angelpunkt
in Putnams Konzept von sozialem Kapital.
Denn in diesen kleinen lokalen Vergemein-
schaftungen bestünden, so Putnam, vielfältige
face to face – Interaktionen und eine hohe in-
teraktive Konnektivität zwischen den Mitglie-

dern, so dass sich identifikatorische und soli-
dargemeinschaftliche Bindungen herausbilden
würden. In der aktiven Mitgliedschaftsrolle
erlerne man jene Tugenden und Verhaltensdis-
positionen, welche die Kooperation und das
soziale Vertrauen innerhalb und außerhalb der
Vereine erhöhten. Denn das in den Vereinen
erworbene Vertrauen erstrecke sich als ‚gene-
ralisiertes Vertrauen‘ über alle gesellschaftli-
chen Bereiche und reduziere somit die Notwen-
digkeit zur sozialen Kontrolle. Abbau von so-
zialer Kontrolle hieße aber auch Reduktion von
Kosten, und zwar im staatlichen ebenso wie
im ökonomischen Sektor.

Mit dieser Argumentation hat Putnam ei-
ner traditionsreichen soziologischen Diskus-
sion über den sozialen Zusammenhalt moder-
ner Gesellschaften nicht nur eine bedeutende
ökonomische Gedankenfigur hinzugefügt.
Vielmehr hat er diese Diskussion auch mit ei-
ner klassisch politikwissenschaftlichen Debatte
über die aktive Partizipation des Bürgers in
einem demokratischen Gemeinwesen verbun-
den. Nach Putnam impliziert der Begriff sozi-
ales Kapital nicht nur gemeinschaftliche Bin-
dungen, soziales Vertrauen und Reziprozitäts-
normen, die sich allesamt in Vereinen (re-)pro-
duzieren und entscheidend zur sozialen Inte-
gration, aber auch zur wirtschaftlichen Perfor-
manz einer Gesellschaft beitragen. Das sozia-
le Kapital, so Putnam, sei auch „closely rela-
ted to what some have called ‘civic virtue’“
(Putnam 2000: 19). Da Putnam auch diese ‚ci-
vic virtue‘ im Niedergang begriffen sieht, sei-
en moderne Gesellschaften ebenfalls in ihrer
Existenz als demokratische Gemeinwesen ge-
fährdet.

2.4 Vereine und die Krise der
Demokratie

Diese Einschätzung korrespondiert mit den
populären Diagnosen über den Zustand der
Demokratie in Deutschland, die als bedroht,
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im Verfall begriffen oder krisenhaft beschrie-
ben wird. Hintergrund dieser Vorstellungen ist
insbesondere die Sorge, der Bürger sei eine
aussterbende Spezies in der Menschheitsge-
schichte, da die individuellen Orientierungen
und Kompetenzen erodierten, die eine Demo-
kratie als freiheitliches politisches System er-
möglichen und stabilisieren würden.

Angesprochen ist damit eine normative Di-
mension von Demokratie, die vor dem Erfah-
rungshintergrund mit der deutschen Geschichte
einen Allgemeinplatz darzustellen scheint: dass
eine Demokratie ohne den ‚homo democrati-
cus‘ zum Scheitern verurteilt sei. Als demo-
kratieförderlich gilt hingegen der ‚mündige
Bürger‘, der sich – über die formale Beteili-
gung an Wahlen hinaus – für das politische
Gemeinwesen interessiert, in entsprechende
Diskussions- und Entscheidungsprozesse ein-
bringt und sich in Vereinen, den ‚Basiselemen-
ten der Demokratie‘ (Zimmer 1996), aktiv be-
teiligt.

Diese Argumentationsfigur spielte in der
Bundesrepublik vor allem unter dem Eindruck
der Studentenbewegung und des Regierungs-
wechsels zur sozial-liberalen Koalition („mehr
Demokratie wagen“, W. Brandt) in den späten
1960er und 1970er Jahren eine maßgebliche
Rolle. Hauptakteur war in diesem Kontext die
Nachkriegsgeneration der ‚Baby-Boomer‘, die
vor dem Hintergrund des viel diskutierten
‚Wertewandels‘ das Spektrum politischer Par-
tizipationsformen erheblich erweiterten, für
bürgerschaftliche Partizipations- und Gestal-
tungschancen sorgten und einen bislang unge-
brochenen Gründungsboom von Assoziationen
(‚associational revolution‘) auslösten. Im staat-
lichen Sektor ebbte die Reformeuphorie
allerdings Ende der 1970er Jahre wieder ab;
ihr vorläufiges Ende fand sie mit dem späteren
Regierungswechsel zur liberal-konservativen
Koalition.

Erst durch die in den letzten Jahren intensi-
ver geführten Debatten über Legitimationspro-

bleme des etablierten Systems der Interessen-
vertretung und Effektivitätsprobleme staatli-
chen Handelns haben Forderungen nach einer
‚Rückkehr des Bürgers‘ und Fragen nach den
Möglichkeiten und Grenzen von politischer
Beteiligung und Bürgerengagement wieder
höhere Aufmerksamkeit gewonnen. Unter dem
Leitbild der Bürgergesellschaft entfaltete sich
eine weit gespannte Diskussion über „eine
Gesellschaft selbstbewusster und selbstverant-
wortlicher Bürger, eine Gesellschaft der Selbst-
ermächtigung und Selbstorganisation“ (En-
quete-Kommission 2002: 76), in der das Ver-
hältnis von Rechten und Pflichten neu auszu-
balancieren sei und in der die Bürger umfang-
reichere Verantwortung für das politische Ge-
meinwesen zu übernehmen hätten.

In diesem Kontext wurde auch der antiquiert
klingende Begriff der ‚Bürgertugend‘ revitali-
siert und mit dem Terminus der ‚freiwilligen
Selbstverpflichtung‘ (Münkler 2002:34) in ein
moderneres Staats- und Gesellschaftsverständ-
nis übersetzt. Dieser Begriff zeigt bereits an,
dass es im Diskurs über die Bürgergesellschaft
nicht nur um das Problem der juridischen Fest-
legung des ‚Bürgerstatus’ geht, sondern insbe-
sondere auch um die Qualifikationen und Dis-
positionen, über die ein Bürger verfügen soll-
te, um als solcher gelten zu können (z.B. poli-
tische Partizipationsfähigkeit und -bereitschaft,
Gemeinsinn oder Gemeinwohlorientierung).

Diese Vorstellungen begründen auch die
hohe Bedeutung, die dem lokalen Vereinswe-
sen als maßgeblichem Bestandteil des ‚insti-
tutionellen Kerns‘ der Bürgergesellschaft zu-
gesprochen wird. Denn die Vereine würden den
Raum für plurale Identitäten schaffen und die
Unterschiedlichkeit der Lebenswelten zum
Ausdruck bringen, unmittelbare Möglichkei-
ten zu freiwilligem Engagement und politischer
Partizipation eröffnen und somit als ‚Schule
der Demokratie‘ fungieren. In dieser klassi-
schen Argumentationsfigur, die von Alexis de
Tocquevilles vor mehr als 150 Jahren verfass-
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tem Reisebericht über die Demokratie in Nord-
amerika bis hin zur sozialwissenschaftlichen
Forschung über die politische Kultur moder-
ner Gesellschaften reicht, gelten Vereine als
zentrales Element stabiler Demokratien, da sie
in der sozialen Praxis die Verbindung von Mit-
gliedschafts- und Staatsbürgerrolle ermögli-
chen würden. Mitgliedschaften, aktive Mitar-
beit und politische Partizipation in Vereinen
werden dabei mit der – im klassischen Repub-
likanismus als ‚guter Bürger‘ bezeichneten –
Figur des ‚kompetenten Bürgers‘ verbunden,
der über kognitive, prozedurale und habituelle
Fähigkeiten verfüge, um als politischer Akteur
adäquat in einem demokratischen Gemeinwe-
sen handeln zu können (vgl. Buchstein 2002).

‚Assoziative Demokratie‘ lautet eine ent-
sprechende Vision, in der der Vielzahl von Ver-
einen die Schnittstellen- bzw. Vermittlungs-
funktion zwischen den als gegensätzlich ge-
dachten Bereichen von Individuum und Staat,
von privat und staatlich oder von Staat und
Gesellschaft zugedacht wird. Diese Vermitt-
lungsfunktion hat Streek (1987) als einen kom-
plexen und institutionell zu leistenden Prozess
beschrieben, der für das Zurücklegen des lan-
gen Weges vom Individuum zur Gesellschaft
von elementarer Bedeutung sei – ein Prozess,
der in einem demokratischen Gemeinwesen
eine unabdingbare Voraussetzung für den er-
folgreichen Übergang vom Jedermann zum
Citoyen darstelle.

3 Fazit und Ausblick

Die Skizze aktueller Reformentwürfe und ge-
sellschaftspolitischer Leitbilder verweist auf
die vielfältigen Anforderungen, die gegenwär-
tig an Vereine gestellt werden. Diese zahlrei-
chen Funktionszuschreibungen werden insbe-
sondere mit der ‚Multifunktionalität‘ von Ver-
einen begründet (vgl. Zimmer/Priller 2001).
Lange Zeit galt diese Multifunktionalität als
eine maßgebliche Schwäche von Vereinen, die

zumeist als antiquiert, vormodern und defizi-
tär angesehen wurden, da sie sich der Diffe-
renzierungslogik moderner Gesellschaften ent-
zogen und den Geleitzug der Moderne verpasst
hätten. Mittlerweile wird diese ‚strukturelle
Unbestimmtheit‘ aber immer häufiger „als
Chance und Innovationspotenzial zur Refor-
mierung und Umgestaltung des traditionellen
institutionellen Settings der Industriemoderne
erachtet“ (Zimmer/Priller 2001: 274) – die
aktuellen Reformentwürfe und Leitbilder, in
denen Vereine als Hoffnungsträger zur Linde-
rung der angesprochenen Krisenphänomene
thematisiert werden, stehen stellvertretend
dafür.

Allerdings steht diesen hoffnungsfrohen
Erwartungen an das Vereinswesen bislang ein
gravierendes Defizit in der sozialwissenschaft-
lichen Forschung in Deutschland gegenüber.
Dieses Defizit zeigt sich an der wenig entwi-
ckelten Theorie über die Strukturbesonderhei-
ten von Vereinen als freiwillige Vereinigungen
im Dritten Sektor ebenso exemplarisch wie am
spärlichen empirischen Datenmaterial (vgl.
Braun 2003). Mit dem Versuch, das freiwilli-
ge Engagement oder die Mitgliedschaften in
Vereinen differenzierter zu erfassen, wurde in
letzter Zeit zwar ein deutlicher Fortschritt ge-
macht. Die grundlegenden methodologischen
und methodischen Diskussionen, die diese
Versuche ausgelöst haben, machen zugleich
aber auch deutlich, dass sich die Forschung
derzeit noch an ganz grundsätzlichen Frage-
stellungen abarbeitet. Hieran zeigt sich nicht
zuletzt das Problem, dass man sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten vor allem aus der Pers-
pektive der korporatismustheoretisch inspirier-
ten Interessengruppenforschung auf die
funktionale Interessenvermittlung von Verbän-
den zwischen Staat und Gesellschaft oder aber
aus der Perspektive der Dritter Sektor-For-
schung auf Nonprofit-Organisationen als alter-
native wohlfahrtsstaatliche Dienstleister kon-
zentrierte. Demgegenüber wurde die assozia-
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tive Lebenswelt der Menschen nur am Rande
thematisiert. Dieses grundlegende Forschungs-
defizit lässt sich vor dem Hintergrund der skiz-
zierten Diskussionslinien anschaulich demons-
trieren, wobei ich mich im Folgenden auf aus-
gewählte Forschungsdefizite in der Debatte
über Vereine als Hoffnungsträger zur Linde-
rung der Krise des Wohlfahrtsstaats und der
Arbeitsgesellschaft konzentrieren werde, da
zentrale Forschungsdesiderate in den beiden
anderen Diskussionslinien in dem Beitrag von
Braun/Hansen (in diesem Heft) ausführlicher
thematisiert werden:

Im Zuge der aktuellen Reformbestrebungen
hin zu einem neuen institutionellen Arrange-
ment der Wohlfahrtsproduktion ist zu erwar-
ten, dass sich das Vereins- und somit auch das
Verbandswesen neu definieren und positionie-
ren muss. Denn die grundlegende Entschei-
dung, inwieweit soziale Dienstleistungen vom
Staat, Markt oder Dritten Sektor angeboten
werden, ist nicht – wie es ökonomische Theo-
rien vermuten lassen – von individuellen Nach-
fragern und Anbietern auf dem Markt abhän-
gig, sondern in erster Linie von historischen
Entwicklungen und politischen Konstellatio-
nen, die auch für den Dritten Sektor zu je spe-
zifischen Ordnungsmodellen führen. Während
z.B. das Modell des ‚Gewährleistungsstaates‘
von einer passiven, Leistungen an Dritte kon-
trahierenden und kontrollierenden Rolle des
Staates ausgeht, setzt das aktuelle Leitbild vom
‚aktivierenden Staat‘ sowohl auf die interne
offensive Förderung und Nutzung von (Selbst)
Aktivierungspotenzialen als auch auf die ex-
terne offensive Förderung, Forderung und
Motivierung gesellschaftlicher Akteure.

Vor diesem Hintergrund zeichnet sich
derzeit bereits deutlich ab, dass die Entwick-
lung noch stärker als bisher in die Richtung
einer Kompetenzverlagerung von der öffentli-
chen Verwaltung hin zu den Vereinen verläuft.
Damit stellt sich allerdings die bislang unge-
klärte Frage, welche neuen intra- und interor-

ganisatorischen Arrangements sich mit der
neuen Verantwortungsteilung herausbilden.
Mit Blick auf die intraorganisatorischen Ar-
rangements könnte man vermuten, dass die
Vereine Transformationsprozesse in ihren Or-
ganisationsformen und Handlungsrationalitä-
ten vollziehen, da sich mit den neuen externen
Anforderungen mutmaßlich auch die internen
Anforderungen verändern – etwa an die Orga-
nisationsstruktur, die Aufgaben und Kompe-
tenzverteilung oder die Mitarbeiter. Horch
(1996) hat diese Problematik schon vor Län-
gerem unter dem Stichwort der ‚Selbstzerstö-
rungsprozesse‘ von Vereinen diskutiert.

Zum anderen stellt sich die Frage nach den
vermutlich neu entstehenden interorganisato-
rischen Arrangements zwischen Staat und Ver-
einen. Denn bislang ist unklar, ob mit einer
verstärkten Einbindung von Vereinen in ein
verändertes institutionelles Arrangement der
Wohlfahrtsproduktion auch ein neues Kapitel
staatlich-privater Kooperation aufgeschlagen
wird und dabei die Autonomie der Vereine ge-
wahrt bleibt, oder ob die Tradition des funkti-
onalen Einbaus der Vereine in den politisch-
administrativen Apparat lediglich fortgesetzt
wird. In dieser Perspektive stellt sich also die
noch weitgehend unbeantwortete Frage, wie
die Organisations-, Kommunikations- und In-
teraktionsmuster zwischen staatlichen Organi-
sationen, Verbänden und lokalen Vereinen aus-
gestaltet werden, und inwieweit die Akteure
fähig sind, im Prozess kollektiver Entschei-
dungsfindung klar definierte Interessen zu ver-
treten, strategisch zu interagieren und Kompro-
misse einzugehen.

Theoretische und empirische Defizite sind
ebenfalls unverkennbar, wenn man die Diskus-
sion über Vereine und die Krise der Arbeitsge-
sellschaft betrachtet. Dies gilt insbesondere für
den Diskurs über eine grundlegende Restruk-
turierung der Arbeitsgesellschaft; dies betrifft
aber auch die Debatte über die Beschäftigungs-
potenziale in Vereinen. Denn nicht nur die Fra-
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ge, inwieweit und in welcher Größenordnung
sich zukünftig neue Beschäftigungsverhältnis-
se in Vereinen auftun werden, lässt sich bislang
kaum abschätzen. Auch ist unklar, inwieweit
von den Mitgliedern überhaupt eine zunehmen-
de Verberuflichung ihrer Vereine gewünscht
wird.  Möglicherweise sehen die Mitglieder
den ‚besonderen Wert‘ ihres Vereins ja gerade
darin, dass er von ihnen selbst und ohne haupt-
amtliches Fachpersonal organisiert wird, auch
wenn dann eventuell nicht alle Vereinsziele und
-aufgaben in optimaler Weise gelöst werden
können. Derartige Fragestellungen, die im lau-
fenden Diskurs über die Bürgergesellschaft
eine prominente Rolle spielen, lassen sich an-
hand von Funktionsträgerbefragungen, die in
der Vereinsforschung seit langem dominieren,
nicht beantworten. Systematische Mitglieder-
befragungen zu dieser Thematik stehen hinge-
gen noch aus (vgl. dazu auch Baur/Braun
2003).

Gewinnt man mitunter schon bei der De-
batte über die Beschäftigungspotenziale in
Vereinen den Eindruck, dass diese Debatte in
erheblichem Abstand über den Köpfen der
Mitglieder geführt wird, so gilt dies in beson-
ders profilierter Weise für jene Ansätze, die
auf eine Restrukturierung der Arbeitsgesell-
schaft und auf eine Neubewertung von Tätig-
keitsformen setzen. Dies gilt vor allem für das
öffentlich besonders intensiv diskutierte Kon-
zept der ‚Bürgerarbeit‘ (Beck 1999). Zwar
wird auch hier gefordert, bürgerschaftliches
Engagement gegenüber Erwerbsarbeit gesell-
schaftlich aufzuwerten. „Bürgerarbeit“ soll
aber in erster Linie die Nachfrage nach Er-
werbsarbeit reduzieren und damit Arbeitslo-
sigkeit abbauen. Genau dieses Resultat wird
von Kritikern zu Recht bezweifelt, wenn nicht
gar als vollkommen abwegig entlarvt. Viel-
mehr lassen neuere empirische Untersuchun-
gen erkennen, dass die Vitalität ziviler Be-
schäftigungsformen eher von gut funktionie-
renden Arbeitsmärkten abhängt als dass sie

beschäftigungspolitische Kompensations-
funktionen übernehmen könnten (vgl. dazu
zusammenfassend Braun 2003).

Vor diesem Hintergrund bleibt es eine loh-
nenswerte Aufgabe, das Leistungspotenzial des
Vereinswesens vor dem Hintergrund der viel-
fältigen Funktionszuschreibungen empirisch
detailliert zu untersuchen; denn – wie Weber
(1924: 447) in dem eingangs angesprochenen
Vortrag salopp formulierte – „ohne solche tro-
ckene, triviale, viel Geld und viel Arbeitskraft
einfach in den Boden stampfende Arbeit ist
nichts zu machen“.

Sebastian Braun (geb. 1971), Universitäts-
professor, promovierter Soziologe und Sport-
wissenschaftler, Leiter des Arbeitsbereichs
Sport und Gesellschaft am Department Sport
& Gesundheit der Universität Paderborn.
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1 Einleitung

Eckhard Priller

Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement
in der Langzeitperspektive

sion, einem Kleinreden oder einer Vorhersage
des Verschwindens von Engagement.

2 Widersprüchliche Befunde

Die Befunde der letzten Jahrzehnte lassen sich,
wenn man sie auf ihre Aussagefähigkeit zu
langfristigen Entwicklungstrends reduziert, zu
drei Hauptrichtungen zusammenfassen: Sie
gehen kontrovers entweder von einem Nieder-
gang, einem Strukturwandel oder eher von
zyklischen Schwankungen des Engagements
aus. Die einzelnen Positionen verzeichnen zwar
in der Aufmerksamkeit, mit der sie zeitweilig
bedacht wurden, bestimmte konjunkturelle
Höhepunkte. Insgesamt stehen sie aber bis in
die Gegenwart, kaum aufeinander Bezug neh-
mend, nebeneinander. In der Regel sind alle
drei Ansätze jeweils mit handfesten empiri-
schen Belegen untersetzt, wobei die Indikato-
renauswahl oft selektiv und wenig begründet
daherkommt. Die hier als ‚Krisenszenario‘,
‚Strukturwandelszenario‘ und ‚Zyklenszena-
rio‘ bezeichneten Richtungen werden nachfol-
gend vorgestellt und anhand von empirischen
Angaben, die einen größeren Zeitrahmen ab-
bilden, auf ihre Relevanz geprüft. Die sich an-
schließenden Bewertungen stellen vorerst (u.a.
aufgrund der Begrenztheit der verwendbaren
Daten) nur ein Zwischenfazit dar, geben jedoch
deutlich die Richtung des endgültigen Ergeb-
nisses an.

Krisenszenario

Schon seit längerer Zeit befürchten pessimis-
tische Stimmen einen Rückgang und fortschrei-
tenden Verfall des bürgerschaftlichen Engage-

In den letzten Jahrzehnten beschäftigten sich
Wissenschaft, Politik und eine breite Öffent-
lichkeit auf nationaler und internationaler Ebe-
ne verstärkt mit dem gesellschaftlichen Enga-
gement der Bürger. Kontroversen gab es aber
immer über den Umfang und die Entwicklung
des Engagements.

In diesem Zusammenhang stellt sich die
Frage, wie es um das Engagement steht, wenn
statt der zeitlich eng begrenzten und eher ta-
gespolitisch beeinflussten Betrachtung ein grö-
ßerer Zeitraum ins Blickfeld gerät. Um hier
eine Antwort zu finden und um tiefgründig zu
analysieren, wie moderne Gesellschaften hin-
sichtlich der Mitwirkung ihrer Bürger struktu-
riert sind und in welche Richtung sich diese
Partizipation verändert, ist eine längerfristige
Perspektive nahezu zwingend. Bislang ist sie
aber weitgehend unberücksichtigt geblieben.

Der folgende Beitrag stellt sich deshalb die
Aufgabe, anstelle der häufig verwendeten
Momentaufnahmen empirische Grundmuster
des Engagements im nationalen Maßstab über
eine längere Periode zu verfolgen. Dabei wer-
den die wichtigsten deskriptiven Diagnosen der
Gegenwart und daran anknüpfende konkurrie-
rende Diskussionsstränge der Engagementent-
wicklung als Ausgangspunkt der Betrachtung
gewählt. Gerade die Berücksichtigung von
Veränderungen über einen längeren Zeitab-
schnitt könnte Aufschluss darüber geben, mit
welchen Veränderungen künftig zu rechnen ist
und inwieweit Einflussmöglichkeiten bestehen.
Damit wäre zugleich Illusionen und einem
Wunschdenken hinsichtlich der Potenziale und
der Leistungsfähigkeit des Engagements ent-
gegenzuwirken wie auch einer Negativdiskus-

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 1/2004
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ments. Einer der prominentesten Vertreter die-
ser Position war Mitte der 1990er Jahre Ro-
bert Putnam. Mit seinem Artikel ‚Bowling alo-
ne‘ (1995) zeichnete er am Beispiel des Nie-
dergangs des kollektiven Freizeitsports ebenso
wie Fukuyama (1995) für die USA insgesamt
ein Bild, das durch wachsende Kriminalität,
hohe Scheidungsraten, politisches Desinteres-
se, sinkende Mitgliederzahlen in Vereinen und
Verbänden sowie ein zurückgehendes Engage-
ment für gesellschaftliche Belange gekenn-
zeichnet ist.

In Deutschland findet die These vom Rück-
gang des Engagements in unterschiedlichen
Kontexten starke Zustimmung. Im Zusammen-
hang mit der Individualisierungsthese wird der
Niedergang des Engagements als Teilaspekt
des Rückgangs gemeinschaftlicher Bezie-
hungsformen, als Verlust von Gemeinsinn und
Solidarität angesehen (Heitmeyer 1997). Wäh-
rend bei Beck (1996) und Münch (1998) ge-
sellschaftstheoretische Überlegungen den Hin-
tergrund ihrer Argumentation bilden, signali-
sierten Vertreter der Organisations- und Ver-
bändelandschaft bereits in der 1980er Jahren
zunehmende Schwierigkeiten, da langjährige
Mitglieder und Ehrenamtliche wegblieben und
es immer schwieriger wurde, freiwillige Hel-
fer und Funktionäre zu gewinnen (z.B. für
Sportvereine Heinemann/Schubert 1994: 23).
Die Eindrücke und Erfahrungsberichte aus den
Organisationen, die in der Regel Momentauf-
nahmen darstellen oder sich auf kurze Zeiträu-
me und einzelne Organisationen beziehen, fass-
te Streeck (1987: 474) unter dem Begriff der
‚unsicheren Mitgliedschaftsverhältnisse‘ zu-
sammen. Damit wird ein Bild vom ‚Ausster-
ben der Stammkunden‘ der gesellschaftlichen
Großorganisationen vermittelt.

Strukturwandelszenario

Eine andere Richtung, die sowohl internatio-
nal als auch in Deutschland starken Zuspruch

gefunden hat, sieht keinen generellen
Schwund des Engagements, sondern eine Ver-
lagerung weg von traditionellen Bereichen hin
zu neuen Formen und Feldern. Als empirische
Anzeichen für eine solche Veränderung wer-
den nicht sinkende, sondern steigende Zah-
len von engagierten Bürgern angeführt. Zu
den beschriebenen Erscheinungsbildern die-
ses Trends wird des Weiteren gerechnet, dass
die Dauer und Regelmäßigkeit des Engage-
ments abnehmen. Mehr Dynamik und einen
häufigeren Wechsel stellt man auch bei der
Wahl der Organisationsformen fest, in denen
Bürger aktiv werden. Bestimmte Tätigkeiten
seien hinsichtlich der jeweiligen Interessen-
lage zielgenauer, spielten dafür aber nur zeit-
lich befristet eine Rolle. Danach werde wieder
nach einem neuen Betätigungsfeld Ausschau
gehalten. Während also eine milieugebunde-
ne, automatische Zugehörigkeit zu Organisa-
tionen eher rückläufig sei, gewinne der selbst-
gewählte Zugang an Bedeutung (Schumacher
2003: 71).

Als Ursache für diese Entwicklung wird
ebenso wie beim Krisenszenario ein Zusam-
menspiel von Veränderungen gesellschaftlicher
Strukturen und von Leitbildern sowie beson-
ders des Wertewandels angesehen (Klages
2000). Nicht Rückgang, sondern Verlagerung
und damit ein Strukturwandel des Engage-
ments würden dabei mit veränderten Formen
des Engagements und neuen gemeinschaftli-
chen Konfigurationen einhergehen.

Der Strukturwandel des Engagements wird
insgesamt in drei zentralen Entwicklungsrich-
tungen gesehen:
• Rückgang des Engagements in den großen

traditionsreichen Organisationen,
• Zunahme des Engagements in relativ jun-

gen, kleinen, ‚basisnahen‘, selbst organi-
sierten und projektorientierten Organisati-
onsformen,

• steigender Stellenwert des Engagements im
Alltagsleben.

Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement in der Langzeitperspektive
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Zyklenszenario sehkonsum erklärt bzw. der Strukturwandel des
Engagements mit einem allgemeinen Werte-
wandel begründet. Die Zyklentheorie setzt hin-
gegen neben dem Einfluss exogener auf die
Wirkung endogener Faktoren und damit auf
innere Triebkräfte, die zur Ergänzung konven-
tioneller Erklärungen von massenhaften Ver-
haltensänderungen führen.

3 Empirische Ergebnisse aus der
Langzeitperspektive

Obwohl sich die Datenlage zum Engagement
in Deutschland in den letzten Jahren deutlich
verbessert hat und insbesondere der vom Fa-
milienministerium (BMFSFJ) und der Robert-
Bosch-Stiftung finanzierte und 1999 realisier-
te Freiwilligensurvey mit seinen rund 15.000
Befragten Informationen liefert, die bislang
nicht zur Verfügung standen, sind weiterhin
beträchtliche Datenlücken vorhanden, wenn es
Veränderungen über einen längeren Zeitraum
zu untersuchen gilt. Letztlich verfügen wir,
wenn auch zumeist nur in Form bestimmter
Eckdaten, über Angaben einiger großer Orga-
nisationen für die letzten 50 Jahre. Auch mit
den etablierten sozialwissenschaftlichen Erhe-
bungen wie dem Wohlfahrtssurvey, dem So-
zio-ökonomischen Panel (SOEP) oder dem
ALLBUS liegen uns zum Bürgerengagement
nur einige ausgewählte Indikatoren zur The-
matik über die letzten 20 Jahre vor. Für eine
echte Langzeitstudie ist die derzeitige Daten-
lage folglich noch nicht besonders geeignet und
Abstriche in der empirischen Darstellung sind
unvermeidlich.

Um dennoch eine Analyse über einen län-
geren Zeithorizont zu realisieren, wird unter
dem Gesichtspunkt der Datenverfügbarkeit
vorerst auf drei Indikatoren zurückgegriffen:
Angaben zur Anzahl der Organisationen, zu
den Mitgliedschaften und zum freiwilligen,
ehrenamtlichen Engagement. Unbestritten sind
diese Indikatoren mit bestimmten Unwägbar-

Albert Hirschman (1984: 17ff) gelangte bereits
vor über 20 Jahren zu der Auffassung, dass die
Bereitschaft der Bürger zum Engagement für
das Gemeinwohl keine konstante Größe, son-
dern durch Schwankungen zwischen Phasen
intensiver Auseinandersetzung mit öffentlichen
Angelegenheiten einerseits und Phasen der
Konzentration auf individuelle Belange und
private Wohlfahrt andererseits gekennzeichnet
sei. Demnach vollziehe sich die Entwicklung
von Engagement nicht einfach durch Zunah-
me oder Rückgang, sondern die Veränderun-
gen ließen sich statt dessen eher in Analogie
zu den Kondratieff-Zyklen als ein langfristi-
ger Konjunkturzyklus beschreiben. Als Bei-
spiel für diese wellenartige Bewegung benennt
Hirschman die 1968 erfolgten Demonstratio-
nen, Streiks und anderen Massenbewegungen
in Westeuropa, Amerika und Japan. Sie hätten
im Vergleich zu der vorhergehenden, lang an-
haltenden Phase individuellen wirtschaftlichen
Aufschwungs zu einem überraschenden Stim-
mungsumschwung in Richtung eines starken
Interesses für Politik, öffentliche Fragen und
Beteiligung an politischen Entscheidungspro-
zessen geführt. Nach diesem Höhepunkt des
Engagements, der bis Anfang der 1970er Jah-
re reichte, folgte, so Hirschman, ein Abwärts-
trend.

Ein wesentlicher Unterschied der Zyklen-
theorie gegenüber dem so genannten Krisen-
szenario und der Strukturwandelperspektive
besteht in der unterschiedlichen Verantwor-
tungszuweisung von äußeren und inneren Fak-
toren für die Engagementveränderungen. Das
Krisenszenario und die Strukturwandelpers-
pektive machen für Veränderungen des Enga-
gements vor allem äußere Faktoren verantwort-
lich. Dabei wird der angebliche Niedergang des
Engagements als Auswirkung zunehmender
Mobilität, von Suburbanisierung, von Zeitman-
gel, Zerfall der Familie und verstärktem Fern-

Eckhard Priller
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keiten behaftet – die Zahl der Organisationen
liefert keine Angaben zu deren Ausrichtung
und inhaltlicher Tätigkeit, bei den Mitglied-
schaften kann es sich um aktive oder passive
Formen handeln und die Zahlen zur Ausübung
ehrenamtlicher Aufgaben vermitteln keine
Angaben zur Intensität (Häufigkeit) und zum
zeitlichen Umfang des Engagements.

Anzahl der Organisationen

Während die traditionellen Großorganisatio-
nen, zu denen die Parteien, Gewerkschaften
und auch die Kirchen gehören, in ihrer Anzahl
recht überschaubar sind und sich ihre Zahl im
letzten halben Jahrhundert kaum verändert hat,
stellt sich die Vereinslandschaft eher als eine
dynamische Wachstumsbranche dar. Eine amt-
liche Organisations- und Mitgliederstatistik,
wie sie in anderen Ländern geführt wird, be-
steht in Deutschland nicht.

Über den Zeitraum der letzten 40 Jahre, zu
dem Angaben zu den in Deutschland eingetra-
genen Vereinen zur Verfügung stehen, ist de-

ren Zahl beträchtlich gestiegen (vgl. Abbildung
1). Die Anzahl der eingetragenen Vereine hat
sich von rund 86.000 im Jahr 1960 (alte Bun-
desländer) auf 545.000 im Jahr 2001 (alte und
neue Bundesländer) mehr als versechsfacht.
Die Zahl der eingetragenen Vereine je 100.000
Einwohner ist im gleichen Zeitraum von 160
auf 662 angestiegen und hat sich damit mehr
als vervierfacht.

Die in Abbildung 1 steil ansteigende Kurve
der eingetragenen Vereine bringt ein beeindru-
ckendes dynamisches Wachstum zum Aus-
druck, wie es nur in wenigen gesellschaftlichen
Bereichen zu beobachten ist. Die von Lester
M. Salamon (1994) verwendete Formel einer
‚globalen Revolution der Vereine und Organi-
sationen‘ trifft folglich zu Recht auch für
Deutschland zu. Dies belegen ebenfalls die
Ergebnisse einer 1998 durchgeführten Orga-
nisationsbefragung, bei der von den 2.240 Or-
ganisationen jede Vierte jünger als zehn Jahre
(25 Prozent) war, jede Dritte (31 Prozent) war
zwischen 1968 und 1988 entstanden, jede
Fünfte (21 Prozent) wurde zwischen 1945 und

Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement in der Langzeitperspektive

Abb. 1: Anzahl der Vereine insgesamt sow ie der Sport- und Gesangvereine je 100.000 
Einw ohner in Deutschland  (einschließlich 1990 alte Bundesländer; 2001 alte und neue 
Bundesländer)

0

100

200

300

400

500

600

700

1960 1970 1980 1990 2001
                                                               
Datenbasis: Statistische Jahrbücher 1961-2002, Statistisches Bundesamt; 
V & M Service GmbH, Konstanz
 � 

V
er

ei
ne

 je
 1

00
.0

00
 E

in
w

oh
ne

r

Vereine gesamt

Vereine o. Sport  u. Gesang

Sportvereine

Gesangvereine



40

1967 gegründet und nur ein weiteres Fünftel
bestand schon vor 1945 (Zimmer/Priller 2004:
74).

Die Berücksichtigung der Vereine in tradi-
tionellen Bereichen – hier liegen konkrete
Angaben des Deutschen Sportbundes (DSB)
und des Deutschen Sängerbundes zugrunde –
belegt ebenfalls absolute Wachstumsraten: Die
Anzahl der Vereine im DSB stieg von rund
31.000 im Jahr 1960 auf rund 89.000 im Jahr
2001 und jene der Gesangsvereine von rund
16.000 auf 22.000; die Verteilungsquoten je
100.000 Einwohner veränderten sich hingegen
hier nur geringfügig. Es ist deshalb davon aus-
zugehen, dass besonders jene Organisationen,
die sich – wie z.B. in den 1970er Jahren in der
Ökologiebewegung oder in den anderen neu-
en sozialen Bewegungen – den veränderten
gesellschaftlichen Interessenlagen zuwenden
und denen als Infrastruktur der Zivilgesell-
schaft wichtige Aufgaben beigemessen werden,
einen besonders hohen Zuwachs verzeichne-
ten.

Mitgliedschaften

In den Anfangsjahren der Bundesrepublik
stieg die Mitgliedschaft der Bundesbürger
in Organisationen kontinuierlich an. So war
bereits 1953 mehr als die Hälfte (53 Pro-
zent) der Bundesbürger zwischen dem 18.
und 80. Lebensjahr Mitglied in einer oder
mehreren Organisationen (Reigrotzki 1956:
164). Der Anteil von Personen, die in einer
oder mehreren Organisationen Mitglied sind
– die entsprechende Kennzahl wird als Mit-
gliedschaftsquote oder als Organisations-
grad der Bevölkerung bezeichnet –, hat sich
bis heute wenig verändert. Nach den Anga-
ben aus dem Wohlfahrtssurvey, einer Un-
tersuchung, die vergleichbare Werte zur
Mitgliedschaft seit 1984 für Deutschland
liefert, war Ende der 1990er Jahre (1998)
ein beträchtlicher Anteil von 58 Prozent der
Deutschen in den alten Bundesländern
zumindest Mitglied in einer Organisation
(Schöb 1999: 8).

Eckhard Priller

Abb. 2: Index der Mitgliedschaftsentwicklung in Deutschland: Parteien, 
Gewerkschaften, Kirchen, Sängerbund, Deutscher Sportbund (jeweiliger 
Mitgliedschaftsanteil 1953=100%; alte Bundesländer)
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Bei dieser Darstellung wird ein Index ver-
wendet, der auf der Grundlage absoluter Mit-
gliederzahlen die Mitgliedschaftsanteile der
einzelnen Organisationen an der Bevölkerungs-
zahl berechnet. Die ältesten verfügbaren Da-
ten (zumeist 1953) werden als Basisjahr mit
100 Prozent zugrunde gelegt. Die Angaben zu
den nachfolgenden Jahren werden in Relation
zum Basisjahr gesetzt. Für die einzelnen Or-
ganisationsbereiche bzw. Organisationen
zeichnen sich für die nachfolgenden Jahre un-
terschiedliche Veränderungsmuster ab. Bei ei-
nigen Organisationen sind fast lineare Trends,
bei anderen deutliche Schwankungen erkenn-
bar. So stieg der Anteil der Sportvereinsmit-
glieder an der Bevölkerung seit 1953 stetig an
und erreichte bereits im 1969 die hier gewähl-
te Betrachtungsgrenze von 170 Prozent; bis
2000 stieg der Anteil sogar auf 421 Prozent.
Ein gegenläufiges Bild vermittelt die Kirchen-
mitgliedschaft. Bis auf einige kurzzeitige Er-
holungsprozesse wie z.B. in der zweiten Hälf-
te der 1960er Jahre verzeichneten die Kirchen
seit 1953, anteilig bezogen auf die Bevölke-
rung in den alten Bundesländern, beständig

Mitgliedschaftsverluste. Die Veränderungen
bei den Gewerkschaften, den Parteien und dem
Sängerbund schwanken hingegen beträchtlich.

Ehrenamtliches Engagement

Angaben zum ehrenamtlichen Engagement in
Deutschland, die bis in die 1950er Jahre zu-
rückreichen und auf einer einheitlichen syste-
matischen Datenerhebung basieren, sind nicht
vorhanden. Seit Mitte der 1980er Jahre kann
mit den vorliegenden zweijährlichen Angaben
zu ‚ehrenamtlichen Tätigkeiten in Vereinen,
Verbänden oder sozialen Diensten‘ aus dem
Sozio-ökonomischen Panel die Engagement-
entwicklung abgebildet werden (vgl. Abbil-
dung 3). Aus dem Institut für Demoskopie Al-
lensbach liegen ähnliche, jedoch nicht mit iden-
tischen Fragestellungen erhobene Angaben für
1954 (hier wird nach dem Vorhandensein ei-
nes Ehrenamtes gefragt) und 1975 (hier wird
allgemein nach ehrenamtlicher Tätigkeit ge-
fragt) vor, mit denen die Zeitreihe unter Vor-
behalt der methodischen Erhebungsunterschie-
de erweitert werden kann.

Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement in der Langzeitperspektive

Abb. 3: Ehrenamtliche in Deutschland im Zeitverlauf 1954-2001 (Anteil ehrenamtlich 
Tätiger in Vereinen, Verbänden oder Sozialen Diensten) - in Prozent
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Den pessimistischen Prognosen vom Ver-
schwinden des Engagements und einem Ende
der Solidarität widersprechen die durchaus
beeindruckenden Zahlen zur Entwicklung des
ehrenamtlichen Engagements deutlich. Der
Anteil ehrenamtlich Aktiver ist bis in die
1990er Jahre angestiegen. Dies trifft nicht nur
für die alten Bundesländer, sondern nach den
großen, transformationsbedingten Umbrü-
chen seit 1992 auf einem weiterhin niedrige-
ren Niveau auch für die neuen Bundesländer
zu. Gleichzeitig stellt sich bei der Betrach-
tung des Kurvenverlaufs die Frage, ob das En-
gagementniveau in den letzten Jahren bereits
seinen Höhepunkt erreicht oder sogar bereits
überschritten hat. Unter Berücksichtigung der
kritischen wirtschaftlichen Situation der letz-
ten Jahre, der hohen Arbeitslosenzahlen und
der Notwendigkeit verstärkter Anstrengungen
der Bürger, ihre individuelle wirtschaftliche
Situation zu sichern, erhalten die Annahmen
von Hirschman, dass in einer solchen Situati-
on das Engagement zurückgehen kann, neue
Nahrung.

4 Fazit

Mit den wenigen verwendeten empirischen
Angaben sind die Diagnosen aus den drei
vorgestellten Szenarien nur beschränkt
überprüfbar. Aus der internationalen Dis-
kussion können indes weitere Argumenta-
tionslinien herangezogen werden. Das pes-
simistische Krisenszenario von Putnam fand
in den USA etlichen Widerspruch. Hervor-
zuheben sind die empirischen Gegenargu-
mente im Ladd-Report (Ladd 1999) oder die
Ergebnisse von Wuthnow (1994). Sie bele-
gen einen Verfall der Beteiligung und des
Engagements nur in einigen Bereichen,
ansonsten aber einen Wandel der Engage-
mentmotive und einen Wechsel auf andere
Organisationsformen und Engagementbe-
reiche.

Wie im vorliegenden Beitrag gezeigt, trifft
für Deutschland auch der von Putnam in den
letzten 30 Jahren gesehene, 25- bis 50-prozen-
tige, Mitgliederschwund in Vereinen, Verbän-
den und anderen Organisationen so nicht zu.
Für diesen Zeitraum ist ein Mitgliederschwund
nur für die großen, traditionsreichen Organi-
sationen festzustellen, während die Mitglieder-
zahl bei den Vereinen unter Einbeziehung der
neuen sozialen Bewegungen bzw. Umweltor-
ganisationen anstieg. Selbst der Mitgliederan-
teil in den Parteien liegt heute noch über je-
nem Anfang der 1950er Jahre. Zurzeit geben
die dargestellten Entwicklungen also keinen
Anlass zu Befürchtungen, dass das Engage-
ment verschwindet.

Bezugnehmend auf die zweite Ausgangs-
these lässt sich ein deutlicher Wandel der En-
gagementmotive feststellen, bei dem neben ei-
ner philanthropischen Ausrichtung persönliche
Anliegen an Bedeutung gewinnen (Priller
2002). Indem der eigene Nutzen als Motiv eine
stärkere Akzentuierung erfährt, wird das En-
gagement zunehmend individuell geprägt. Die
Folgen sind ein Anstieg der Mitgliedschaften
und Tätigkeiten in Organisationen des Freizeit-
bereichs, bei Umweltfragen, zugunsten von
Kindern sowie ein Rückgang parteipolitischer
Tätigkeiten (Dekker 2001: 352).

Dem Langzeittrend zufolge ist nicht nur ein
Wandel, sondern sogar eine Zunahme von En-
gagement festzustellen. Als Ursachen für die-
se Entwicklung sind die bis in die zweite Hälfte
der 1990er Jahre relativ beständige Wohlfahrts-
entwicklung, die Bildungsexpansion und die
Veränderungen in der Gesellschaftsstruktur
(z.B. Zunahme des Mittelstandes) auf der ei-
nen Seite sowie ein aktives Vereinsleben auf
lokaler Ebene und die Bildung zahlreicher neu-
er, kleiner Organisationen, die sich den aktu-
ellen Fragen der Zeit zuwandten, auf der an-
deren Seite anzusehen.

Inwiefern sich das Engagement gegenüber
bestimmten aktuellen Wirkungsfaktoren als

Eckhard Priller
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robust erweist, bleibt vorerst unklar. Die vor-
liegenden Daten verweisen auf Schwankungen,
die sich aber bislang noch in engen Grenzen
halten. Ob dies bereits aktuelle Anzeichen für
einen künftig spürbaren rückläufigen Trend
sind, kann deshalb nicht belegt werden. Die
Veränderungen der exogenen und endogenen
Einflussfaktoren scheinen diese Option
durchaus in den Bereich des Möglichen zu rü-
cken. Die von Hirschman beschriebenen Ein-
flüsse einer angespannten wirtschaftlichen Si-
tuation, in der der einzelne Bürger sich stärker
um seine individuelle Wohlfahrt kümmern
muss, zunehmende Befürchtungen, Unsicher-
heiten und Ängste werden nicht ohne Einfluss
auf den Umfang und die bisherigen Formen
des Engagements bleiben.

Hinzu kommen Anzeichen einer Überfor-
derung des bürgerschaftlichen Engagements,
indem die Ansprüche und die Erwartungen an

das Engagement und den zu erbringenden Bei-
trag steigen. Falls das Engagement nur als
Ausfallbürge zur Schließung von Lücken be-
nutzt wird, die der Sozialstaat nicht mehr fül-
len kann, wird der Bürger in seinem Engage-
ment in zeitlicher wie leistungsmäßiger Hin-
sicht überfordert (Münkler 2002: 32), was auch
zur der von Hirschman beschriebenen Enttäu-
schungswirkung und letztlich zu einem Rück-
zug ins Individuelle führen dürfte.

Ob die gegenwärtig vorhandenen zivilge-
sellschaftlichen Organisationen diese Überlas-
tungs- und Enttäuschungserfahrungen verhin-
dern können oder sogar in der Lage sind, sie
zu kompensieren, bleibt angesichts ihrer teils
starken wirtschaftlichen Abhängigkeit vom
Staat in Deutschland fraglich. Die Langzeit-
perspektive macht in dieser Hinsicht eher auf-
grund der Wandlungs- und Verlagerungsfähig-
keit bürgerschaftlichen Engagements Hoffnung.

Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement in der Langzeitperspektive
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1 Beschäftigungsgesellschaften und
Arbeitsmarktintegration in
Deutschland

Ingo Bode/Adalbert Evers/Andreas Schulz

Arbeitsförderung als Sozialpolitik
Beschäftigungsgesellschaften zwischen Gemeinwesenorientierung und
arbeitsmarktpolitischer Funktionalisierung1

len von Arbeitsplätzen geht. 2001 waren laut
Bundesanstalt für Arbeit 50,4 Prozent aller
Erwerbslosen langzeitarbeitslos. Über ein Drit-
tel davon besaß keine Berufsausbildung. Ein
vergleichbar hoher Prozentsatz war gesundheit-
lich eingeschränkt oder hat das 55. Lebensjahr
überschritten (vgl. Gaß et al. 1997). Hinzu
kommen psychosomatische Erkrankungen, Al-
kohol- oder Drogenabhängigkeit und Schulden
(vgl. Kieselbach et al. 1998). Vielen der Lang-
zeitarbeitslosen wäre es damit auch bei ausrei-
chendem Beschäftigungsangebot auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt nicht ohne weiteres möglich,
den – zunehmend höheren – Anforderungen
an eine normale Berufstätigkeit zu genügen.
Lokale Beschäftigungsgesellschaften haben
dementsprechend ein breites Spektrum an An-
geboten entwickelt; es ging um zusätzliche und
für die Klientel geeignete Arbeitsplätze, Mög-
lichkeiten zeitlich befristeter Beschäftigung,
Training, Requalifikation, aber auch um sozi-
ale Unterstützung. Die angebotene Beschäfti-
gung sollte zu nützlichen Diensten für das
Gemeinwesen führen, und zugleich ging es
vielen Trägern auch darum, sich anwaltschaft-
lich zu engagieren.2

Auch die Kommunen entfalteten (v.a. in den
1980er Jahren) eigene Aktivitäten zur Redu-
zierung der Langzeitarbeitslosigkeit und un-
terstützten örtliche Initiativen und Maßnah-
men, die zur Gründung von Vereinen, Gesell-
schaften halb-selbständiger kommunaler Trä-
ger und anderen Formen im Zwischenbereich
von ‚Drittem Sektor‘ und kommunalem ‚öf-
fentlichen‘ Sektor führten (vgl. u.a. Schmid/
Schulz 2000). Heute kann man unterscheiden

Organisationen des intermediären Bereiches
sind in modernen Gesellschaften häufig dort
entstanden, wo bestimmte soziale Herausfor-
derungen und/oder traditionelle Formen des
Umgangs mit ihnen erst punktuell, an einzel-
nen Orten der Gesellschaft und des politischen
Gemeinwesens, als drängendes Problem er-
kannt wurden, während etablierte Organisati-
onen zunächst noch in alten Routinen und
Definitionsmustern verharrten. Dominante In-
stitutionen und Politiken aber haben ihren ei-
genen Lernrhythmus; sie selektieren solche ‚lo-
kalen‘ Herausforderungen und Organisations-
ansätze, übernehmen, sortieren aus, passen an
oder sie sind stark genug, manches auch ein-
fach zu ignorieren.

Das alles gilt auch für eine soziale Erfin-
dung, die vor etwa zwanzig Jahren erstmals
Gestalt annahm: Beschäftigungsgesellschaften.
Sie waren Teil neuartiger Versuche, mit Lang-
zeitarbeitslosigkeit und gesellschaftlicher Des-
integration umzugehen, und viele von ihnen
sind es heute noch (vgl. Walwei/Werner 1997;
Birkhölzer/Lorenz 2001 sowie Bode et al.
2004). Wenn gegenwärtig allenthalben davon
gesprochen wird, dass zentralistische Konzepte
der ‚Bundesagentur für Arbeit‘ reiche kommu-
nale Erfahrungen nicht beiseite wischen soll-
ten, dann drückt sich diese lokale Kompetenz
auch in Beschäftigungsgesellschaften aus.

Dabei bekämpfen sie mehr als Arbeitslosig-
keit, auch, weil es um mehr als allein das Feh-
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zwischen Beschäftigungsgesellschaften in Trä-
gerschaft von Kommunen, eines Wohlfahrts-
verbandes, Unternehmungen lokaler Vereine
und Initiativen, und Sozialen Betrieben (die das
Ziel verfolgen, sich nach einer Start und För-
derphase am Markt zu etablieren). Die Initia-
tiven und Projekte wurden in der Folgezeit
zunehmend professionalisiert und auf Dauer
gestellt.

Angesichts des Rückgangs arbeitsmarktpo-
litischer Förderungsprogramme und der Lan-
cierung von durch die BA gelenkten lokalen
Jobcentern als Alternative dazu (wobei es dar-
um gehen soll, mit vorformulierten Konzep-
ten den lokalen Gemeinwesen ‚Integrationsar-
beit‘ abzunehmen) hat sich bei vielen dieser
Gesellschaften Entmutigung breit gemacht:
Manche geben bereits auf, andere sehen kaum
noch Perspektiven. Dabei – so unsere These –
spricht einiges dafür, viele dieser Gesellschaf-
ten als eine durchaus innovative Organisations-
form von Antworten auf Arbeitslosigkeit und
Ausgrenzung zu begreifen. Sie sind innovativ,
weil sie als eine Spielart ‚sozialer Unterneh-
men‘ in der Lage sind, (a) für ihre Arbeit
gleichzeitig Ressourcen des Marktes, staatli-
cher Programme und lokaler gesellschaftlicher
Unterstützung – ‚soziales Kapital‘ – zu nut-
zen, und weil sie (b) bei derartigen mehrseiti-
gen Bezügen und Verpflichtungen gleichzei-
tig verschiedene Ziele verfolgen und Wirkun-
gen erzielen können: Dazu gehört die Bereit-
stellung von (Mit-)Arbeitsmöglichkeiten im
Bereich nützlicher lokaler Dienste, das Ange-
bot sozial(arbeiterisch)er Unterstützung, eine
umsichtige Vermittlung in den ‚regulären’ Ar-
beitsmarkt sowie allgemein die Verknüpfung
von wirtschaftlichem und anwaltschaftlichem
Handeln.

Im Folgenden soll im Rückgriff auf ande-
ren Orts breiter dargestellte theoretische Kon-
zepte zunächst die Interpretation von Beschäf-
tigungsgesellschaften als einer Spielart ‚sozi-
aler Unternehmen‘ entwickelt werden. In ei-

nem weiteren Abschnitt wird dann gezeigt,
welche Leistungen sichtbar werden, wenn man
Beschäftigungsgesellschaften in mehreren ‚so-
zialunternehmerischen‘ Dimensionen betrach-
tet. Für unsere Analyse nutzen wir u.a. Ergeb-
nisse einer mit Unterstützung der Hans-Böck-
ler-Stiftung durchgeführten schriftlichen Be-
fragung mit Antworten von etwa 300 solcher
Beschäftigungsgesellschaften. Im letzten Ab-
schnitt kommen wir zurück auf den gegenwär-
tigen politischen Kontext und die aktuelle Ar-
beitsmarktpolitik. Die Frage ist, ob man eigent-
lich weiss, was man tut, wenn man Beschäfti-
gungsgesellschaften lediglich als einen spezi-
alisierten Dienstleister neben anderen begreift
und sie zugunsten von Jobcentern o.ä. ‚abwi-
ckelt‘.

2 Das Konzept
‚Soziales Unternehmen‘

Der Begriff des ‚Sozialen Unternehmens‘ fin-
det seit einiger Zeit häufiger Verwendung (vgl.
HM Treasury 1999; OECD 1999). Ein spezifi-
scher Ansatz wurde vom EMES-Netzwerk, ei-
ner interdisziplinären Gruppe europäischer
Wissenschaftler, entwickelt (vgl. Borzaga/De-
fourny 2001). In diesem Ansatz werden sozia-
le Unternehmen als wirtschaftliche Organisa-
tionen ohne unmittelbare Gewinnabsichten
begriffen. Auf der einen Seite sind sie unter-
nehmerisch aktiv, weil sie kontinuierlich Pro-
dukte erstellen oder Dienstleistungen verkau-
fen und in einem bestimmten Umfang dafür
Erlöse erzielen. Auf der anderen Seite orien-
tieren sie ihre Investitionsentscheidungen je-
doch an sozialen Zielen. Der Idealtyp des ‚so-
zialen Unternehmens‘ ist durch zivilgesell-
schaftliche Akteure gegründet worden, bei de-
nen dann auch die Geschäftsführung liegt.
Kurzum: Der Begriff ‚Soziales Unternehmen‘
umfasst Organisationen, die ‚reale‘ ökonomi-
sche Aktivitäten (also nicht alleine karitative,
kulturelle oder andere Aktivitäten) mit dezi-
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dierten sozialen Zielen verknüpfen. Das Po-
tenzial dazu entsteht – wie bei anderen Not-
for-profit-Organisationen auch – durch die
Zugehörigkeit dieser Unternehmen zu einer
intermediären Sphäre zwischen Zivilgesell-
schaft, Staat, Markt und privaten Haushalten –
wobei diese Sphäre als umkämpfter Raum
verstanden werden muss, der beständig von der
Logik des Markes, verschiedenen sozialen Ge-
meinschaften, privaten Lebensentwürfen sowie
staatlichen Politiken beeinflusst wird. ‚Dritte-
Sektor-Organisationen‘, aber auch viele gesell-
schaftsnahe öffentliche Einrichtungen in die-
ser Sphäre sind also gewissermaßen Hybride
(vgl. Evers et al. 2002). Die Art, wie sie mit
den verschiedenen Umweltfaktoren und Ein-
flüssen umgehen, entscheidet darüber, inwie-
weit sie noch als etwas ‚Drittes‘ verstanden
werden können, ohne sich zu ‚kommerziali-
sieren‘ oder zu ‚verstaatlichen‘. Die Bindung
an Zivilgesellschaft und lokale Gemeinschaf-
ten realisiert sich dabei in der Nutzung und
Mobilisierung sozialen Kapitals (Putnam 2000)
– in Vertrauensbildung, Vernetzung vor Ort,
freiwilliger Mitarbeit und andere Formen von
‚social embeddedness‘. Im Folgenden soll nun
dieses allgemeine Konzept zum Verständnis
von Organisationen im öffentlichen Bereich auf
die Diskussion von Beschäftigungsgesellschaf-
ten bezogen werden.

3 Multiple Ressourcen, Ziele und
Wirkungen

Weder staatliche Einrichtung noch privatwirt-
schaftliches Unternehmen, aber auch nicht eine
von den Ressourcen und Steuerungsimpulsen
des Staates und des Marktes weitgehend un-
beeinflusste gesellschaftliche Vereinigung zu
sein, das ist, so unsere These, zunächst einmal
eine realistische Beschreibung des Status vie-
ler Organisationen im öffentlichen Bereich –
auch der Beschäftigungsgesellschaften.
Darüber hinaus behaupten wir aber auch: Der-

artige hybride Organisationsformen verfügen
über spezifische Potenziale. In Hinblick auf
drei Aspekte – Ressourcen, Ziele und Wirkun-
gen – soll das im Folgenden dargelegt werden.

a) Was die Ressourcen angeht, so können
Soziale Beschäftigungsunternehmen auf einen
Mix monetärer und informeller Mittel zurück-
greifen, der von staatlichen Förderungen über
erwerbswirtschaftliche Erlöse bis hin zu Zeit-
und Geldspenden aus der lokalen Zivilgesell-
schaft reicht. Die staatliche Förderung umfasst
dabei steuerliche Vergünstigungen, Zuwendun-
gen verschiedener Art sowie – zu besonders
hohen Anteilen – Mittel aus diversen arbeits-
marktpolitischen Programmen. Dabei werden
die Programmmittel quasi als Entgelt für
Dienstleistungen der Arbeitsförderung gewährt
– zwischen den Unternehmen und den Kos-
tenträgern besteht ein auf einzelne Maßnah-
men herunter gebrochenes Kontraktverhältnis,
so dass im Hinblick auf die öffentliche Förde-
rung der Beschäftigungsunternehmen von
quasi-marktlichen Beziehungen gesprochen
werden muss.3 Vor diesem Hintergrund sind
nun jene Antworten zu bewerten, die uns die
Manager der Beschäftigungsunternehmen be-
züglich ihres Ressourcenhaushaltes erteilt ha-
ben. Wir hatten nach den Anteilen der ‚Ein-
kommensarten‘ sowie nach der relativen Be-
deutung dieser Einkommensarten im Ressour-
cenmanagement der Träger gefragt.

Zum Untersuchungszeitpunkt – Anfang
2003 – bildeten die Mittel der Bundesanstalt
für Arbeit ungeachtet ihrer kontinuierlichen
Rückführung den größten Posten im Ressour-
cenhaushalt der Träger. Die zweithöchste Be-
deutung hatten kommunale Mittel der Arbeits-
marktförderung. Während allerdings nahezu
drei Viertel aller Beschäftigungsunternehmen
Mittel der Bundesanstalt für Arbeit in Anspruch
nehmen, nutzen die Hälfte der Organisationen
kommunale Gelder. Neben dieser öffentlichen,
tendenziell auf quasi-marktlichem Wege ver-
mittelten Unterstützung bewerteten die befrag-
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ten Träger auch Steuervergünstigungen als
betriebswirtschaftlich relevant und allgemein
wertvoll – eine Form der öffentlichen Förde-
rung, die nicht an spezifische Einzelleistungen
geknüpft ist, sondern generell die Gemein-
wohlorientierung unterstützt. Etwa ein Drittel
der Träger misst diesen Ressourcen eine hohe
bis sehr hohe Bedeutung bei. Das gilt vor al-
lem für auf Produkt- und Dienstleistungsmärk-
ten operierende Sozialunternehmen sowie für
soziale Betriebe und größere Vereine.

Über diese (quasi-)staatlichen Mittel4 hin-
aus erzielen Beschäftigungsunternehmen aber
auch Erlöse aus Verkäufen von Produkten und
Dienstleistungen. In der Befragung gab über
die Hälfte der Unternehmen an, auf entspre-
chende Erlöse in einer Größenordnung von bis
zu 10 Prozent des Gesamtbudgets zurückgrei-
fen zu können. Zwar sind diese Ressourcen von
ihrer betriebswirtschaftlichen Bedeutung her
nicht spektakulär, aber sie helfen, Zeiten ohne
staatliche Förderungen zu überbrücken sowie
unterfinanzierte Arbeitsbereiche gesondert zu
fördern – und potenziell verschaffen sie den
Unternehmern auch gewisse Verhandlungs-
und Investitionsspielräume. Dass solche Mit-
tel für die Hälfte der Beschäftigungsunterneh-
men als besonders wertvoll gelten, zeigt
zugleich, dass sie in gewisser Weise Identität
stiften und das ‚ökonomische‘ Selbstbewusst-
sein der Träger stärken.

Schließlich können Beschäftigungsunter-
nehmen auch auf Unterstützung in Gestalt von
Zeit- und Geldspenden zurückgreifen. Spen-
den erhalten etwa 16 Prozent der Organisatio-
nen. Nur bei den wenigsten dieser Unterneh-
men machen diese Mittel aber mehr als 10 Pro-
zent des Gesamtbudgets aus. Auch unentgelt-
liche Arbeit (bürgerschaftliches Engagement)
spielt für die meisten Träger eine untergeord-
nete Rolle. Der zivilgesellschaftliche Rückhalt
der Organisationen macht sich jedoch auch an
anderen Formen informeller Unterstützung
fest. Über den Weg einer Befragung kann man

diesen Rückhalt zumindest annäherungsweise
an der Vernetzung der Träger mit verwandten
Organisationen, lokalen Kooperationspartnern
und Verbandsstrukturen ablesen. Für mehr als
ein Drittel der Organisationen hatte diese Ver-
netzung eine außerordentliche Bedeutung – sie
prägt gewissermaßen ihr Selbstbewusstsein als
zivilgesellschaftlicher Akteur. Unsere Fallstu-
dien zeigen zudem, dass viele Beschäftigungs-
unternehmen im öffentlichen Raum meinungs-
bildend wirken und Sensibilität für Belange des
Gemeinwesens schaffen.

Insgesamt sind die Unternehmen, was ihre
Ressourcen betrifft, etwas ambivalent ‚positi-
oniert‘: Ihre Eigenmittel aus Verkaufserlösen
und zivilgesellschaftlichen Ressourcen stiften
Identität und das Gefühl von Selbständigkeit,
gleichzeitig aber sind öffentliche Ressourcen
doch eine zentrale Überlebensbedingung.

b) Wie verhält es sich nun in Hinblick auf
die Ziele dieser Unternehmen? Es wäre zu kurz-
sichtig, in den Beschäftigungsunternehmen
aufgrund ihrer primären Orientierung auf ar-
beitsmarktpolitische Ziele (wie der Förderung
von Beschäftigungsfähigkeit und Vermittlung)
nur Vollzugsorgane des Sozialstaates zu sehen.
Die arbeitsmarktpolitischen Ziele, wie wir aus
unseren Einzelfallstudien schließen, orientie-
ren sich nicht unbedingt an den Prioritäten
staatlicher Arbeitsmarktpolitik, wie sie derzeit
im Hinblick auf ‚employability‘ bzw. Vermitt-
lung um jeden Preis vorherrschen. Viele Pro-
jekte, die auf die Entwicklung der Beschäfti-
gungsfähigkeit und Vermittlung in den ersten
Arbeitsmarkt setzen, richten sich auf spezifi-
sche Problemgruppen, die in Zeiten der wirt-
schaftlichen Stagnation sowie vor dem Hinter-
grund einer sich entwickelnden Wissens- bzw.
hochproduktiven Industriegesellschaft kaum
noch Chancen haben, kurzfristig eine zumut-
bare Beschäftigung bzw. eine sinnstiftende Tä-
tigkeit außerhalb der Erwerbsgesellschaft zu
finden. Die Förderung eines zunehmend aus-
gegrenzten Personenkreises ist dabei in der Re-
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gel mehr als lediglich die Übernahme des kom-
munalen Auftrages zur Senkung des gemeind-
lichen Sozialhilfebudgets. An begleitenden
Maßnahmen und Angeboten zur Vermittlung
und zum Aufbau von längerfristigen Beschäf-
tigungsmöglichkeiten lässt sich ablesen, dass
es häufig um ‚ganzheitliches‘ Engagement für
Integration und nicht lediglich um die Verschie-
bung zum Kostenträger BA geht. Viele der
Organisationen haben zudem neben diesen ar-
beitsmarkt- und sozialpolitischen Zielen auch
weitere Anliegen: Manche setzen auf die Ent-
wicklung neuer umweltschonender Produkte
und sozialer Dienste sowie die Förderung der
lokalen Ökonomie und stellen dabei mitunter
(Zuliefer-)Produkte her, die im üblichen Markt-
wettbewerb kaum Gestalt annehmen würden.
Darüber hinaus verfolgen einige Unternehmen
nach eigener Aussage auch gesellschaftspoli-
tische Zielsetzungen, die nicht nur ihre sozia-
len, ökologischen und kulturellen Angebote
prägen, sondern auch zu einer advokatorischen
Interessenvertretung von Erwerbslosen und
Personen in prekären Lebenslagen motivieren.

c) Was schließlich die Wirkungen betrifft,
die soziale Beschäftigungsunternehmen durch
ihre Aktivitäten entfalten, so ist es gegenwär-
tig vor allem die auf die Vermittlung in den
ersten Arbeitsmarkt bezogene ‚Durchlaufeffi-
zienz‘, die von der Politik und in der wissen-
schaftlichen Debatte als Maßstab zur Erfolgs-
bewertung herangezogen wird (Fels et al. 2000,
Eichhorst et al. 2001). Nur jene Träger, die gro-
ße Anteile ihrer temporären Belegschaft – wo-
hin auch immer – rasch weitervermitteln, er-
füllen die Norm. Unseres Erachtens werden bei
dieser Leistungsbewertung eine Reihe von In-
tegrationseffekten ausgeblendet. Warum ei-
gentlich soll z.B. die Vermittlung von Arbeits-
erfahrung (der Erhalt oder die Wiedergewin-
nung von Arbeitsorientierung und Perspekti-
ven) nicht als Ausweis von Effektivität gewer-
tet werden, insbesondere wenn für einen Er-
werbslosen die Tätigkeit in einem Beschäfti-

gungsunternehmen die einzige Option neben
der Abwanderung in die stille Reserve darstellt?
Beschäftigungsmaßnahmen dienen, wie der
Name es sagt, vor allem der Beschäftigung von
Arbeitslosen. Da ein zunehmender Anteil an
Erwerbspersonen langfristig oder dauerhaft aus
der Erwerbsgesellschaft ausgegrenzt ist, sind
Alternativen gefragt, damit diese Menschen
nicht in Resignation, gesundheitliche und psy-
chische Labilität oder in eine Schuldenfalle
abgleiten, die nicht nur den Einzelnen indivi-
duelles Versagen suggerieren, sondern auch
hohe gesellschaftliche Folgekosten nach sich
ziehen. Da es heute illusorisch erscheint, dass
‚normale‘ gewerbliche und öffentliche Unter-
nehmen sich dieser Personen annehmen (wie
dies in der Vergangenheit vielfach der Fall war),
sind Beschäftigungsunternehmen in dieser
Funktion alternativlos.

Bei der Orientierung auf das vorrangige
Ziel, die eigene Klientel mit zielgruppenge-
rechten Arbeitsaufträgen zu beschäftigen – um
in diesem Rahmen deren Schlüsselqualifikati-
onen und Arbeitstugenden neu aufzubauen
oder zu regenerieren –, erscheint vielen Trä-
gern nach eigener Aussage die Art der dabei
erzeugten Produkte und Dienstleistungen
zweitrangig. Das bedeutet aber nicht, dass ih-
nen dieser Aspekt ihrer Leistungen und Wir-
kungen gleichgültig wäre. Wenn z.B. alterna-
tive Verfahren der Kantinenbewirtschaftung
erprobt, neue Tätigkeitsfelder für Migrantin-
nen und Wege der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf erschlossen oder Computer für kom-
munale Schulen instand gesetzt bzw. aufgerüs-
tet werden, dann verbinden sich dabei arbeits-
marktpolitische und gemeinwesenbezogene
Effekte. 40 Prozent der von uns befragten Ge-
schäftsführer glauben sogar, dass es ihren Or-
ganisationen gelungen ist, sich mit einem spe-
zifischen Produkt oder einer Dienstleistung am
Markt zu positionieren.

Neben den materiellen sozialwirtschaftli-
chen Leistungen sind schließlich auch die zi-
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vilgesellschaftlichen und im engeren Sinne
politischen Funktionen der Träger zu berück-
sichtigen – Lobbytätigkeit, Öffentlichkeitsar-
beit, aber auch gelegentliche Kampagnen ge-
hören in diesen Zusammenhang. In komple-
xen Projekten wie der Regeneration benach-
teiligter städtischer Quartiere oder sozialer
Brennpunkte kommen alle diese Aspekte zu-
sammen. Beschäftigungsunternehmen halten
im Bereich der Arbeits- und Sozialintegration
Kernkompetenzen vor, die sie im (lokal-)poli-
tischen Raum zur Geltung bringen (können).
Eine ‚Effektivitätsquelle‘ übergeordneter Art
ist dabei das Vernetzungspotenzial der Träger.
Soziale Beschäftigungsförderung lebt auch
davon, dass die verschiedensten Akteure for-
mell oder informell zusammengebracht wer-
den, dass sich Partnerschaften entwickeln, die
mehr als bloße Zweckgemeinschaften sind, und
dass dadurch lokale Synergieeffekte entstehen.
Immerhin ein Drittel der von uns befragten
Beschäftigungsgesellschaften gab an, jenseits
der vielfältigen informellen Vernetzung auch
formelle Beziehungen zu anderen Beschäfti-
gungsträgern, Weiterbildungseinrichtungen
und frei-gemeinnützigen Organisationen zu
unterhalten.

Alles in allem: Der spezifische hybride Sta-
tus der Beschäftigungsunternehmen als einer
Form sozialer Unternehmen und die damit ein-
hergehenden Potenziale scheinen uns ein
bislang zu wenig beachtetes Phänomen zu sein.
Mit Blick auf die Zukunft wird vor allem die
Frage relevant, unter welchen Umweltbedin-
gungen – und dazu gehören auch und beson-
ders die sozial- und arbeitsmarktpolitischen
Rahmenvorgaben – diese Organisationen ihre
Besonderheit, weder spezialisierter privater
oder öffentlicher Dienstleister noch allein eine
zivilgesellschaftliche Solidaritätsveranstaltung
zu sein, entfalten (können), und in wie weit
sie auch ungeachtet des Drucks, sich mit Leit-
bildern aus der Privatwirtschaft auseinander
setzen zu müssen (Bode/Graf 2000), noch ei-

gene Perspektiven und Identitäten entwickeln
können.

4 Zur Zukunft sozialer Beschäfti-
gungsunternehmen

Zweifelsohne galten die im Rahmen der Be-
schäftigungsförderung entfalteten Aktivitäten
schon immer als Weg zum Ziel der Arbeits-
marktintegration. Dennoch handelt es sich bei
den Ansätzen der Beschäftigungsunternehmen
um einen eigenständigen ‚dritten‘ Weg der
Beschäftigungsförderung (Bode et al. 2004):
Sie eröffnen weiter gehende Perspektiven als
ein klassisches staatliches Beschäftigungspro-
gramm oder die Generierung von Arbeitsplät-
zen am ‚Spotmarkt‘ für Niedrigqualifikationen.
So verknüpfen die Träger in der Regel mit
Qualifizierung, Beschäftigung und Vermittlung
auch eine problemgruppensensible soziale
Förderung. Dieser ‚Kombi-Effekt‘ zeigt sich
auch in einzelnen Projektevaluationen. Hier
erweist sich die soziale Stabilisierung ein häu-
figer Begleiteffekt der Förderpraxis (vgl. Kie-
selbach et al. 1998; Glaß/Voigt 2000).
Schließlich leisten viele Träger auch einen
Beitrag zur sozialen Infrastruktur ihrer Regi-
on: durch ihre Produkte und Dienstleistungen,
aber auch durch die oben umrissenen ‚kom-
munikativen‘ Leistungen. Inwieweit sich sol-
che Elemente im Leistungsprofil aufrechterhal-
ten oder sogar ausbauen lassen, hängt nun aber
nicht nur von ihren eigenen Entscheidungen
ab, sondern auch vom institutionellen und dis-
kursiven Umfeld, in dem sich die Unterneh-
men bewegen müssen. Genau hier sehen sie
sich jedoch derzeit schwer wiegenden Proble-
men gegenüber:
• Das von den Beschäftigungsgesellschaften

vielfach vertretene Ziel der Kombination
von ‚Integrationsarbeit‘ und sozial nützli-
cher (Dienstleistungs-)Produktion hat bei
staatlichen Politiken schon lange keine sub-
stanzielle Bedeutung mehr; heute geht es
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hier allein darum, im Rahmen vorgegebe-
ner Arbeitsmarktverhältnisse evtl. verblie-
bene Beschäftigungsmöglichkeiten v.a. in
der Privatwirtschaft auszuschöpfen.

• Das von den Beschäftigungsgesellschaften
vielfach verfolgte Ziel, nicht allein die
‚employability‘ von Arbeitslosen zu ver-
bessern, sondern auch mit neuen Produk-
ten und Dienstleistungen selbst dauerhaft
(sinn- und integrationsstiftende) Arbeit zu
schaffen, ist ebenfalls weitgehend relati-
viert worden – es ressortiert heute fester
denn je bei Wirtschafts- und Technologie-
politiken, die jenseits von Konzepten für
einen Niedriglohnsektor wenig Rücksicht
auf die Probleme derjenigen nehmen, mit
denen es Beschäftigungsgesellschaften zu
tun haben.

• Von der Arbeitsmarktpolitik lange Zeit
verfolgte sozialpolitische Ziele sind heu-
te gegenüber einer spezifischen Dimen-
sion – der Vermittlung – weitgehend an
den Rand gedrängt worden; seit den
jüngsten Kürzungen gibt es dafür kaum
noch Geld. Das betrifft insbesondere Auf-
gaben der Hilfe beim Erhalt von Kompe-
tenzen und bei der Anpassung von Quali-
fikationen (durch Vermittlung von befris-
teten Beschäftigungsmöglichkeiten, Aus-
bildungsangebote, Requalifizierung, aber
auch soziale Unterstützung). Gerade die-
se Dimensionen von Arbeitsmarktpolitik
waren einmal verknüpft mit der Konzep-
tion eines zweiten Arbeitsmarktes als ei-
nes spezifischen Schutz- und förderlichen
Vorbereitungsraumes, der mehr bietet als
bloße finanzielle Gratifikationen und
gleichzeitig versucht, Brücken, Perspek-
tiven und ‚Stehvermögen‘ für den Weg
aus dem gesellschaftlichen Abseits in das
‚normale‘ Erwerbsleben zu bauen. Mit der
Randstellung der sozialpolitischen Funk-
tion von Arbeitsmarktpolitik bzw. Kon-
zepten eines zweiten Arbeitsmarktes ver-

lieren aber auch Beschäftigungsgesell-
schaften und ihre multiplen Ziele unter-
stützenden Programme allgemein an
Rückhalt.

• Schließlich bevorzugen sowohl die Bun-
desagentur Arbeit als auch die Hartz-Kom-
mission einen Typus politischer Steuerung,
dessen managerielle Prägung zentralisti-
sche Züge aufweist. Lokale Praktiken von
Jobcentern sollen nach zentral vorformu-
lierten Anweisungen und Standards erfol-
gen, ohne dass diese zentralen Vorgaben
ihrerseits bereits aus praktischen Erfahrun-
gen vor Ort gewonnen wären. Und hierar-
chische Steuerungskonzepte feiern dort
eine Auferstehung in neuer Form, wo al-
lein die Verwaltungen (seien es nun die
BA-Zentrale oder Kommunalverwaltun-
gen) die Kompetenz haben sollen, Konzep-
te zu entwickeln und zu steuern, während
dezentral, vor Ort und im gesellschaftli-
chen Umfeld spezialisierte ‚Subunterneh-
mer‘ lediglich die Freiheit haben, bei Aus-
schreibungen die besten Angebote für die
Erledigung vorformulierter Aufgaben ab-
zugeben. Was in diesem Beitrag als spezi-
fischer Vorteil von Beschäftigungsgesell-
schaften als sozialer Unternehmen heraus-
gestellt wurde – ihre Fähigkeit, mehrere
Ziele und Handlungsdimensionen
miteinander zu verknüpfen und damit auch
Partner mit eigener strategischer Denkfä-
higkeit zu sein – erscheint aus der Pers-
pektive des New Public Management eher
als Handicap. Mehr noch: In der Vorstel-
lungswelt des Managerialismus ist für so-
ziale Unternehmen und – allgemeiner – für
Dritte-Sektor-Organisationen überhaupt
kein eigener Platz vorgesehen, ja, sie sind
darin eigentlich undenkbar.

Vor diesem Hintergrund erklärt sich nicht nur
die geringe öffentliche Aufmerksamkeit für die
real doch in die Tausende gehende Zahl von
lokalen Beschäftigungsgesellschaften, sondern
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auch deren Schwierigkeit, eigene strategische
Konzepte weiter zu entwickeln. Allerdings:
Bevor man vorschnell das Ende von ‚Mikro-
innovationen‘ wie den Beschäftigungsgesell-
schaften ausruft, gilt es zu bedenken, inwie-
weit nicht die offenen Fragen und Lücken der
gegenwärtigen Arbeitsmarktstrategien zu-
gleich auch neue Möglichkeiten schaffen. Be-
lassen wir es hier bei einem Hinweis. Zu-
mindest eines wird von keiner Seite bestrit-
ten: Die Zahl von Menschen, die zwar arbeits-
fähig und arbeitswillig sind, gleichwohl aber
nicht in den Arbeitsmarkt in seiner gegenwär-
tigen Gestalt vermittelbar sind (auch dann
nicht, wenn ihr Preis heruntersubventioniert
wird), nimmt zu. Was mit diesen Bürgern pas-
sieren soll, beantworten Konzepte wie die der
Hartz-Kommission nicht. Von ihr ist nicht
einmal danach gefragt worden. Beschäfti-
gungsgesellschaften hingegen haben sich seit
jeher um diese Gruppe bemüht und nach in-
tegrativen Antworten gesucht. Ihre Abwick-
lung bedeutet nicht weniger als das Ende jeg-
licher Auffangzonen für eine wachsende Min-
derheit der Erwerbsbevölkerung – ob dies
wirklich so gewollt ist?
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Anmerkungen

Ingo Bode/Adalbert Evers/Andreas Schulz

1 Der Beitrag bezieht sich auf ein Herbst
2004 abzuschließendes, von der EU-Kommis-
sion gefördertes Forschungsprojekt (‚The So-
cio-economic Performance of Social Enterpri-
ses in the Field of Work-Integration‘), das Leis-
tungsprofile und Entwicklungsprozesse von
Beschäftigungsunternehmen in 11 europäi-
schen Ländern untersucht. Die Koordinations-
stellen des Projekts befinden sich in Louvain-
la-Neuve (Belgien) und (für den deutschen
Teil) an der Universität Gießen. Die verwen-
deten Datengrundlagen waren im Wesentlichen
eine Serie von in-depth-Fallstudien sowie in-
tensive Trägerbefragungen bei europaweit über
160 Organisationen. Hinzu kam eine durch die
Hans-Böckler-Stiftung geförderte schriftliche
Umfrage bei 300 Beschäftigungsunternehmen.

2 Die Namen der Beschäftigungsunterneh-
men illustrieren diese Stoßrichtung: z.B. Zen-
trum für Arbeit und Umwelt; Gesellschaft für
Arbeitsförderung, Beschäftigung und Struktur-
entwicklung, Diakoniewerk für Arbeit & Kul-
tur usw.

3 Der Begriff des Quasi-Marktes beschreibt
Phänomene einer asymmetrisch organisierten
Geschäftsbeziehung zwischen Anbietern (so-
zialer Dienstleistungen) und Nachfragern (Kos-
tenträger in Gestalt von Verwaltungen oder
Sozialkassen). Die Nachfrager, die (sozial-)po-
litisch instruiert sind, können sich Anbieter
aussuchen, aber nicht umgekehrt. Entspre-
chend sind Quasi-Märkte häufig Orte einer
auch verhandlungsbasierten Definition von
Aufträgen, Kosten und Qualitäten.

4 Quasi-staatlich insofern, als die Träger
öffentliche Ressourcen zunehmend in einem
wettbewerblichen Rahmen akquirieren (durch
die Teilnahme an Ausschreibungen verschie-
dener Art). Staatliche Gelder werden (hier)
nicht auf dem klassischen Weg politisch ver-
einbarter Zuwendungen transferiert, sondern
über Quasi-Märkte (siehe letzte Anmerkung).
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„Wenn Existenzängste im Vordergrund stehen,
ist es müßig, zu fordern, macht Ehrenamt. Da
glaube ich, dass wenige Menschen die Kraft
aufbringen, dann zu sagen, na gut, ich komme
mit ’ner Brotrinde aus, und meine Kinder mit
’nem Tropfen Wasser, und ich werde mich jetzt
in die Allgemeinarbeit stürzen, die Nerven hat
dann kaum jemand“.
(Barbara Hesse, Umweltschützerin, 58 Jahre)

1 Bürgerschaftliches Engagement
in der Krise der Arbeitsgesell-
schaft

Die gegenwärtige Diskussion um den Abbau
der Arbeitslosigkeit erschöpft sich nahezu aus-
schließlich in der Frage der Vermittlung und
Wiedereingliederung in den ersten Arbeits-
markt und in angeblich vorhandene Arbeits-
plätze. Die Denkweise, dass unter dem Ge-
sichtspunkt der Teilhabe und der Chancen
„selbst schlecht bezahlte und unbequeme Er-
werbsarbeit besser als transfergestützte Nicht-
arbeit“ sei (SPD-Generalsekretär O. Scholz),
verstellt jedoch den Blick auf andere Welten
und spiegelt eine Fixierung auf das altherge-
brachte Vollbeschäftigungsideal wider. Im fol-
genden Beitrag wird vom freiwilligen, bürger-
schaftlichen Engagement in Vereinen und Ini-
tiativen und von seiner Einbettung in das all-
tägliche Leben berichtet. Hierzu werden Er-
gebnisse aus einer qualitativen Untersuchung
in vier Berliner Umweltorganisationen und -in-
itiativen vorgestellt.

Die Studie ging der Frage nach, welche
Rolle freiwilliges Engagement für die Einzel-
nen spielt, in welchem Verhältnis es zur Er-
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werbstätigkeit steht, welche Wechselwirkun-
gen zwischen verschiedenen Arbeitsformen
stattfinden und welcher berufliche und private
Nutzen aus dem Engagement gezogen wird.
Schließlich werden aus der konkreten Alltags-
praxis heraus Schlussfolgerungen für die Ge-
staltung von Rahmenbedingungen abgeleitet:
Es werden gesellschaftliche Handlungsfelder
benannt, die auf der Annahme beruhen, dass
das Engagement keine Zauberformel zur Lö-
sung der gegenwärtigen Probleme ist. Dennoch
ist der Beitrag nicht zu unterschätzen, den es
für den Wandel zu einer zukunftsfähigen Ar-
beitsgesellschaft leisten kann. Insbesondere
Vereine und Initiativen des Dritten oder Non-
profit-Sektors, dem auch die untersuchten
Umweltorganisationen zuzurechnen sind, ste-
hen vor der Herausforderung, sowohl ihre so-
zialintegrativen Funktionen für die Einzelnen
als auch den Beitrag für die lokale Gestaltung
und Verbesserung der Lebensbedingungen zu-
künftig stärker sichtbar zu machen.

2 Kombinationen von Erwerbsar-
beit und bürgerschaftlichem
Engagement

Die Untersuchung in Berliner Umweltgruppen
und -initiativen richtete den Blick auf eine
bisher wenig beachtete Schnittstelle zwischen
verschiedenen Tätigkeiten: Im Mittelpunkt
stand das Verhältnis zwischen Erwerbsarbeit
und freiwilligem Engagement auf der Mikro-
ebene der individuellen Akteure. Um der je-
weiligen Bedeutung nachzugehen, die das En-
gagement in unterschiedlichen Situationen ein-
nimmt, wurden Menschen in verschiedenen
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Lebens- bzw. Erwerbsphasen (Ausbildung,
Erwerbstätigkeit, Familienphase, Erwerbslo-
sigkeit und Ruhestand) einbezogen.1 Es zeigte
sich ein facettenreiches Bild von individuel-
len Kombinationen. Gleichwohl kristallisieren
sich bestimmte Strukturmuster bzw. Typen
heraus, die mit den Begriffen Verstärkung,
Ergänzung, Überbrückung, Ausgleich und
Alternative Aufgabe gefasst werden (Schuma-
cher 2003).

2.1 Verstärkung

Der Typ Verstärkung ist durch starke Wechsel-
wirkungen zwischen mehreren berufsbezoge-
nen Tätigkeitsbereichen gekennzeichnet. Ein
intensiv ausgeübtes Engagement geht mit ei-
ner starken Orientierung an den beruflichen
Inhalten und einem hohen Einsatz in der Er-
werbsarbeit oder im Studium einher. In bei-
den Fällen werden Fähigkeiten und Erfahrun-
gen in das Engagement übertragen, wirken aber
auch aus diesem in andere Lebensbereich zu-
rück. Die Handlungslogik ist in hohem Maße
auf die öffentliche Sphäre bezogen und der
Wunsch nach politischer Mitwirkung und Ge-
staltung stark ausgeprägt.

2.2 Ergänzung

Beim Typ Ergänzung erhält das Engagement
neben anderen subjektiv bedeutsamen und zeit-
intensiven Tätigkeitsbereichen den Charakter
einer sinnvollen Freizeitbeschäftigung und ist
zeitlich weniger umfangreich. Die berufliche
Situation ist durch eine relative Zufriedenheit
gekennzeichnet. Als ein Element im Gefüge der
individuellen Tätigkeiten wird das Engagement
stärker nach den Vorgaben anderer Lebensbe-
reiche gestaltet und spielt aus verschiedenen
Gründen nicht die Hauptrolle: Entweder wird
es aufgrund äußerer Zwänge eingeschränkt
oder die Begrenzung beruht auf einer bewuss-
ten Prioritätensetzung zugunsten anderer Auf-

gaben und Interessen. Probleme bei der Ver-
einbarkeit, Zeitmangel und Ermüdung werden
bei diesem Typ am deutlichsten thematisiert.
Bei einer zu großen Belastung wird das Enga-
gement reduziert oder beendet.

2.3 Überbrückung

Beim dritten Typ Überbrückung wird das En-
gagement in Phasen von Erwerbslosigkeit oder,
allgemeiner, in diskontinuierlichen Erwerbs-
biographien ausgeübt. Es beruht auf dem
Wunsch, im gesellschaftlichen Umfeld mitzu-
wirken und einen sozialen und inhaltlichen
Ausgleich für das fehlende berufliche Umfeld
zu finden. Ferner wird es als Rahmen genutzt,
um sich beruflich neu zu orientieren und neu
erworbene Kenntnisse zu erproben. Weiterbil-
dungsaktivitäten, die zum Teil vom Engage-
ment nicht klar zu trennen sind, spielen des-
halb eine große Rolle. Das Engagement wird
als eine Möglichkeit angesehen, um aktiv zu
bleiben und beruflich wieder Fuß zu fassen.
Die Personen sehen das Engagement nicht als
Endstation ihrer beruflichen Entwicklung, son-
dern wünschen sich, das angeeignete Wissen
in einem späteren Beschäftigungsverhältnis
oder einer Selbständigkeit praktisch anwenden
und vermitteln zu können. Inwieweit ein sol-
cher Wiedereinstieg gelingt, ist zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt offen.

2.4 Ausgleich

Der Typ Ausgleich findet sich bei Berufstäti-
gen, bei denen das gegenwärtige Beschäfti-
gungsverhältnis nicht den individuellen An-
sprüchen entspricht. Ursachen für die Unzu-
friedenheit können geringe Gestaltungsspiel-
räume, ein schlechtes Arbeitsklima, mangeln-
de Zeitsouveränität oder eine hierarchische
Arbeitsorganisation sein. Die Unzufriedenheit
drückt sich in erster Linie in einer Offenheit
bezüglich der weiteren beruflichen Entwick-
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lung und im Wunsch nach beruflicher Neuori-
entierung aus. Das Engagement soll etwas an-
deres, eigenes darstellen. In einem selbst be-
stimmten Bereich neben der Erwerbstätigkeit
aktiv zu sein, wird als ein wichtiges Element
von Lebensqualität angesehen. Mit inhaltlichen
Weiterbildungen über das berufliche Arbeits-
gebiet hinaus werden andere thematische Ak-
zente gesetzt. Das Engagement bietet die Mög-
lichkeit, an aktuellen gesellschaftlichen Debat-
ten teilzuhaben und sich „auf dem Laufenden
zu halten“. Als eine Art Freizeitbeschäftigung
ist es in der Regel mit weniger Zeitdruck als
dem im Berufsalltag üblichen verbunden.

2.5 Alternative Aufgabe

In bestimmten Lebensabschnitten, z.B. im
Ruhestand oder in der ‚Empty-Nest-Phase‘,
erhält das Engagement den Charakter einer
alternativen Aufgabe. Kennzeichnend ist, dass
die Erwerbstätigkeit keine zentrale Rolle
(mehr) hinsichtlich der materiellen Sicherung
spielt oder diese anderweitig gesichert ist. Die
Vertreter/-innen dieses Typs praktizieren wei-
terhin eine Kombination von verschiedenen
Tätigkeiten: Dies ist im Ruhestand die Verbin-
dung mit weiteren Ehrenämtern, häuslichen
Aufgaben und sonstigen Freizeitaktivitäten.
Das Engagement bietet eine Alternative zur
ehemals bedeutsamen Berufstätigkeit.

Eine alternative Aufgabe kann das Engage-
ment auch nach der Familienphase sein. Wenn
ein (Wieder)einstieg in den Arbeitsmarkt nicht
gewünscht wird und der zeitliche Aufwand für
Hausarbeit und Kindererziehung abnimmt, er-
geben sich neue zeitliche Freiräume. Verschie-
dene freiwillige Aktivitäten werden mit fami-
liären Aufgaben und anderen Interessengebie-
ten abgestimmt. Mit dem Engagement ist es
möglich, persönliche Fähigkeiten einzubrin-
gen, an öffentlichen Belangen teilzuhaben und
die Einbindung in das soziale Umfeld zu ver-
tiefen.

3 Lernprozesse und Integration

Ulrike Schumacher

Wichtige Funktionen des Engagements beste-
hen darin, dass es eine Möglichkeit zur Parti-
zipation bietet und eine als sinnvoll erachtete
Tätigkeit darstellt. Ferner kommt es im Ver-
lauf des Engagements zu persönlichen, inhalt-
lichen und politischen Lernprozessen, die
ineinander greifen und die sich in der Regel
weniger über gezielte Strategien, sondern mit
dem und durch das Tun selbst vollziehen. Das
Engagement dient der Persönlichkeitsentwick-
lung, indem es menschliche Begegnungen mit
sich bringt und eigene Fähigkeiten neu ent-
deckt, angewandt und vertieft werden können.
Auf der politischen Ebene finden Lernprozes-
se hinsichtlich Verfahrensregeln, Partizipati-
onsstrukturen, Meinungsbildungsprozessen
und politischer Entscheidungsabläufe statt.
Schließlich kommt es zu Qualifizierungen hin-
sichtlich ‚harter‘ und ‚weicher‘ Faktoren: Ne-
ben der Aneignung von fachlichem Know-how
werden Kompetenzen in den Bereichen Rhe-
torik, Moderation, Öffentlichkeitsarbeit, Ver-
handlungsführung, Interessenvertretung, Ko-
ordination und Kooperation entwickelt. Erfah-
rungen im Rahmen des Engagements führen
mitunter zu einem stärkeren Selbstbewusstsein
im Job oder zu veränderten Gewohnheiten in
der privaten alltäglichen Lebensführung.

Aus der Berufstätigkeit oder dem Studium
können fachliche Kenntnisse, Arbeitsmethoden
und generell die Herangehensweise an Pro-
blemstellungen übertragen werden. Berufliches
Handeln findet somit in bezahlten und unbe-
zahlten Zusammenhängen statt. Die Qualifizie-
rung wird zum Teil durch Angebote und die
Infrastruktur der Organisation unterstützt, sie
findet jedoch auch in nicht formalisierten Ini-
tiativen mittels autodidaktischen Lernens und
themenbezogener Vernetzung statt.

Eine weitere wichtige Funktion des Enga-
gements besteht in der sozialen Integration: Es
bietet die Möglichkeit, soziale Kontakte auf-
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zubauen, an gemeinschaftlichen Aufgaben und
Zielstellungen Teil zu haben und kooperativ –
„weder allein noch in Konkurrenz“ – zu arbei-
ten. Integrativ wirkt das Engagement auch bei
den Erwerbslosen der Untersuchungsgruppe.
Allerdings wurde deutlich, dass es nur unter
bestimmten persönlichen Voraussetzungen
zumindest zeitweilig als eine Betätigungsform
und Möglichkeit der Mitwirkung akzeptiert
wird: Hierzu zählt die bestehende Einbindung
in ein soziales Netz, welche häufig weitere frei-
willige Aktivitäten mit sich bringt. Darüber
hinaus war die Existenz der entsprechenden
Personen durch Lebenspartner, materielle Ab-
findungen oder die Annahme, wiederholt in
öffentlichen Fördermaßnahmen beschäftigt zu
sein, relativ gesichert. Nicht zuletzt blicken sie
auf frühere berufliche Erfahrungen und Erfol-
ge zurück, weshalb Fragen des Statusgewinns
keinen vorrangigen Stellenwert in ihrem Per-
sönlichkeitsbild einnehmen. Vielmehr können
inhaltliche Interessen, persönliche Weiterent-
wicklung und das Bedürfnis nach Begegnun-
gen mit Gleichgesinnten im entsprechenden
Verein umgesetzt werden. Die jeweiligen Ini-
tiativen stellen Orte der Vergesellschaftung dar,
indem sie durch Gruppenbildungsprozesse,
Interessenübereinstimmung, soziale Integrati-
on und die Möglichkeit des Lernens zwischen
den Individuen und der Gesellschaft vermit-
teln.

4 Schlussfolgerungen für die
Gestaltung von Rahmenbedingun-
gen

Geht man von einer engen Verwandtschaft
zwischen Alltagskultur und demokratischer
Kultur aus, so wird Alltagsforschung zur ‚De-
mokratieforschung par excellence‘ (Kuppe
1995). Für den hier aufgezeigten Zusammen-
hang bedeutet dieses, aus der Alltagspraxis der
Freiwilligen Schlüsse für die Gestaltung von
Rahmenbedingungen zu ziehen. Die beschrie-

benen Arrangements bilden sich aufgrund des
eigenen Wollens und Könnens und in Ausein-
andersetzung mit den äußeren Strukturen. Die
bewusste Gestaltung dieser Muster stößt dabei
an Grenzen, die durch Rahmenbedingungen
gesetzt sind und die die Anforderungen an die
politische Gestaltung deutlich machen. Der
Handlungsbedarf zeigt sich besonders an den
Reibungspunkten, die im Rahmen des Enga-
gements selbst, aber auch in seiner Verbindung
mit anderen Tätigkeiten bestehen. Es gilt des-
halb, rechtliche, sozialpolitische, kulturelle und
ökonomische Rahmenbedingungen zu disku-
tieren und einzurichten, die die Verbindung und
Ausübung verschiedener Tätigkeiten nicht al-
lein zur Privatsache machen (vgl. Jurczyk/Voß
2000: 199). Die Ansatzpunkte zur Gestaltung
lassen sich zu den Handlungsfeldern Materi-
elle Sicherung, Zeit, Beteiligungsrechte, Infra-
struktur und Kooperation, Anerkennungskul-
tur und Leitbilddiskussion bündeln.

4.1 Materielle Sicherung

Die materielle Sicherung ist die zentrale Vor-
aussetzung, um freiwillig tätig werden zu kön-
nen. Einerseits nimmt die Erwerbsarbeit auch
nach wie vor eine Schlüsselstellung hinsicht-
lich sozialer Sicherung, materiellen Wohl-
stands, persönlicher Identitätsbildung und ge-
sellschaftlicher Anerkennung ein. Gleichzeitig
hat sie faktisch an integrativer Reichweite ver-
loren. Dass diese Wirklichkeit anzuerkennen
sei und soziale Anspruchsrechte und Sicherun-
gen an bereits bestehende Formen der sozia-
len Partizipation anzupassen sind, wurde be-
reits gegen Ende der 1980er Jahre formuliert
(Evers et al. 1989). Angesichts sozialer Aus-
grenzungsprozesse und einer zunehmenden
Verarmung von am Arbeitsmarkt benachteilig-
ten Bevölkerungsgruppen hat diese Forderung
nichts von ihrer Aktualität verloren: Eine
Grundsicherung schaffe die Voraussetzung der
Freiheit von Angst, welche demokratisches
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Verhalten erst ermöglicht (Grottian et al. 2003).
Die Aufgabe besteht ferner darin, positiv defi-
nierte Plätze in der Gesellschaft und identitäts-
stiftende Alternativrollen zu entwickeln und zu
unterstützen (Kronauer 1994: 35). Es ist Auf-
geschlossenheit für Lebens- und Arbeitskon-
zepte nötig, in denen selbst bestimmte Tätig-
keiten ausgeübt werden und in denen die Er-
werbsarbeit nicht den einzigen Sinngeber dar-
stellt.

Die soziale Sicherung ist an veränderte Er-
werbsverläufe und Lebenslagen anzupassen,
und es sind Einkommensmixe (Vobruba 1999)
zu entwickeln, in denen die Erwerbsarbeit ei-
nen zentralen Zugang zu materieller Teilhabe
eröffnet. Doch würde gleichzeitig die Kom-
bination verschiedener Einkommensarten,
bspw. von Löhnen mit öffentlichen Transfer-
zahlungen, Produkten der Selbstversorgung
und des Tausches oder Einkommen aus Un-
ternehmertätigkeit eine größere Rolle spielen.
Das Konzept der ‚Mischarbeit‘ geht von ei-
ner notwendigen Kombination von Erwerbs-,
Versorgungs-, Eigen- und Gemeinschaftsar-
beit aus, woraus sich demzufolge auch Misch-
qualifikationen und Mischeinkommen erge-
ben (Verbundprojekt Arbeit und Ökologie
2000: 198). Übergänge zwischen verschiede-
nen Tätigkeitsformen sind in Form von Über-
gangsarbeitsmärkten institutionell zu gewähr-
leisten und materiell abzusichern, um die in-
dividuelle Wahlmöglichkeit zu erleichtern und
Unsicherheiten einzugrenzen (ebd.: 566;
Schmid 1997).

Wie eine Untersuchung von Projekten und
Initiativen des Dritten Sektors im ländlichen
Raum Brandenburgs verdeutlicht, stellt die
freiwillige Mitarbeit unter Umständen eine
zwangsläufige Alternative dar, da eine Über-
brückung in ein Beschäftigungsverhältnis an-
gesichts fehlender Arbeitsplätze nur verein-
zelt gelingen kann (Forschungsverbund Ge-
meinschaftsnutzung 2003). Um diesen Le-
bensformen den Ruch einer ‚Endstation‘ zu

nehmen, ist ein anderer Rahmen der existen-
ziellen Sicherung und der Einbindung in die
Gesellschaft notwendig. Warum nicht, ange-
sichts der Unterschiede zwischen strukturstar-
ken und strukturschwachen Räumen, sich für
Experimente öffnen und z.B. über die
(zunächst) regional begrenzte Einführung ei-
nes Bürgergeldes oder einer Grundsicherung
nachdenken? Die Gesellschaft ist aufgefor-
dert, Abweichungen von der ‚Normalität‘
wahrzunehmen und den Umgang mit ihnen
zu erlernen (vgl. Engler 2002).

4.2 Zeit

Zeitknappheit und Probleme der zeitlichen
Vereinbarkeit stellen einen wichtigen Hinde-
rungsgrund für freiwilliges Engagement dar
(Klenner et al. 2001). Die politische und un-
ternehmerische Gestaltung der Arbeitszeiten ist
deshalb ein Ansatzpunkt, um Zeitflexibilität bei
den Beschäftigten zu ermöglichen. Hierzu zäh-
len Freistellungs-, kurz- und langfristige Aus-
und Wiedereinstiegsmöglichkeiten und eine
Strategie der Arbeitszeitverkürzung. In welcher
Form diese erfolgen kann – ob im Rahmen ta-
riflicher Arbeitszeitverkürzungen, einer Teil-
zeitoffensive oder in Form von Lebensarbeits-
zeitmodellen – obliegt der gesellschaftlichen
Auseinandersetzung. Angesichts des gegen-
wärtigen Klimas, das einer Arbeitszeitverkür-
zung entgegensteht, sind neuartige Mobilisie-
rungsstrategien erforderlich. Ein grundsätzli-
ches Problem kollektiver Interessenvertretung
besteht dabei in der Fragmentierung von Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen. Die
Wünsche der Menschen an ein gelingendes
Leben könnten zum neuen Mittelpunkt ge-
meinsamer Interessen werden, bei dem das
Verhältnis von Arbeit und Leben zum Thema
gemacht wird (Döhl et al. 2000: 16). Öffent-
lich zur Sprache gebracht werden sollte der
zwiespältige Charakter der Erwerbsarbeit: das
Leiden unter ihrem Fehlen, aber auch das Lei-
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den an ihr; das in der kapitalistischen Logik
enthaltene ‚Überflüssigwerden‘ der Einen und
das ‚Überhitzen‘ vieler Anderer in ihrer Be-
schäftigungssituation.

4.3 Beteiligungsrechte

Viele der Engagierten üben Kritik an unzurei-
chenden oder nur scheinbaren Beteiligungs-
möglichkeiten. Ähnliches wird in der Debatte
zur Stärkung der Bürgergesellschaft kritisiert:
Den Forderungen nach bürgerschaftlichem
Handeln steht keine entsprechend ausgepräg-
te politische Kultur bzw. institutionelle Infra-
struktur gegenüber (Münkler 2000: 30). Viel-
mehr wird ein beteiligungsunfreundliches Ver-
halten von Organisationen und Institutionen
festgestellt und kritisiert, dass die offizielle
Politik die Engagementbereitschaft der Bürger/
-innen nicht in Anspruch nehme. Gelegenhei-
ten zur Verantwortungsübernahme sind daher
zu verbessern.

4.4 Infrastruktur und Kooperation

Eine sozial produktive Gesellschaft benötigt
eine soziale Infrastruktur, die – vergleichbar
der wirtschaftlichen Infrastruktur – als eine
öffentliche Aufgabe erstellt und bezahlt wer-
den sollte (Dettling 2000: 12). Die Infrastruk-
tur ist in materieller, personeller, rechtlicher
und prozeduraler Hinsicht zu gestalten. Eine
unterstützende Umgebung kann insbesondere
durch ein neu bestimmtes Verwaltungshandeln
und stärkere lokale Kooperationen erreicht
werden. Eine ‚street working burocracy‘ steht
für eine neue Dimension der Kundenorientie-
rung: Diese besteht darin, Vereine, Gruppen
und Initiativen bei ihren Projekten zu unter-
stützen, Koordinations- und Fortbildungshil-
fen anzubieten, Konflikte als Moderatoren zu
überwinden und engagierte Bürger/-innen an
interessante Projekte anzukoppeln (Beck 2000:
21). Hierzu ist eine Vernetzung verschiedener

Politikebenen und ein stärkeres Denken in
Richtung der sozialräumlichen, lokalen oder
regionalen Entwicklung erforderlich.

4.5 Anerkennungskultur und
erweiterte Sichtweisen

Die öffentliche Diskussion die Bedeutung des
freiwilligen, bürgerschaftlichen Engagements
ist ein Schritt auf dem Weg zu einer Anerken-
nungskultur. Eine Entlohnung freiwilliger Tä-
tigkeiten würde deren eigenem Charakter zu-
widerlaufen und neue Bürokratien heraufbe-
schwören. Ernst gemeinte Rituale der Dank-
barkeit und die Einführung einer steuerfreien
jährlichen Aufwandspauschale (Kortmann et
al. 2002) stellen angemessene Wege dar, um
die gesellschaftliche Wertschätzung des Enga-
gements auszudrücken.

Der politische Wille, um eine Vielfalt von
Tätigkeiten zu ermöglichen, beruht auf einem
erweiterten Verständnis von Arbeit, Bildung,
Reichtum und Sicherheit: Zu den produktiven
Tätigkeiten, die für die Gesellschaft wertvoll
sind, zählen bezahlte und unbezahlte Arbeiten.
Ein erweitertes Verständnis von Bildung geht
davon aus, dass sich Lernprozesse und Kom-
petenzentwicklung an vielen Lernorten des täg-
lichen Lebens, z.B. in Vereinen und Initiativen
und durch das Engagement vollziehen. Ein er-
weiterter Begriff von Reichtum umfasst äuße-
ren und inneren menschlichen Reichtum. Er
bezieht sich nicht nur auf Zählbares, Materiel-
les, sondern fasst als Reichtum all das, was zur
Bereicherung des Lebens beiträgt: Hierzu zäh-
len Freunde und Familie, der Aufbau sozialer
Netzwerke, persönliche Erfahrungsräume und
Herausforderungen, die Möglichkeit des Ler-
nens sowie Zeit für Lebensgenuss. Eng damit
verbunden ist ein erweitertes Verständnis von
Sicherheit, die nicht nur in materieller Absi-
cherung und Daseinsvorsorge, sondern auch in
sozialer Einbindung, lokalen wirtschaftlichen
Beziehungen und funktionierenden Netzwer-
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ken besteht. Das Lernen von anderen Kultu-
ren kann dazu beitragen, bisherige westlich-
industriegesellschaftlichen Engführungen aus-
zudehnen.

5 Diskussion gesellschaftlicher
Leitbilder

Die perspektivischen Erweiterungen bringen
zwangsläufig neue Leitbilder gesellschaftlicher
Entwicklung hervor. Das derzeit dominante
Erklärungsmuster für politisches Handeln be-
ruft sich auf den Wettlauf der Nationen in ei-
ner globalisierten Ökonomie und überhöht
damit einseitig die globale Ebene. Das dadurch
vermittelte Leitbild ist nicht in der Lage, Ori-
entierung zu geben für die Gestaltung der Le-
bensbedingungen vor Ort. Um Ziele aus der
Gesellschaft heraus zu formulieren, ist eine
breite Diskussion darüber notwendig, was gu-
tes Leben heißt, wie das Zusammenleben be-
schaffen sein soll, wie gut Menschen in einer
Gesellschaft leben können und ob sie die Wahl
haben, verschiedenen Tätigkeiten und Interes-
sen nachzugehen. Alte und neue Anknüpfungs-
punkte für eine solche Debatte bestehen bereits;
hierzu zählen der Diskurs zur Nachhaltigen
Entwicklung, das Reformmodell Bürgergesell-
schaft, eine wieder zu belebende Auseinander-
setzung über die Humanisierung der Erwerbs-
arbeit, Ansätze lokaler Ökonomie sowie die
globalisierungskritische Bewegung. Für den
Umbau der Arbeitsgesellschaft sind keine zen-
tralistischen Einheitslösungen in Sicht. Viel-
mehr sind politische Ressorts übergreifende,
institutionelle Neuerungen anzugehen und so-
ziale Innovationen zu ermöglichen.

Die dargestellten Ergebnisse verdeutlichen
die Vielfalt persönlicher Tätigkeitsmuster und
zeigen, dass es nicht das Engagement an sich
gibt. Die Typen veranschaulichten prägnante
Grundformen der Kombination. Ihre Tragwei-
te für andere Bevölkerungsgruppen oder ab-
weichende Themenfelder ist in weiteren Un-

tersuchungen zu prüfen. Gleichwohl ist zu ver-
muten, dass es sich im Prinzip um grundlegen-
de Muster handelt. Als strukturierende Bilder
dienen die Typen dazu, sich über Ausprägun-
gen der sozialen Wirklichkeit zu verständigen
und gestalterische Maßnahmen stärker als
bisher regionalen Unterschieden, den jeweili-
gen Bedürfnisstrukturen und Potenzialen an-
zupassen.

Angesichts der ökologischen Grenzen des
Wachstums führt der Weg, entgegen quantita-
tiver Wachstumsannahmen, hin zu qualitativen
Entwicklungskonzepten. Dass in dem jüngst
verabschiedeten arbeitsmarktpolitischen ‚Re-
formpaket‘ nur Erwerbstätigkeit und abhängi-
ger Beschäftigung eine prägende Funktion
beigemessen wird, zeugt, gerade angesichts der
Situation in vielen ostdeutschen Regionen, von
einer begrenzten Vorstellungskraft und von ei-
ner Wirklichkeitsferne der politisch Verant-
wortlichen. Reformen, die auf die Zukunftsfä-
higkeit der Gesellschaft und die Handlungs-
macht der Einzelnen abzielen, müssen
zuallererst die Freiheit von Existenzangst an-
streben sowie Räume zur kreativen Entfaltung
und Zeit für Balance bieten.

Ulrike Schumacher arbeitet als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Zentrum Technik
und Gesellschaft (ZTG) der Technischen Uni-
versität Berlin.

Anmerkungen

1 Die halbstrukturierten Interviews wurden
in einem Arbeitskreis eines bundes- und lan-
desweit organisierten Umweltverbandes, einem
Verein für nachhaltige Stadtentwicklung,
Wohnumfeldverbesserung und ökologische
Ernährung sowie in zwei Bürgerinitiativen, die
Widerstand gegen den Bau von Müllverbren-
nungsanlagen leisteten, durchgeführt. Die ver-
schiedenartigen Tätigkeiten der Freiwilligen
werden hier als ,Umweltengagement‘ bezeich-
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net – dieses schließt jedoch mit ein, dass die
Akteure ihr Engagement ebenso als ein sozia-
les oder politisches verstehen.
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1 Problemstellung

Sebastian Braun/Stefan Hansen

Soziale und politische Integration durch Vereine?

‚Transferannahme‘: Demnach erwirbt der Ein-
zelne aufgrund seines sozialen Einbezugs in
einen Verein bestimmte soziale und politische
Orientierungen, die ihn befähigen, sich auch
in andere gesellschaftliche Kontexte zu inte-
grieren bzw. in diese integriert zu werden. Die-
se ‚grenzüberschreitende‘ Form der sozialen
Integration, die über die Vereinsmitgliedschaft
‚vermittelt‘ werde, lässt sich als Außenintegra-
tion der Mitglieder in die Gesellschaft bzw. als
außenintegrative Leistung von Vereinen be-
zeichnen.

Diese doppelte Argumentationsfigur thema-
tisiert die besondere Bedeutung von Vereinen
als intermediäre Organisationen auf der gesell-
schaftlichen Meso-Ebene, wo ihnen eine dy-
namische Katalysator-Funktion zwischen In-
dividuum und Gesellschaft zugesprochen wird.
Und vor diesem Hintergrund wird für die Mak-
ro-Ebene der Gesellschaft geradezu zwangs-
läufig geschlussfolgert: Je höher der Anteil der
Gesellschaftsmitglieder, die einem Verein an-
gehören, desto höher sei auch die soziale Inte-
gration der Gesellschaft, da sich mit steigen-
den Mitgliedschaftsquoten auch jene Relatio-
nen wechselseitiger Abhängigkeit zwischen
den Individuen herausbildeten, die für die Exis-
tenz und den sozialen Zusammenhalt der Ge-
sellschaft grundlegend sind. Deshalb werden
in der empirischen Sozialforschung Mitglied-
schaftsquoten in Vereinen als ein wichtiger
Indikator zur Beschreibung des Zustands des
sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft be-
wertet. Allerdings haben diese Thesen bislang
in erster Linie den Status von normativ gefärb-
ten Annahmen mit Plausibilitätsanspruch, da
es sowohl an komplexeren theoretischen Ar-
gumentationszusammenhängen als auch an
empirischen Daten zu der Frage mangelt, wie

Auf die besondere Bedeutung eines vielfälti-
gen Assoziationswesens für die Integration
egalitär-individualistischer Gesellschaften hat-
te bereits Alexis de Tocqueville (2001) hinge-
wiesen. In seinem vor rund 150 Jahren verfass-
ten Reisebericht über die Demokratie in Nord-
amerika, auf den sich nahezu alle Protagonis-
ten in der laufenden Diskussion über die Bür-
gergesellschaft beziehen, beschrieb de Tocque-
ville die kleinräumigen Strukturen der lokalen
Selbstverwaltung, die vor allem durch eine
kaum überschaubare Vielfalt von Vereinen be-
siedelt werden, als Basis des gesellschaftlichen
Zusammenhalts. Denn in der ‚Kunst der frei-
en Assoziation‘, so argumentiert etwa Ulrich
Beck (1997) in Anknüpfung an de Tocquevil-
les ‚Lehre vom wohlverstandenen Interesse‘,
stecke die Kraft zur Überwindung von Bin-
dungslosigkeit und Egoismus.

Hinter diesen gängigen Vorstellungen ver-
birgt sich eine doppelte Argumentationsfigur,
die aufeinander aufbaut und sich folgender-
maßen zusammenfassen lässt: Erstens wird
davon ausgegangen, dass Individuen, die Mit-
glied in Vereinen sind, immer auch in die je-
weilige ‚Wahl-Gemeinschaft‘ (Strob 1999)
sozial integriert sind. Die Mitgliedschaft wird
also mit der sozialen Integration des Individu-
ums in den jeweiligen Verein gleich gesetzt.
Diese Form der sozialen Integration lässt sich
als Binnenintegration der Mitglieder in einen
Verein bzw. als binnenintegrative Leistung von
Vereinen bezeichnen. Zweitens wird von der
Idee ausgegangen, dass „Vereine ihre Mitglie-
der grundsätzlich in die Gesellschaft integrie-
ren“ (Lehmann 2001: 174). Hinter dieser Idee
verbirgt sich eine nicht weiter elaborierte

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 1/2004
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sich der Einbezug in die Wahl-Gemeinschaft
vollziehen könnte und über welche Mechanis-
men die dort ggf. erworbenen sozialen und
politischen Orientierungen in andere gesell-
schaftliche Kontexte vermittelt werden könn-
ten. Nur vereinzelt wird unterdessen darauf
hingewiesen, dass „es nicht ausreichen könne,
ideologische Annahmen über die Integration
durch Vereine zu wiederholen“ und deren em-
pirische Plausibilität nicht systematisch zu
untersuchen (Lehmann 2001: 44).

2 Bürgerkompetenz und Sozialkapi-
tal – zwei aktuelle Diskussionen

Der vorliegende Beitrag greift diese Problem-
stellung auf, indem zunächst zwei aktuelle
Diskussionen thematisiert werden, in denen die
weit reichenden Thesen über die Integrations-
leistungen von Vereinen eine zentrale Rolle
spielen: die Diskussionen über ‚Bürgerkom-
petenz‘ und über ‚Sozialkapital‘. Anschließend
werden ausgewählte empirische Ergebnisse aus
einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung
in Deutschland zusammengefasst, die erste
Hinweise auf die empirische Evidenz der hin-
ter diesen Thesen stehenden Annahmen geben
sollen.

2.1 Vereine als ‚Radiatoren‘ und
‚Treibhäuser‘ von Bürgerkompe-
tenz

Ein prominentes Beispiel dafür, wie weit rei-
chend der Indikator ‚Vereinsmitgliedschaften‘
interpretiert wird, ist die politische Kulturfor-
schung, die seit den 1950er Jahren die sozial-
wissenschaftliche und politische Diskussion
nachhaltig beeinflusst. In dieser – bis zu de
Tocqueville zurückreichenden – Forschungs-
tradition gelten Vereine als zentrales Element
stabiler Demokratien, da sie in der sozialen
Praxis die Verbindung von Mitgliedschafts-
und Staatsbürgerrolle ermöglichten und Insti-

tutionen selbst bestimmten Handelns und frei
gewählter Tätigkeit seien. Darüber hinaus ver-
mittelten Vereine die kognitiven, prozeduralen
und habituellen Basiskompetenzen, um mit den
‚Zumutungen der Demokratie‘ adäquat umge-
hen zu können (vgl. Buchstein 1996).1

Denn zum Einen – so die Thesen – würden
Vereine „über ihre internen Wahlen und Ab-
stimmungen in prozedurale Aspekte moderner
Demokratien einführen“ (Buchstein 2002:
214); zum Anderen würden die Mitglieder „im
Zuge ihrer Aktivitäten zwangsläufig auch mit
Fragen konfrontiert werden, die eine gewisse
allgemeine politische Bedeutung haben“ und
„auf die sie als Angehörige ihrer bürgergesell-
schaftlichen Vereinigung Antwort finden müs-
sen“ (ebd.). Dies sei z.B. der Fall, wenn die
Mitglieder eines Sportvereins über Sparmaß-
nahmen in ihrer Gemeinde, über Nachwuchs-
förderung oder Jugendpolitik diskutierten.
Schließlich würden Vereinsmitglieder auch
habituelle Kompetenz erwerben. Diese Kom-
petenz sei die entscheidende Grundlage dafür,
gemeinwohlorientiert, d.h. zugunsten einer
Gemeinschaft bzw. der Allgemeinheit zu han-
deln. Habituelle Kompetenz, so die These,
müsste durch praktische Tätigkeiten in der all-
täglichen Lebenswelt wie z.B. in Vereinen ein-
geübt werden, da man in diesen institutionel-
len Kontexten freiwillig zur Herstellung von
Kollektivgütern beitrage und auf diese Weise
die Handlungsalternative des ‚Trittbrettfah-
rens‘ zu überwinden lerne. Es wird also ein
wechselseitiger Verstärkungszusammenhang
zwischen der Vereinsmitgliedschaft, einem
‚Bürgersinn‘ für öffentliche Problemstellungen
und der Bereitschaft zu sozialem und politi-
schem Engagement vermutet.

2.2 Vereine als ‚Generatoren‘ von
Sozialkapital

Ein anderes und derzeit besonders prominen-
tes Beispiel für die Thesen über die spezifi-

Soziale und politische Integration durch Vereine?
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schen Integrationsleistungen von Vereinen ist
die Diskussion über das ‚Sozialkapital‘ moder-
ner Gesellschaften. Hintergrund dieser Diskus-
sion sind die populären Studien von Putnam
(2000), der mit sozialem Kapital dreierlei be-
zeichnet: soziales Vertrauen, das die zur ge-
sellschaftlichen Koordination erforderliche
Kooperation zwischen den Individuen erleich-
tere; Normen generalisierter Reziprozität, die
zur Lösung sozialer Dilemmata beitrügen; und
schließlich Vereine, wo generalisierte Rezip-
rozitätsnormen gepflegt und soziales Vertrau-
en aufgebaut würden.

Mit dieser Argumentationsfigur wird der
alten demokratietheoretischen Diskussion über
Vereine als ‚Schulen der Demokratie‘ erstmals
ein gewichtiges ökonomisches Argument zur
Seite gestellt. Denn das in den Vereinen erwor-
bene soziale Vertrauen erstrecke sich – so Put-
nam – als ‚generalisiertes Vertrauen‘ über alle
gesellschaftlichen Bereiche und reduziere so-
mit die Notwendigkeit zur sozialen Kontrolle.
Abbau von sozialer Kontrolle hieße aber auch
Reduktion von Kosten, und zwar im staatlichen
ebenso wie im ökonomischen Sektor.

3 Vereine als Produzenten von
Bürgerkompetenz und Sozial-
kapital?

Die skizzierten Diskussionslinien verweisen
bereits auf die hohen normativen Erwartungen,
die in der laufenden Diskussion an das Ver-
einswesen gestellt werden. Umso bemerkens-
werter ist es, dass diese Erwartungen bislang
kaum systematisch expliziert, geschweige denn
in Forschungsfragen übersetzt und empirisch
untersucht wurden.

Dieses Desinteresse schlägt sich schon auf
einer ganz allgemeinen Ebene nieder. Denn
bislang ist unklar, ob und inwieweit in Verei-
nen überhaupt entsprechende Prozesse zu kon-
statieren sind, die dazu beitragen könnten, dass
sich die Mitglieder zu ‚kompetenten Bürgern‘

entwickeln. Und selbst wenn man unterstellt,
dass die Mitglieder solche umfassenden Sozi-
alisationsprozesse in Vereinen durchlaufen: Ist
es dann nicht auch möglich, dass die dortige
Sozialisation eher Orientierungen wie Intole-
ranz, Indifferenz oder Misstrauen gegenüber
all jenen befördert, die nicht zum ‚vereinigten
Sozialkreis‘ gehören? Zumindest hatte schon
Max Weber (1924) in seiner Rede auf dem ers-
ten deutschen Soziologentag im Jahr 1910 ver-
mutet, dass Vereine vor allem den ‚guten
Staatsbürger‘ hervorbringen würden – bei ihm
allerdings ganz im passiven Sinne des Wortes
gemeint.

Aber nicht nur die Frage, ob und welche
Orientierungen in Vereinen sozialisiert werden,
ist bislang unklar. Darüber hinaus stellt sich
auch die Frage, ob diese Sozialisationsannah-
me prinzipiell für alle Mitglieder gleicher-
maßen gelten kann. Zumindest lassen es allein
schon umgangssprachliche Begriffe wie ‚pas-
sives Mitglied‘ oder ‚Karteileiche‘ fraglich er-
scheinen, ob die Mitgliedschaft ein hinreichen-
des Kriterium sein kann, um diese sozialisati-
onstheoretische Argumentationsfigur zu fun-
dieren. In diesem Sinne wurde zuletzt auch
mehrfach kritisiert, dass die Verwendung von
Mitgliedschaftsquoten als Indikator für den
‚stock of social capital‘ in einer Gesellschaft
zu kurz greife (vgl. Braun 2003a). Sozialisati-
onstheoretisch betrachtet erscheint diese Kri-
tik durchaus begründet. Denn in dieser Pers-
pektive wäre vielmehr davon auszugehen, dass
man in Vereinen bestenfalls dann bestimmte
Sozialisationsprozesse durchläuft, wenn man
an gemeinsamen Aktivitäten kontinuierlich
mitarbeitet und auch praktisch folgenreich
mitwirken kann. Eine nachhaltige Engage-
mentbereitschaft wird sich vermutlich nur dann
entfalten, wenn durch reale Möglichkeiten zur
Partizipation an Entscheidungs- und Verände-
rungsprozessen symbolische Beteiligung und
‚Trittbrettfahren‘ vermieden werden. Nur un-
ter diesen Bedingungen erscheint es prinzipi-
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ell denkbar, dass in einem Verein Einflüsse
wirksam werden, die bei den Mitgliedern bür-
gerschaftliche Kompetenzen generieren, die
dann als habitualisierte Dispositionen auch auf
andere Lebensbereiche übertragen werden.

Aber nicht nur die Formel ‚Mitglied gleich
Mitglied‘ erweist sich als problematisch. Ähn-
lich fragwürdig ist es auch, allen Vereinen die-
selben Sozialisationsfunktionen zuzuschrei-
ben. Wer einmal am ‚Vereinsleben‘ eines Ka-
ninchenzüchter- oder Sportvereins, einer
Selbsthilfegruppe oder Tafelinitiative, eines
Museumsvereins oder einer Bürgerinitiative
teilgenommen hat, wird vermutlich erhebliche
Zweifel an der Idee ‚Verein gleich Verein‘ an-
melden. Zwar ist es auf einem relativ hohen
Abstraktionsniveau hilfreich, von dem Verein
als einem analytischen Idealtypus zu sprechen,
der im Vergleich zu staatlichen oder erwerbs-
wirtschaftlichen Organisationen bestimmte
Strukturbesonderheiten aufweist und insofern
einen distinkten Organisationstyp in modernen
Gesellschaften darstellt (vgl. Braun 2003b).
Gegenüber der sozialen Wirklichkeit bleibt
dieser Idealtypus aber relativ inhaltsleer.

Darauf verweist bereits der einflussreiche
Systematisierungsversuch von Vereinen, den
Gordon und Babchuk (1959) in den 1950er
Jahren vorgelegt haben. Sie konzipierten
seinerzeit zwei Gegenpole eines Kontinuums,
die sich mit den Begriffen ‚binnenorientierter‘
und ,außenorientierter‘ Verein bezeichnen las-
sen. Außenorientierte Vereine gelten dabei als
zweckorientierte Zusammenschlüsse, die ent-
stehen, um gesellschaftspolitische Ziele zu er-
reichen und Einfluss auf die soziale Umwelt
auszuüben. Mit dieser an ‚public-policy influ-
ence‘ orientierten Zielstellung wird auch die
Beitrittsmotivation der Mitglieder begründet,
die gemeinsam mit anderen Ziele zu verwirk-
lichen suchten, die außerhalb der Organisati-
on lägen. Deshalb wird außenorientierten Ver-
einen die Eigenschaft zugeschrieben, die bür-
gerschaftlichen Kompetenzen ihrer Mitglieder

zu fördern und insofern vor allem „integrative
at the societal level“ zu sein (Babchuk/Edwards
1965: 154).

Anders verhalte es sich hingegen bei bin-
nenorientierten Vereinen, die sich am Ziel des
‚member serving‘ orientierten. Ihnen trete man
bei, um an je unterschiedlichen Clubgütern
teilzuhaben, die auf privater Basis nicht oder
nur unter höheren Kosten erzeugt werden
könnten. Diese Vereine orientierten sich also
in erster Linie daran, ein Clubgut durch und
für die Mitglieder zu erstellen, so dass die
Mitglieder vor allem als eine separate Gruppe
mit kollektiven Werten und Orientierungen
agierten. Insofern würden diese Vereine zwar
das Gefühl von sozialer Nähe, Zugehörigkeit
und Einbindung vermitteln und somit zur In-
tegration in eine überschaubare soziale Grup-
pe beitragen; von der Sozialisation bürger-
schaftlicher Kompetenzen wird in diesem Zu-
sammenhang aber nicht gesprochen.

Die angesprochenen Problemstellungen,
mit denen Fragen nach der ‚organisationalen
Sozialisation‘ von Mitgliedern in Vereinen und
nach der ‚Generalisierung‘ der dort ggf. erwor-
benen sozialen und politischen Orientierungen
in ‚weitere‘ gesellschaftliche Kreise themati-
siert werden, lassen sich freilich nur mit Hilfe
differenzierter Fallstudien über die Sozialisa-
tionsprozesse von Mitgliedern in unterschied-
lichen Vereinen untersuchen – eine For-
schungsperspektive, die bislang allerdings
weder theoretisch systematisch ausgearbeitet
noch auf empirischer Ebene differenzierter
verfolgt wurde.2 Dieses grundlegende For-
schungsdefizit vermag auch der vorliegende
Beitrag nicht zu beheben. Allerdings können
die empirischen Befunde, die wir im Jahr 2001
im Rahmen einer für Deutschland repräsenta-
tiven Bevölkerungsbefragung erhoben haben
und die im Folgenden knapp resümiert wer-
den (vgl. Baur/Braun 2003), Hinweise darauf
geben, inwieweit die skizzierte Annahme, in
Vereinen werde der ‚kompetente Bürger‘ so-

Soziale und politische Integration durch Vereine?



66

zialisiert, überhaupt empirische Plausibilität
beanspruchen kann.

4 Empirische Anhaltspunkte

In dieser Befragung wurden unter anderem die
Mitgliedschaften in unterschiedlichen Vereinen,
das freiwillige Engagement der Mitglieder in
ihrem Verein sowie soziale und politische Ori-
entierungen in der Bevölkerung erhoben.3

Versucht man die empirischen Ergebnisse
entlang der drei angesprochenen Problemstel-
lungen auf einer allgemeinen Ebene zu resü-
mieren, dann kann man erstens erkennen, dass
Vereinsmitglieder gegenüber politischen An-
gelegenheiten aufgeschlossener sind und ein
höheres Vertrauen aufweisen als jene Bevöl-
kerungsmitglieder, die keinem Verein angehö-
ren. So ist z.B. zu erkennen, dass die Vereins-
mitglieder weniger individualistisch und ab-
lehnend gegenüber Ausländern bzw. Fremden
eingestellt sind, dass sie eine größere Sensibi-
lität für soziale Ungleichheiten und gesell-
schaftspolitische Problemlagen haben und
darüber hinaus auch ein größeres politisches
Interesse artikulieren.

Zweitens weisen die Befunde darauf hin,
dass sich die aktiv mitarbeitenden Vereinsmit-
glieder von den nicht-engagierten Mitgliedern
deutlich unterscheiden. Funktionsträger, die in
ihren Vereinen mehr oder minder formal defi-
nierte Ämter übernehmen und mutmaßlich
auch in einem mehr oder minder großen Rah-
men praktisch folgenreich agieren können,
sind im Vergleich zu den nicht-engagierten,
teilweise aber auch zu den sporadisch enga-
gierten Mitgliedern weniger individualistisch,
weniger politisch indifferent und weniger
fremdenfeindlich eingestellt und weisen
darüber hinaus eine größere Aufmerksamkeit
gegenüber sozial benachteiligten Mitmen-
schen auf. Zudem sind die Funktionsträger
geselliger und hilfsbereiter als die beiden an-
deren Gruppen.

Schließlich ist drittens zu konstatieren,
dass Mitglieder außenorientierter Vereine
hilfsbereiter und weniger misstrauisch gegen-
über Mitmenschen und der Politik sind als die
Mitglieder in binnenorientierten Vereinen, die
ihrerseits durch ausgeprägtere gesellige, aber
auch chauvinistische und fremdenfeindliche
Orientierungen gekennzeichnet sind. So er-
weisen sich z.B. die Mitglieder in karitativ-
sozialen und politischen Vereinen als politisch
interessierter und Ausländern bzw. Fremden
gegenüber weniger distanziert eingestellt als
die Mitglieder von Sportvereinen oder Hob-
byvereinen. In letzteren sind hingegen ver-
gleichsweise häufiger chauvinistische Einstel-
lungen anzutreffen, die vor allem darin zum
Ausdruck kommen, dass Mitglieder von Hob-
byvereinen Männer als geeigneter für wichti-
ge Positionen in Gesellschaft und Politik ein-
stufen als Frauen.

5 Resümee und Ausblick

Insgesamt scheinen die Ergebnisse unserer
Bevölkerungsbefragung aus dem Jahr 2001 die
gängigen Vorstellungen zu stützen, dass Ver-
eine über ein besonderes Potenzial verfügten,
um „die Mitglieder in den Gebrauch von Tu-
genden und Verhaltensweisen einzuüben, die
auch über den Kreis der unmittelbar Beteilig-
ten hinaus zu Kommunikations-, Kooperati-
ons-, Hilfsbereitschaft und Urteilsfähigkeit dis-
ponieren“ (Offe 1999: 114). In dieser Argu-
mentationsrichtung scheinen Vereine solche
bürgerschaftlichen Kompetenzen bei den Mit-
gliedern zu fördern, die „langfristig eine gro-
ße Wirkung nach außen haben“ (Offe 2002:
278). Diese Annahme scheint zum Einen
insbesondere zu gelten, umso aktiver man sich
am Vereinsleben und an der Leistungserstel-
lung des jeweiligen Vereins beteiligt und umso
höhere praktische Relevanz das Engagement
für Entscheidungs- und Veränderungsprozes-
se im jeweiligen Verein hat; zum Anderen
scheint sie insbesondere zu gelten, umso mehr
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sich die Ziele des Vereins an Aktivitäten ori-
entieren, die sich weniger auf die Erstellung
von Clubgütern, sondern vor allem auf öffent-
liche bzw. außerhalb des Vereins liegende Pro-
blemstellungen beziehen. Pointiert: Die Sozi-
alisationsannahme und die darauf aufbauende
Transferannahme könnten durchaus plausible
Ansätze darstellen, um die spezifische Rolle
von Vereinen zur Herausbildung des ‚kompe-
tenten Bürgers‘ zu erklären.

So verlockend diese These in normativer
Hinsicht aber auch immer erscheinen mag und
so sehr sie zum Common Sense der laufenden
Diskussion gehört, so werden an dieser Stelle
aber auch die Grenzen der Analyse deutlich –
Grenzen, die bislang die gesamte Debatte zu
dieser Thematik kennzeichnen. Denn die agg-
regierten Massendaten und die auf dieser
Grundlage ermittelten Zusammenhänge zwi-
schen den verschiedenen Variablen liefern kei-
ne Informationen darüber, was sich eigentlich
in der ‚black box‘ eines Vereins abspielt. Inso-
fern lassen sich über die eigentlichen, in den
Vereinen ablaufenden Sozialisationsprozesse
der Mitglieder ebenso wenig fundierte Aussa-
gen machen wie über die – hinter der Trans-
ferannahme versteckten – Mechanismen der
‚Generalisierung‘ von sozialen und politischen
Orientierungsmustern, die man möglicher-
weise in Vereinen erworben hat. Aus diesem
elementaren Forschungsdefizit resultieren eine
Fülle von Forschungsfragen, von denen ab-
schließend nur drei grundlegende angespro-
chen werden sollen:

Erstens stellt sich die Frage, warum man in
Vereinen bestimmte bürgerschaftliche Kompe-
tenzen erwerben sollte, die man nicht auch in
anderen Organisationen – z.B. in staatlichen
oder erwerbswirtschaftlichen Organisationen
– erwerben kann? Bislang hat in der Forschung
kaum jemand versucht, dieser Frage systema-
tisch nachzugehen. Lediglich bei Offe und
Fuchs  findet sich ein knapper Hinweis. Sie
argumentieren, dass in Vereinen weder Ziel-

stellung noch die Mitgliedschaft selbst vorge-
geben sind. „Mit diesen Ambiguitäten“ – sich
immer wieder gemeinsamer Ziele zu vergewis-
sern oder aber auszutreten – „müssen sich die
Mitglieder bürgergesellschaftlicher Vereini-
gungen abfinden. Im Training der Fähigkeiten
und sozialen Kompetenzen, die für den Um-
gang mit diesen Merkmalen sekundärer Verei-
nigungen notwendig sind, sehen wir ihren spe-
zifischen Beitrag zur Bildung von Sozialkapi-
tal“ (2001:  423 ff). Die Autoren gehen also
davon aus, dass das Aktivsein in den spezifi-
schen Vereinsstrukturen von den Mitgliedern
bestimmte Orientierungs- und Handlungsmus-
ter verlangt, die in den entsprechenden sozia-
len Prozessen entweder gestützt und gestärkt
oder aber erst erlernt werden und die dann als
habitualisierte Orientierungs- und Handlungs-
muster dauerhaft erhalten bleiben.

Diese bislang eher vage und auch nicht wei-
ter ausgearbeitete Vermutung geht zwar über das
hinaus, was die Forschung bisher an Erklärungs-
ansätzen angeboten hat. Sie würde allerdings
erheblich an Substanz gewinnen, wenn man
organisationssoziologische Studien über die
Strukturbesonderheiten freiwilliger Vereinigun-
gen, durch die sich letztere gegenüber staatli-
chen und erwerbswirtschaftlichen Organisatio-
nen auszeichnen, berücksichtigen würde (vgl.
Braun 2003b). Denn dann könnten mutmaßlich
auch die sehr allgemein gehaltenen und viel-
fach auch idealisierten Vorstellungen vom ‚Ver-
einsleben‘ als einem Übungsfeld demokrati-
schen Denkens und Handelns differenzierter
gefasst, aber auch relativiert werden.

Auf einer solchen empirischen Datengrund-
lage könnte man dann – zweitens – auch die
Frage detaillierter verfolgen, ob die Unterschie-
de in den Orientierungsmustern von Vereins-
mitgliedern und den übrigen Bundesbürgern
tatsächlich als Sozialisationsprozesse zu ver-
stehen sind, die die Mitglieder in ihrem Verein
durchlaufen, oder ob es sich womöglich eher
um Selektionsprozesse beim Zugang zu Ver-

Soziale und politische Integration durch Vereine?



68

einen handelt. Anders formuliert: „Sind
durch die Mitgliedschaft oder dauerhaftes
Engagement gebundene Menschen von
vornherein mit einer größeren Vertrauensba-
sis ausgestattet und organisieren sich aus
diesem Grund stärker als andere, oder ist es
vielmehr umgekehrt, dass sich erst über das
Engagement Vertrauen formt, das weitere
soziale Beziehungen und Netzwerke tragen
kann?“ (Heinze/ Strünck 2000: 209). Und
vielleicht ließe sich ja auch zeigen, dass sich
in Vereinen vor allem solche Menschen zu-
sammenschließen, die unabhängig von ihrer
Mitgliedschaft und ihrem Engagement ein
höheres soziales Vertrauen und umfangreiche-
re bürgerschaftliche Kompetenz aufweisen,
deren Vertrauen und bürgerschaftliche Kom-
petenz aber durch die Vereinsmitgliedschaft
gestützt und gestärkt werden. Dabei würde die
Eintrittsmotivation davon beeinflusst, welche
Aufmerksamkeit der Einzelne gegenüber öf-
fentlichen Angelegenheiten zeigt und wie
stark sein soziales Vertrauen entwickelt ist.
In dieser Argumentationsrichtung würden
Vereine also eher Vorhandenes verstärken und
festigen als Neues generieren.

Diese Problemstellung verweist bereits
auf die dritte Frage. Denn es ist bisher theo-
retisch und empirisch noch unklar, wie der
Mechanismus funktionieren soll, über den
die Mitglieder die in ihrem Verein ggf. er-
worbenen sozialen und politischen Orientie-
rungen auf andere Lebensbereiche übertra-
gen. So ist z.B. soziales Vertrauen per Defi-
nition spezifisch und kontextgebunden, d.h.
es wird durch wiederholte face to face-In-
teraktionen in bestimmten sozialen Kontex-
ten generiert. Cohen hat insofern argumen-
tiert, dass „without other mechanisms for the
,generalization‘ of trust, participation in as-
sociations and membership in social net-
works could foster particularism, localism,
intolerance, exclusion, and generalized
mistrusts of outsiders, of the law, and of go-

vernment“ (1999: 221). Zwar können unse-
re Ergebnisse diese Vermutung nicht erhär-
ten. Was aber auch in diesem Fall bleibt, ist
das grundsätzliche Forschungsproblem, dass
das Fleisch auf dem blanken Knochen der
Statistik noch ausgesprochen mager ist.

Sebastian Braun (geb. 1971) ist promovier-
ter Soziologe und Sportwissenschaftler und
leitet als Universitätsprofessor den Arbeitsbe-
reich Sport und Gesellschaft am Department
Sport & Gesundheit der Universität Paderborn.

Stefan Hansen (geb. 1975) ist Soziologe
und wissenschaftlicher Mitarbeiter im Arbeits-
bereich Sport und Gesellschaft am Department
Sport & Gesundheit der Universität Paderborn.

Anmerkungen

1 Unter kognitiver Kompetenz wird dabei
ein gewisser Wissensbestand über demokrati-
sche Willensbildungs- und Entscheidungspro-
zesse verstanden, damit sich der Einzelne in
einem demokratischen Gemeinwesen adäquat
verhalten könne. Der Begriff der prozeduralen
Kompetenz soll hingegen die strategischen
Fähig- und Fertigkeiten bezeichnen, um die im
Rahmen der institutionellen Ordnung vorhan-
denen Einflussmöglichkeiten und Partizipati-
onschancen auch tatsächlich nutzen zu können.
Die habituelle Kompetenz bezeichnet letzt-
endlich die affektiv-habituell verankerten Ein-
stellungen und Bereitschaften, durch die die
kognitiv-prozedurale Kompetenz in Handeln
überführt würde (vgl. Buchstein 1996: 302f).

2 Im Rahmen eines laufenden, von der DFG
geförderten Forschungsprojekts gehen wir ge-
genwärtig dieser Problemstellung differenzier-
ter nach (vgl. Braun 2004).

3 Aus Platzgründen verzichten wir hier auf
eine Erläuterung der komplexen Operationali-
sierungen der verschiedenen empirischen
Untersuchungsschwerpunkte(vgl. dazu Baur/
Braun 2003).
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1 Einleitung

In diesem Artikel wird die politische Integra-
tion von Türken in Amsterdam und Berlin ver-
glichen. Anhand von Unterschieden der Inte-
grationspolitik werden wir versuchen, die po-
litische Integration von Migranten zu erklären.
Außerdem werden, als intervenierende Variab-
len zwischen Bürgerschaftsregimes und poli-
tischer Integration, das Ausmaß und die Art von
türkischem sozialem Kapital in beiden Städ-
ten untersucht.

Nach der theoretischen Einleitung werden
in diesem Artikel drei empirische Teile präsen-
tiert: 1) Integrationspolitik in Amsterdam und
Berlin; 2) türkisches soziales Kapital und 3)
politische Integration. In der Schlussfolgerung
werden die empirischen Ergebnisse mit dem
theoretischen Modell konfrontiert, um Erklä-
rungen für politische Integration zu finden.

Maria Berger/Ruud Koopmans

Bürgerschaft, ethnische Netzwerke und die politische Integration
von Türken in Amsterdam und Berlin

kann, verbindet mit starken ethnischen Netz-
werken die Entstehung von Parallelgesell-
schaften und ethnischen Ghettos. Eine Inte-
gration in die Gesellschaft des Aufnahmelan-
des kann demnach nur über deren ureigenste
Institutionen erfolgen. Die ‚multikulturalis-
tische‘ Position behauptet dagegen, dass In-
tegration nur auf Basis einer selbstbewussten
Identität und mittels der Unterstützung eigen-
ethnischer Netzwerke als Hebel in die Auf-
nahmegesellschaft gelingen kann. Die Klä-
rung dieser gegensätzlichen Positionen ist
nicht zuletzt von politischer Bedeutung, da
die Förderung ethnischer Institutionen vor
dem Hintergrund knapper werdender öffent-
licher Finanzmittel und nach den Terroran-
schlägen des 11. September zunehmend auf-
grund integrationspolitischer Erwägungen
entschieden werden dürfte.

Als Haupterklärungsvariable für die politi-
sche Integration von Migranten steht das So-
zialkapital im Mittelpunkt der Untersuchung.
Sozialkapital, operationalisiert als die Existenz
von, die formellen Mitgliedschaften in und die
informellen Beziehungen zu zivilgesellschaft-
lichen Organisationen, steht in dem Ruf, durch
die Vermittlung zwischen Mikro- und Makro-
ebene positive Funktionen für die Gesellschaft
zu übernehmen. Auf der Mikroebene, weil
Mitglieder in Organisationen für den Zusam-
menhalt einer Gesellschaft konstitutive Verhal-
tensweisen, civil skills, annehmen, verinnerli-
chen und in ihrem persönlichen Umfeld wei-
tervermitteln (Almond/Verba 1989). Sie lernen
dort z.B., sich in der Gruppe argumentativ
auseinander zu setzen, gemeinsame Zielvor-
stellungen zu formulieren, diese in der Öffent-

2 Qualität der multikulturellen
Demokratie

Zentrale Forschungsfrage des Forschungspro-
gramms „Quality of the multicultural demo-
cracy in Amsterdam and Berlin: civic commu-
nities, integration and local government poli-
cy“1 ist: Wie kann die Qualität der multikultu-
rellen Demokratie, betrachtet als politische
Partizipation von Migranten und deren Vertrau-
en in politische Institutionen, durch den Grad
ihrer Eingebundenheit in die zivilen Instituti-
onen des Aufnahmelandes einerseits sowie in
die eigenen ethnischen Institutionen anderer-
seits erklärt werden?

Eine Position, die man vielleicht am bes-
ten als ‚assimilationistisch‘ charakterisieren
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lichkeit zu artikulieren und in der konstrukti-
ven Auseinandersetzung Vertrauen in gesell-
schaftliche Institutionen zu entwickeln.

Eine solchermaßen ‚positive‘ Wahrneh-
mung gilt jedoch nicht für das ethnische Sozi-
alkapital. Verschiedene Autoren haben auf die
mögliche ‚downside of social capital‘ (Portes/
Landolt 1996) hingewiesen. In manchen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen und ihren
Netzwerken werden nicht nur die Normen der
sie einbettenden Gesellschaft und das Vertrau-
en in deren Institutionen vermittelt. Das Ge-
genteil ist der Fall. Putnam bezeichnet diese
besondere Spielart des Sozialkapitals als ‚bon-
ding social capital‘ in Abgrenzung von ‚brid-
ging social capital‘ (Putnam 2000). In dieser
Hinsicht stellen ethnic communities einen For-
schungsgegenstand dar, dessen Zuordnung zu
einer dieser beiden Ausrichtungen von Sozial-
kapital umstritten ist: Was bedeutet es für die
politische Integration von Migranten, wenn die-
se sich in ethnischen Organisationen engagie-
ren? Entfremden sich türkische Berliner, weil
ihnen die Stadt ein dichtes Netzwerk von türki-
schen Organisationen bietet? Beeinträchtigt es
das Verhältnis zu demokratischen Werten und
Normen, wenn der Muslim seinen Glauben in
einer Berliner Moschee ausüben kann?

Die Entstehung, Entwicklung und Gestalt
von ethnic communities wird durch die mig-
rationsspezifischen politischen Rahmenbedin-
gungen mitbestimmt. Diese können einerseits
legislativer Art sein: Gesetzgebungen zum
Staatsbürgerschafts- und Aufenthaltsrecht, ein-
zelne politische und soziale Rechte, wie z.B.
das Wahlrecht oder der Zugang zu wohlfahrts-
staatlichen Leistungen. Die Unterschiede kön-
nen andererseits exekutiver Art sein: unter-
schiedliche Praktiken in lokalen Behörden, z.B.
bei Einbürgerungsverfahren, Erteilung von
Aufenthaltsgenehmigungen und Arbeitserlaub-
nissen oder bei Abschiebungen. Die lokale
Politik kann die Integration von Migranten aber
außerdem über deren eigene zivilgesellschaft-

lichen Organisationen beeinflussen, indem sie
diese subventioniert oder nicht subventioniert,
indem sie institutionelle Kontakte zu diesen
pflegt, z.B. über einen Ausländer- oder Zuwan-
derungsbeauftragten, oder indem sie sich ge-
genüber bestimmten Organisationen bewusst
und sichtbar abgrenzt.

3 Staatsbürgerliche Rechte von
Migranten in Amsterdam und
Berlin

Für die empirische Prüfung der Unterschiede
von Staatsbürgerschaftsregimen in Amsterdam
und Berlin benutzen wir die Daten und die
Operationalisierungen, die im Rahmen des
Projektes: ‚Mobilisation on Ethnic Relations,
Citizenship, and Immigration‘ (MERCI; siehe
u.a. Koopmans/Statham 2001; Koopmans et al.
2003)2 gesammelt und konzeptualisiert wur-
den. Auf Basis von wissenschaftlicher Litera-
tur und Jurisprudenz wurden als Teil dieses
Projektes Informationen über eine Reihe von
Indikatoren für zwei Dimensionen staatsbür-
gerlicher Rechte ermittelt. Die erste Dimensi-
on betrifft die individuellen gleichen Rechte
von Migranten und die zweite die kulturellen
Gruppenrechte von Migranten.

3.1 Individuell gleiche Rechte im
Vergleich

Innerhalb der individuellen Gleichheitsdimen-
sion wird zwischen drei Gruppen von Staats-
bürgerschaftsrechten unterschieden. Die erste
Gruppe betrifft den Erwerb der Nationalität des
Aufenthaltslandes. Aufgenommen wurden hier
u.a. Faktoren wie die Mindestaufenthaltsdau-
er, die notwendig ist, um einen Anspruch auf
die Staatsbürgerschaft zu erwerben, spezielle
Regelungen für die zweite und dritte Genera-
tion, das Erlauben der doppelten Staatsbürger-
schaft sowie die tatsächlichen Einbürgerungs-
raten.3 Aber sogar in Ländern mit einem rela-
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tiv einfachen Zugang zur Staatsbürgerschaft
wird nur ein Teil der Ausländer diese Möglich-
keit nutzen wollen oder können. Deshalb ist
es außerdem notwendig, die Unterschiede aus
juristischer Perspektive zu betrachten.

Derartige Vergleiche werden jedoch durch
die Tatsache kompliziert, dass Rechte für Aus-
länder mit den Systemen von Aufenthaltser-
laubnissen zusammenhängen und diese zwi-
schen Ländern sehr schwierig zu vergleichen
sind (vgl. Cinar et al. 2000; Groenendijk et al.
2000). Deshalb schauen wir uns nur zwei, re-
lativ einfach messbare, Indikatoren an: die
Bedingungen, unter welchen Ausländer ihren
Aufenthaltstatus verlieren und in der Folge
abgeschoben werden können, und die Verlei-
hung des Wahlrechts an Ausländer. Rein for-
melle Rechtsgleichheit ist jedoch noch keine
Garantie für eine effektiv gleiche Behandlung
in der Praxis. Deshalb betrachten wir eine dritte
Gruppe von Rechten: Sie besteht aus juristi-
schen Regelungen, die Migranten gegen Dis-
kriminierung auf Basis von Hautfarbe und
Herkunft schützen sollen. Wir schauen uns
dabei sowohl das Strafrecht als auch die zivil-
rechtlichen Antidiskriminierungsgesetze an,
und hier muss zudem die Existenz von spezi-
ellen Institutionen berücksichtigt werden, an
die Migranten sich mit Beschwerden über Dis-
kriminierung und Rassismus wenden können.

3.2 Kulturelle Gruppenrechte von
Migranten im Vergleich

Auf derartige Weise haben wir auch die Di-
mension der kulturellen Gruppenrechte in ei-
nige Subgruppen unterteilt. Zuerst betrachten
wir die kulturellen Voraussetzungen für die
Einbürgerung (von relativ einfachen Bedingun-
gen bis zu strikten Anforderungen etwa an
Kenntnisse der lokalen Sitten und Bräuche).
Weiter untersuchen wir, in welchem Maße der
Staat bestimmte kulturelle Äußerungen von
Migrantengruppen und deren eigene Einrich-

tungen erlaubt oder sogar fördert. Wir unter-
scheiden dabei die Anerkennung von kulturel-
ler Verschiedenheit innerhalb und außerhalb
von öffentlichen Institutionen. Das Neutrali-
tätsprinzip der universalistischen Philosophie,
die dem demokratischen Rechtsstaat zugrunde
liegt, betrifft besonders die Ablehnung von
kulturellen Unterschieden innerhalb öffentli-
cher Institutionen wie den öffentlichen Schu-
len, der Polizei oder den öffentliche Medien.
Dahingegen schreibt das Neutralitätsprinzip bei
kulturellen Äußerungen außerhalb der öffent-
lichen Institutionen eher Toleranz und staatli-
che Zurückhaltung vor.

Bei der Anerkennung kultureller Verschie-
denheit innerhalb und außerhalb öffentlicher
Institutionen konzentrieren wir uns hauptsäch-
lich auf die Rechte, die für muslimische Mig-
ranten relevant sind. Einerseits wird der Islam
mehr als andere Migrantenkulturen und -reli-
gionen als Bedrohung empfunden. Anderer-
seits verlangt der Islam in den Augen vieler
seiner Anhänger auch mehr bei der Gestaltung
des öffentlichen Lebens als andere Religionen
wie bspw. der Hinduismus. Außerhalb der öf-
fentlichen Institutionen haben wir v.a. den
Umgang mit religiösen Regelungen und Ritu-
alen (Schächten, die Beschneidung von Jun-
gen und den öffentlichen Aufruf zum Gebet)
einbezogen.

3.3 Ergebnisse des empirischen
Vergleichs

Bei der Bewertung der Daten aus Amsterdam
und Berlin greifen wir auf die vorliegenden
nationalen Daten aus  den Niederlanden, Frank-
reich, Großbritannien und der Schweiz zurück.
Nur wo die lokalen Regelungen von den nati-
onalen abweichen, haben wir die Daten selber
hinzugefügt. Für die weitestgehende Zuwei-
sung von Rechten in einem Lande wurde der
betreffende Indikator mit dem Wert +1 verse-
hen, für das am meisten restriktive Verhalten
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wurde der Wert –1 vergeben. Ambivalente Fälle
haben die Auswertung 0 bekommen. Die Aus-
wertungen sind summiert und die Mittelwerte
berechnet. Wir präsentieren hier nur diese Mit-
telwerte und verweisen auf Koopmans et al.
(2003) für die einzelne Auswertungen.

Tabelle 1 zeigt die Auswertungen für die
Dimension der individuellen Rechte. Für alle
drei Gruppen von Rechten befindet sich Ams-
terdam in der Nähe des relativen Maximums
unter den fünf Vergleichsländern, während
Berlin sich in allen drei Fällen an der restrikti-
ven Seite des Spektrums befindet. Bezüglich
des Zugangs zur Staatsbürgerschaft ist der
Unterschied zwischen den beiden Städten re-
lativ am geringsten – eine Folge der jüngsten
Reformen des deutschen Staatsbürgerschafts-
rechts, die unter anderen eine konditionelle
Form der ius soli umfassen. Dennoch ist das
heutige deutsche Staatsbürgerschaftsgesetz
deutlich restriktiver als das in den Niederlan-
den. So ist die minimale Aufenthaltsdauer acht
statt fünf Jahre, kann die Staatsbürgerschaft
verweigert werden bei Abhängigkeit von So-
zialhilfe und wird das Prinzip von Vermeidung
der doppelten Staatsbürgerschaft viel strikter
angewendet. Auch die tatsächlichen Einbürge-
rungsraten gehen erheblich auseinander: von
7,1% der ausländischen Bevölkerung in den
Niederlanden bis zu 2,5% in Deutschland und
nur 1,4% in Berlin.

Ausländer haben in Deutschland eine deut-
lich ungünstigere Rechtsposition als in den
Niederlanden. Im Bezug auf Abschiebung und
Beendigung der Aufenthaltserlaubnis ist der
wichtigste Unterschied, dass Ausländer in
Holland mit fortschreitender Aufenthaltsdauer
immer schwieriger abgeschoben werden kön-
nen und nach 20 Jahren (15 Jahren für die
zweite Generation) überhaupt nicht mehr. In
Bezug auf das Wahlrecht ist die Sache ein-
fach: In Berlin verfügen Ausländer aus Nicht-
EU-Staaten nicht über das  kommunale Wahl-
recht, während dieses in Amsterdam (nach

einem legalen Aufenthalt von fünf Jahre) der
Fall ist.

Auch bei den Antidiskriminierungsgesetz-
ten sind die Kontraste scharf. Die Niederlan-
den haben mit einem Gleichbehandlungsgesetz
und der Kommission für gleiche Behandlung,
zusammen mit Großbritannien, das umfas-
sendste System von Antidiskriminierungsge-
setzen. In Deutschland dagegen existiert we-
der ein zivilrechtlicher Schutz gegen Diskri-
minierung noch eine offizielle Institution, an
die sich Opfer von Diskriminierung wenden
können.

Insgesamt befinden die Niederlande/Ams-
terdam sich in der Nähe des zivilen Äußersten
der Dimension individueller Rechte, während
Deutschland/Berlin sich an der ethnischen Sei-
te befindet. Damit verleihen die Niederlande
Migranten die weitgehendsten Rechte, auch
wenn der Unterschied zu Großbritannien und
Frankreich in dieser Hinsicht nicht allzu groß
ist. Deutschland ist jedoch im europäischen
Vergleich nicht das am stärksten ausgeprägte
Beispiel eines ethnischen Bürgerschaftsmo-
dells (diese Position ist der Schweiz vorbehal-
ten) und bewegt sich in den letzten Jahren in
die Richtung einer zivileren Auffassung von
Staatsbürgerschaft.

In Tabelle 2 werden die Auswertungen für
die Dimension der kulturellen Gruppenrechte
dargestellt. In Bezug auf die kulturellen Be-
dingungen für die Einbürgerung ähneln sich
die meisten Regelungen in Deutschland und
den Niederlanden. In beiden Fälle werden re-
lativ hohe Forderungen an die Sprachkenntnis-
se der Bewerber gestellt. In den Niederlanden
stellt dies eine Verschärfung der früher gelten-
den Regelungen dar, während es in Deutsch-
land eine Lockerung bedeutet, weil vor 2002
eine relativ strikte assimilationistische Rege-
lung in Kraft war (das sogenannte ‚Bekennt-
nis zum deutschen Kulturkreis‘).

Im Bezug auf alle anderen Gruppen von
kulturellen Rechten ist die deutsche bzw. Ber-
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liner Position restriktiver als die holländische
bzw. Amsterdamer. Am deutlichsten wird die-
ses bei der ‚positiven Diskriminierung‘, für die
es in Deutschland keine rechtliche Grundlage
gibt. Auf dem Gebiet der kulturellen Äußerun-
gen von Migranten ist Berlin restriktiver in
Bezug auf islamische Schulen (von der es nur
eine gibt, die außerdem nur partiell subventio-
niert wird), auf Bildung in eigener Sprache und
Kultur (die zwar existiert, aber nicht subventi-
oniert wird), auf den islamischen Gebetsruf
(der nicht erlaubt ist) und auf die islamischen
Bestattungsgebräuche (abgesonderte Begräb-
nisstätten existieren zwar, aber der Verstorbe-
ne muss in einem Sarg beerdigt werden).

Im Bezug auf die politischen Repräsentati-
onsrechte kennt Berlin ein System von Aus-
länderbeiräten auf der Bezirksebene, die jedoch
über sehr wenig Rechte und Befugnisse verfü-
gen und die in der Praxis auch keine wichtige
Rolle spielen. Die Berliner Politiker und Be-
amten stehen relativ wenig im Kontakt mit den
Selbstorganisationen der ethnischen Minder-
heiten, insbesondere den islamischen Organi-
sationen (Jonker/Kappleau 1999). In Amster-
dam hingegen existiert ein differenziertes Sys-
tem von Kommissionen, die von ethnischen Or-
ganisationen beschickt werden und die Politi-
ker beraten. Diese Kommissionen haben auch
eigene Kompetenzen. Dabei muss angemerkt

werden, dass dieses System in den letzten Jah-
ren aufgrund einer veränderten Politikausrich-
tung zunehmend ausgehöhlt wird. Immerhin,
die Subventionierung von Organisationen in
Berlin ist marginal verglichen mit der in Ams-
terdam; in Amsterdam werden zudem mehr und
vielfältigere Typen von Organisationen finan-
ziell unterstützt.

Insgesamt befindet Amsterdam sich an der
Pro-Seite des Spektrums. Gegenüber den an-
deren fünf Ländern nehmen die Niederlande
die diesbezüglich am stärksten ausgeprägte
Position ein, erst mit einigem Abstand gefolgt
von Großbritannien. Im Vergleich mit den Nie-
derlanden ist Berlin sehr zurückhaltend gegen-
über der Anerkennung und Unterstützung von
kulturellen Unterschieden, ist aber im Vergleich
mit Frankreich und der Schweiz eher gemä-
ßigt.

3.4 Türkische Netzwerke in Berlin
und Amsterdam

1997 haben Fennema und Tillie (1997) die
Struktur der türkischen Gemeinschaft in Ams-
terdam analysiert. Die Beziehungen zwischen
den Organisationen werden durch die soge-
nannten ‚überlappenden Vorstandsmitglieder’
(interlocking directorates) gebildet. Wenn ein
Vorstandsmitglied einer bestimmten Organisa-

Tabelle 1: Zusammengefasste Auswertungen für die individuelle Gleichheitsdimension
von Bürgerschaft

Berlin Amsterdam

Zugang zur Staatsbürgerschaft1 -0.17 0.84

rechtliche Position der Ausländer -0.50 1.00

Antidiskriminierungsgesetze -0.75 1.00

Mittelwert -0.40 0.92

1 Der Faktor  „Zugang zur Staatsbürgerschaft“ ist hier wegen der Auswirkung auf die
beiden anderen Faktoren doppelt gewichtet.
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tion auch Vorstandsmitglied in einer oder meh-
reren anderen Organisationen ist, entsteht auf
diese Weise eine Beziehung zwischen diesen
Organisationen. 2001 wurde die Erhebung in
Amsterdam wiederholt, und auf die gleiche
Weise wurde das Netzwerk von Migrantenor-
ganisationen in Berlin analysiert (van Heelsum
2001; Vermeulen/Berger 2004).

Ähnlich wie bei den zwei Indikatoren von
Bürgerschaft in dem vorgegangen Abschnitt
dieses Artikels versuchen wir das Ausmaß eth-
nischer Gemeinschaft in einigen empirischen
Indikatoren im Rückgriff auf die Ergebnisse
aus dem Netzwerkanalyse in Amsterdam zu
erfassen. In Tabelle 3 werden die Ergebnisse
aus der Netzwerkanalyse der Berliner und
Amsterdamer ethnischen Gemeinschaft präsen-
tiert. Die folgende Indikatoren werden benutzt:
1) die Anzahl ethnischer Organisationen, 2) die
Prozentzahl der Organisationen, die auf Vor-

standsebene nicht mit anderen Organisationen
verbunden sind (‚isolierte Organisationen’), 3)
die Netzwerkdichte (Anzahl von ‚interlocking
directorates’/Anzahl Organisationen).

Die Größe des Netzwerkes in Amsterdam
und Berlin ist annähernd gleich. In Berlin gibt
es 186 türkische Organisationen, in Amster-
dam 189. Die Anzahl der Türken in Berlin ist
jedoch sechs mal so groß wie in Amsterdam.
Das heißt, dass die Organisationsdichte in Ber-
lin viel geringer ist als in Amsterdam, oder in
anderen Worten: Mehr Türken müssen zurecht-
kommen mit weniger Organisationen. Auch die
Netzwerkdichte ist in Berlin geringer als in
Amsterdam. Es gibt in Berlin weniger Vor-
standsmitglieder, die auch in anderen Organi-
sationen aktiv sind. In dieser Hinsicht sind die
türkischen Organisationen in Berlin unterein-
ander weniger vernetzt (Vermeulen/Berger
2004).

Tabelle 3: Indikatoren für türkische ,ethnische Gemeinschaften‘ in Amsterdam und Berlin

Anzahl der isolierte  Netzwerkdichte
Organisationen Organisationen in %

Amsterdam 189 47 0.49

Berlin 186 72 0.2

Tabelle 2: Zusammengefasste Auswertungen für die kulturelle Gruppenrechtsdimension
von Bürgerschaft

Berlin Amsterdam

kulturelle Bedingungen der Einbürgerung 0.00 0.00

Möglichkeit zur Ausübung religiöser Bräuche -0.50 0.75

kulturelle Rechte in öffentlichen Institutionen 0.16 0.50

politische Repräsentationsrechte 0.00 1.00

positive Diskriminierung -1.00 1.00

Mittelwert -0.27 0.65
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4 Politische Beteiligung von ethni-
schen Gruppen in Berlin und
Amsterdam

ist unter den naturalisierten Berliner Türken
fast drei mal so hoch wie unter den Amsterda-
mer Türken. Unsere Erwartung, dass die Wahl-
intention von naturalisierten Türken niedriger
sein würde als die von Türken ohne Wahlrecht,
hat sich nicht bewahrheitet: Sie liegt sogar ei-
nige Prozentpunkte über der gesamten Grup-
pe der Türken.

Die Werte für das politische Interesse und
die Verbundenheit von Türken in Amsterdam
und Berlin sind ungefähr gleich. Türken in
Berlin haben großes Vertrauen in ihren Ein-
fluss, mehr als die Türken in Amsterdam und
sogar mehr als die einheimischen Berliner. Das
politische Vertrauen ist dagegen bei den Ams-
terdamer Türken auf allen drei Indikatoren grö-
ßer.

Doch nicht nur die absoluten Prozentzah-
len, sondern auch die relativen Unterschiede
zwischen Einheimischen und Migranten in
beiden Städten sagen etwas über die integrati-
ve Kraft aus: In Bezug auf politische Beteili-
gung gibt es deutlich mehr Ungleichheit zwi-
schen den Einheimischen und der Migranten-
bevölkerung in Amsterdam als in Berlin. Auf-
fällig ist zudem, dass die Türken in Berlin fast

Tabelle 4: Die politische Integration von Türken in Amsterdam und Berlin
(Angaben in % – die Klammerangaben geben die Werte für Deutsche bzw. Holländer an)

Berlin Amsterdam

politisches Interesse 46 (75) 43 (68)

politische Aktivitäten 46 (62) 11 (30)

Wahlintention 83 (86) 30 (66)

Wahlintention naturalisierter Türken 89

Mitgliedschaft in allgemeinen politisch-
gesellschaftlichen Organisationen 33 (84) 20 (65)

politisches Selbstvertrauen (Einfluss) 31 (15) 20 (25)

politisches Vertrauen (Parteien) 12 (32) 19 (28)

politisches Vertrauen (Beamten) 9 (36) 15 (40)

politisches Vertrauen (Abgeordneten) 13 (30) 19 (37)

Verbundenheit mit den Niederlanden/ Deutschland 59 54

Was sind die Effekte der Unterschiede von
Bürgerschaftregimen und Netzwerken ethni-
scher Gemeinschaften in den beiden Städten?
Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es des
Vergleichs der Türken in Amsterdam und Ber-
lin hinsichtlich verschiedener Dimensionen der
politischen Integration und der Kontrastierung
mit den Daten zur politischen Integration von
einheimischen Amsterdamern und Berlinern.
Die Amsterdamer Daten stammen vom Burger-
monitor 2001, einer jährlicher Umfrage, durch-
geführt von dem Amsterdamer Bureau für For-
schung und Statistik (O&S).4 Die Berliner Da-
ten stammen von einer in 2002 durchgeführ-
ten Umfrage unter Türken, Russen, Italienern
und Deutschen.5 In Tabelle 4 werden die Indi-
katoren für die verschiedenen Dimensionen
politischer Integration präsentiert.

Die Werte bezüglich politischer Aktivitäten,
Wahlintention und Mitgliedschaften in allge-
meinen politisch-gesellschaftlichen Organisa-
tionen scheinen in Berlin höher zu sein als in
Amsterdam. Das Interesse, wählen zu gehen,
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genauso häufig angeben, wählen zu gehen, wie
die einheimischen Berliner. In Amsterdam sagt
das nur die Hälfte der Migrantenbevölkerung.
In Bezug auf Vertrauen dagegen sind die Un-
terschiede zwischen Einheimischen und Mig-
ranten in Amsterdam geringer als in Berlin.
Amsterdam scheint aus einer vergleichenden
Perspektive integrativer zu sein in Bezug auf
Vertrauen, Berlin in Bezug auf Beteiligung. Im
Bezug auf Interesse und Verbundenheit scheint
der lokale Kontext indifferent zu sein.

5 Schlussfolgerung

Ziel des Beitrags waren Auskünfte über die
Auswirkungen des Zusammenspiels der Inte-
grationspolitik und des Charakters und der
Stärke der ethnischen Zivilgesellschaft auf die
politische Integration von Migranten in der
Aufnahmegesellschaft. Um den Einfluss  mög-
licher kultureller Unterschiede auf die politi-
sche Integration auszuschließen, haben wir den
Vergleich auf die Gruppe der Türken in zwei
Städten mit einer wesentlich anderen Integra-
tionspolitik beschränkt.

Im Bezug auf die Integrationspolitik haben
wir uns zwei Dimensionen von Bürgerschaft
angeschaut. Bei der ersten Dimension handelt
es sich um gleiche individuelle Rechte, bei der
zweiten um Gruppenrechte. Anhand von einer
Reihe von Dimensionen haben wir gezeigt,
dass Amsterdam/die Niederlande auf beiden
Dimensionen eine ausgeprägte Position ein-
nimmt, die sowohl durch ein hohes Ausmaß
individueller juridischer Gleichheit als auch
durch ein hohes Maß der Anerkennung von
kulturellen Unterschieden und Gruppenrech-
ten gekennzeichnet wird. Berlin/Deutschland
bleibt auf beiden Dimensionen deutlich zurück.

Die Philosophie, die den Grundstein der in
den Niederlanden praktizierten Integrationspo-
litik bildet, lässt uns erwarten, dass die Türken
in Amsterdam über stärkere Selbstorganisati-
onen und dichtere ethnische Netzwerke verfü-
gen als die Türken in Berlin. Dabei sollten
Türken in Amsterdam eine stärkere Neigung
haben, sich im politischen Leben auf der loka-
len Ebene zu beteiligen, sie sollten größeres
politischen Selbstvertrauen haben und mehr
Vertrauen in die lokale Politik zeigen. Auf-
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grund der hier präsentierten Ergebnissen müs-
sen wir hier jetzt eine skeptischere Sichtweise
einnehmen. Vor allem müssen wir ein Frage-
zeichen bei der starken Betonung der kulturel-
len Gruppenunterschiede setzen, um die poli-
tische Integration von Migranten zu fördern.

Wenn wir uns die Unterschiede bezüglich
der ethnischen Netzwerke anschauen, werden
die positiven Erwartungen bezüglich der hol-
ländischen Politik hingegen bestätigt. Es gibt
in Amsterdam und Berlin fast genau so viele
türkische Organisationen, aber es leben in Ber-
lin sechs mal so viel Türken wie in Amsterdam.
Außerdem ist das Netzwerk von Organisatio-
nen in Amsterdam viele Male dichter als in Ber-
lin und ist die Anzahl der isolierten Organisati-
onen viel niedriger als in Berlin. Aber wenn wir
die politische Integration von Amsterdamer und
Berliner Türken betrachten, entsteht ein ganz
anderes Bild als auf der Meso-Ebene der Orga-
nisationen. Berliner Türken nehmen mehr als
vier mal so oft teil an politischen Aktivitäten,
die das Leben in der Stadt oder dem Wohnvier-
tel betreffen. Einer von drei Türken ist Mitglied
einer deutschen politischen Organisation (ge-
genüber einer von fünf Amsterdamer Türken,
der Mitglied einer vergleichbaren Organisation
ist), und sie haben häufiger die Intention, an den
Wahlen teil zu nehmen. Letzteres gilt auch für
die naturalisierten Berliner Türken, deren Ver-
gleich mit den Amsterdamer Türken angemes-
sener ist, weil sie tatsächlich das Wahlrecht be-
sitzen. Türken in Berlin haben auch öfter als
die in Amsterdam das Gefühl, dass sie persön-
lich Einfluss auf die Politik ausüben können.
Amsterdamer Türken haben dagegen haben ein
größeres Vertrauen in politische Parteien, Ab-
geordnete und Verwaltungsangestellte als die
Berliner türkischer Herkunft. Dabei muss jedoch
angemerkt werden, dass in beiden Städten das
Vertrauen in die Politik nicht hoch ist und dies
bei den Türken erheblich geringer ist als bei der
einheimischen Bevölkerung. Aber der Unter-
schied zwischen Migranten und Einheimischen

ist in diesem Punkt in Amsterdam geringer als
in Berlin.

Zusammenfassend sind die Berliner Tür-
ken aktiver und selbstbewusster, aber auch
misstrauischer als die Amsterdamer Türken,
die passiver, weniger selbstbewusst, aber
auch vertrauensvoller sind. Mit anderen
Worten: Das starke türkische Netzwerk in
Amsterdam scheint eher einen ‚Eliten-Cha-
rakter‘ zu haben. Eine kleine ethnische Elite
ist  aktiv in oft  subventionierten und
manchmal von oben initiierten Organisatio-
nen. Sie ist gut in den politischen Prozess
integriert und gibt das derart gewachsene
politische Vertrauen weiter an die Türken in
Amsterdam. Aber dieses soziale Kapital hat
kaum eine Auswirkung auf die politische
Beteiligung der Gesamtgruppe der Türken in
Amsterdam. Ja, es könnte sogar eine negati-
ve Auswirkung haben. Diese Konstellation
gleicht dem Muster der politischen Integra-
tion während der Versäulung in den Nieder-
landen, die durch eine dichte Vernetzung der
Eliten bei einer gleichzeitigen Passivität der
Bevölkerung gekennzeichnet wurde. Inge-
samt können wir unter Zugrundelegung die-
ser Ergebnisse das holländische Integrations-
modell nicht positiv beurteilen.

Maria Berger ist Doktorandin am Institut
für Migration und ethnische Studien (IMES)
der Universität von Amsterdam (UvA).

Ruud Koopmans ist Professor für Soziolo-
gie des sozialen Konfliktes und Wandels an der
Freien Universität Amsterdam (VU).

Anmerkungen

1 Das Forschungsprogramm ist ein Gemein-
schaftsprojekt der Universität Amsterdam und
des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozial-
forschung. Es wurde finanziell ermöglicht
durch die Niederländische Organisation für
wissenschaftlichen Forschung (NWO).
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2 Wir bedanken uns bei Thom Duyvené de
Wit und Christian Galonska für die Daten aus
Amsterdam bzw. Berlin.

3 Wir beziehen die Einbürgerungsrate in den
Vergleich ein, da sie einen Eindruck von den
schwer messbaren Faktoren vermittelt, die den
Zugang zur Staatsbürgerschaft verhindern kön-
nen (wie etwa lange und komplizierte Proze-
duren oder das Fehlen einer aktiven Einbürge-
rungspolitik).

4 Für den Gebrauch der Daten bedanken wir
uns bei O&S Amsterdam und Jean Tillie.

5 Für vertiefende Analysen und für den
methodologischen Hintergrund dieser Umfra-
ge weisen wir hin auf Berger et al. 2003.
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Die Politiker sind Schuld. Der schwach entwi-
ckelte Gemeinsinn und der Trend zum Eigen-
nutz gehen auf ihr Konto. Dies sagen zumindest
die 1006 von Emnid Befragten. Die Meinungs-
umfrage im Auftrag der Zeitschrift ‚Lenz‘
brachte Anfang 2004 Daten hervor, die die
politische Klasse in Deutschland interessieren
werden. Die Mehrheit der Bürger beklagt den
schwachen Gemeinsinn in Deutschland. 83
Prozent kritisieren, nur der persönliche Profit
stehe im Mittelpunkt. 75 Prozent gaben an, dass
der moralische Anstand schwinde. Fast zwei
Drittel der Befragten wollen trotzdem auf
nichts verzichten, um den Land zu helfen.

Nüchterne Daten, die im direkten Kontrast
zu den euphorischen Zahlen des von der Bun-
desregierung finanzierten ‚Freiwilligen-Sur-
veys‘ 1999 stehen. Die genauere Betrachtung
dieses Kontrastes zwischen Anspruch und
Wirklichkeit staatlich geprägter ‚Engagement-
Politik’ ist aber von großer Bedeutung. Denn
wichtige Politikfelder werden sich in den kom-
menden Jahren fundamental verändern. Gleich-
zeitig ist nicht zu erwarten, dass für die Aus-
stattung der Ganztagsschulen, den Ersatz für
hunderttausend Zivildienstleistende oder die
Pflege alter Menschen nennenswerte Etats zur
Verfügung stehen werden. Der Fiskus hat sei-
nen Schulden-Zenit erreicht und längst einen
Offenbarungseid präsentiert. Trotzdem gibt es
keine Antworten auf einen generellen Trend:
Der soziale Problemdruck nimmt zu, gleich-
zeitig sinken die Finanzierungs-Ressourcen.
Eine kluge, konzeptionell angelegte ‚Engage-
ment-Politik‘ ist trotzdem nicht einmal in
Umrissen zu erkennen.

1 Symbolische Entscheidungen mit
hoher Erklärungskraft

Thomas Leif

Weiches Thema – Weiche Politik?
Warum die Engagement-Politik in Deutschland im Schatten steht

Gelegentlich kann eine Entscheidung der Mi-
nisterialbürokratie beträchtlichen Schaden in
der Öffentlichkeit anrichten. Ein Musterbei-
spiel für politische Instinktlosigkeit war die von
der Bundesregierung nach der Bundestagswahl
geplante Abschaffung des Spendenabzugs für
Unternehmen. Der Beschluss, im Kleinge-
druckten des Koalitionsvertrages versteckt,
löste einen Sturm der Empörung aus. Sogar der
Bundespräsident intervenierte. Nach Angaben
des Maecenata Instituts haben Unternehmen im
Jahr 2001 rund 600 Millionen Euro für gemein-
nützige Zwecke gespendet und diese Ausga-
ben steuermindernd geltend gemacht. Eine
halbe Million Vereine und Organisationen soll
von diesen Spenden profitiert haben. Schon
bald wurde dieser Beschluss zurückgenom-
men. Doch es bleibt ein Vertrauensbruch und
der Nachweis, dass das Feld der ‚Engagement-
Politik’ von wichtigen Akteuren kompetenz-
frei, aber technokratisch ausgeführt wird. Denn
alle wohlfeilen Fensterreden der vergangenen
Jahre zu Corporate Citizenship, zur großen
Bedeutung des Ehrenamtes und des lebens-
wichtigen persönlichen Einsatzes für das Ge-
meinwohl erschienen als Makulatur. Nichts
gelernt nach all den Kongressen, Konferenzen
und Reden? Keine Zeile des Berichtes der En-
quete-Kommission gelesen? Für die Politik
wird es nach solch wechselhaften Schnell-
schüssen künftig schwieriger werden, die Leis-
tungsbereitschaft der Ehrenamtlichen für Alte,
Arme und Ausgegrenzte zu stimulieren.

Forschungsjournal NSB, Jg. 17, 1/2004
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Mit bemerkenswerter Offenheit hat der hes-
sische Innenminister Volker Bouffier zwei
weitere Lebenslügen im Feld der ‚Ehrenamts-
politik‘ (un-)freiwillig präsentiert. Auf einer
CDU-Veranstaltung in Großenlüder beklagte
er die gravierenden Nachwuchsprobleme der
Freiwilligen Feuerwehr. Wörtlich sagte er:
„Zentrales Problem ist es, dass wir in Zukunft
noch genügend Leute haben.“ Die im Laufe
der Jahre ausgezehrte ehrenamtliche Basis
müsse wieder gestärkt werden. „Die Alternati-
ve Berufsfeuerwehr sei für die Kommunen
nicht zu bezahlen“ (FAZ, 10.10.2002). Damit
machte der CDU-Politiker zwei Dinge klar, die
von politischer Seite stets bestritten wurden.
Erstens: Es gibt Nachwuchsprobleme, ob-
gleich der von der Bundesregierung bestellte
‚Freiwilligen-Survey‘ das krasse Gegenteil er-
mittelt hat und gebetsmühlenartig wiederholt,
dass 34 Prozent der Bevölkerung ehrenamt-
lich aktiv seien. Zweitens: Bouffier räumte
ein, dass die Ehrenamtlichen faktisch ‚Aus-
fallbürgen‘ für Leistungen sind, die der Staat
nicht mehr übernehmen kann. Nicht nur im
Feld der Feuerwehren sind die Kommunen
künftig überfordert. Der ‚teure‘ Staat, der sich
auf eine unkontrollierte, wuchernde Bürokra-
tie stützt, braucht ‚billige‘ Helfer. Bislang war
es ein Tabu, den Bürger für Aufgaben der Ge-
meinschaft zu verpflichten. Von diesem Tabu
muss sich die Politik angesichts gravierender
Strukturänderungen – etwa im Zivildienst –
und der extremen demographischen Heraus-
forderungen nun verabschieden. Alle Akteu-
re wissen dies, aber sie weichen der Wahrheit
aus.

Der dritte Komplex der großen öffentlichen
Täuschung bezieht sich auf das Engagement
der Unternehmen für das Gemeinwohl. Der
Vorsitzende des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie hat wiederholt unmissverständ-
lich klar gemacht, dass allein der Staat die
Aufgabe habe, das Ehrenamt und seine Struk-
turen zu fördern. Schließlich zahlten die Un-

ternehmen im ‚Hochsteuerland Deutschland‘
eh schon viel zu hohe Steuern.

Die drei Problemkreise – weitgehende Ab-
stinenz der Unternehmen im Feld der Engage-
mentförderung, Ausnutzen der Ehrenamtlichen
für Lücken im Sozialsystem und die halbher-
zige Ausgestaltung einer Politik für das bür-
gerschaftliche Engagement – greifen inein-
ander. Sie bilden die Kulisse für eine moderne
Politik nach dem umgekehrten PR-Prinzip:
‚Tue nichts und rede trotzdem darüber.‘

2 Der Bericht der Enquete-
Kommission: Dokument des
Politikversagens und der
Implementierungsschwäche

Eine Enquete-Kommission habe die Aufgabe,
das Parlament zu beraten und Handlungsvor-
schläge zu machen, erläuterte kürzlich ein Lob-
by-erfahrener Akteur der Berliner Bühne, der
sich gleichzeitig der durchaus arbeits- und zeit-
aufwendigen Enquete-Arbeit unterzogen hat-
te. Aus Sicht der Akteure, die sich als Teile
des langwierigen parlamentarischen Prozesses
verstehen, fiel die Bilanz nach über 800 Be-
richtsseiten überschwänglich aus. Aus Sicht
anspruchsvoller zivilgesellschaftlicher Akteu-
re, die mit ihrem bürgerschaftlichen Engage-
ment ‚mehr Demokratie wagen‘ wollen, muss
die Bilanz bescheiden ausfallen. Das eng be-
druckte, dünne Papier hat über 180 konkrete
Forderungen aufgestellt.

Der Deutsche Bundestag hat – das ist
immerhin ein Novum in der Parlamentsge-
schichte – einen Unterausschuss des Famili-
enausschusses gegründet, dessen Aufgabe die
parlamentarische Umsetzung der Enquete-
Empfehlungen ist. Doch hört man bislang
überhaupt nichts von der Arbeit dieses Aus-
schusses. Der Abschlussbericht der Enquete-
Kommission ist gut gemeint und zumeist sorg-
fältig und ausgewogen dokumentiert. Die Au-
toren gehen aber von einem fundamentalen
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Denkfehler aus, indem sie das Politikfeld als
weitgehend konfliktfrei definieren. Hier liegt
der Kardinalfehler, weil etwa Spannungen und
Auseinandersetzungen um Förderleistungen
des Staates, althergebrachte Privilegien und
Besitzstände nicht angetastet werden. Viel zu
schwach entwickelt ist außerdem die Analyse
gut durchdachter Umsetzungsschritte, die kon-
trolliert vollzogen werden müssten.

Mit der Distanz von fast zwei Jahren kann
die Arbeit der Enquete-Kommission daher
wohl doch nur noch mit ‚therapeutischen Ka-
tegorien‘ bewertet werden, auch wenn man
noch auf positive Zeichen des Unterausschus-
ses hoffen mag. „Die Mitglieder der Kommis-
sion haben sich selbst fit gemacht, mehr nicht,“
so die nüchterne Bilanz einer führenden Prot-
agonistin in diesem papierverschlingenden
Gremium. Auch die fehlende personelle Kon-
tinuität nach der intensiven parlamentarischen
Beschäftigung mit dem Engagement der Bür-
ger illustriert die Vernachlässigung des ebenso
querschnittigen wie auch in die einzelnen Po-
litikbereiche hineinragenden Politikfeldes. Die
bittere Bilanz auch von Mitgliedern dieser
Enquete lautet: „Die Politik hat keinen Plan –
also kann sie auch keine Ziele erreichen.“

3 Dilemmata der Engagementför-
derung – eine kritische Bestands-
aufnahme in zehn Thesen

Wohin diese weiche Form der politischen Be-
arbeitung eines wichtigen Zukunftsthemas füh-
ren kann, illustrieren die folgenden Thesen. Die
generelle Tendenz der wichtigsten Akteure för-
dert einen Stillstand: Die SPD ist zu stark mit
den etablierten Wohlfahrtsverbänden und der
Sozialbürokratie verwachsen, um neues zu
wagen. Dies gilt zum Teil auch für die CDU,
die dem Thema aber insgesamt keine große
Aufmerksamkeit widmet. Wie die FDP vertraut
sie zudem auf die Regulationsfähigkeit des
Marktes und die Dienstleistungen der Priva-

ten. Die Grünen fallen – ausgerechnet im Feld
der Engagementpolitik – weitgehend aus.
Gründe dafür sind möglicherweise in der all-
gemeinen konzeptionellen Schwäche der ‚Bür-
gerrechtspartei‘ zu finden.

Die Dilemma lassen sich so zusammenfas-
sen:

1. Die Aktivitäten zum ‚Jahr der Freiwilli-
gen‘ und die damit assoziierten Projekte – etwa
der Enquete – folgten weitgehend dem Poli-
tikmodell der abgeschotteten Gremienarbeit.
Die (versteckten) Konflikte, die mit dem Aus-
bau der Zivilgesellschaft verbunden sind, wur-
den nicht offensiv ausgetragen, sondern in vie-
len Megabite Text eingehegt. Ein Konflikt-
Thema wurde als Harmonie-Thema verhandelt.
Dieser Prozess verhinderte den öffentlichen
Diskurs, reduzierte die Spannung und überla-
gerte die Konflikt-Konstellationen mit Kon-
sensformulierungen, Formelkompromissen
und falscher Schwerpunktsetzung, etwa im
Feld der Versicherung der Engagierten. ‚Soll-
kann-müsste-Papiere‘ mit dem Charme einer
Steuerklärung entfalten aber keine Begeiste-
rung und fördern keine Mobilisierung. Es ist
schon ernüchternd, wie gering die publizisti-
sche Resonanz auf den Enquete-Bericht aus-
fiel.

2. Die Kampagne für das ‚Jahr der Freiwil-
ligen’ lief stets auf kleinster Flamme; selbst für
die Werbung der Riester-Rente – einem Flop –
wurde mehr investiert. Die Unsicherheiten, die
mit dem Thema verbunden sind, spiegelten sich
in halbherzigen Reden, unvollendeten Internet-
Auftritten, Pflichtveranstaltungen und klein-
mütigen Handlungskatalogen wider. Der mar-
ginale Umfang einer Kampagne (mit einem
guten Slogan) spiegelt immer auch das An-
spruchsniveau des Politikentwurfs. Auch im
Wahlkampf 2002 und danach spielte das The-
ma für ‚Rot-Grün‘ fast keine Rolle. Der Grund
für diese Irritation ist ganz einfach. Aus dem
‚weichen‘ Thema wurde keine konkrete, grif-
fige Policy-Orientierung abgeleitet. Das vor-
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handene Politikprodukt mit Ideen und realisti-
schen Versprechungen war schlicht zu dünn.
Es hätte nicht einmal gereicht, um eine ah-
nungslose Werbeagentur zu briefen. Geld war
vorhanden, wenn man die Budgets für die
stümperhaften Kampagnen aus dem Arbeits-,
Bildungs- und Gesundheitsressort vergleicht.

3. Die CDU kritisiert in ihrem wenig inspi-
rierten Sondervotum zum Enquete-Bericht die
Staatsfixiertheit der SPD. Ihre Alternative be-
steht allerdings allein in der Förderung und
Absicherung ihrer Milieus und Wählertruppen.
Zu diesem Zweck hat sich eine ‚stille’ große
Koalition gebildet, die vermeintlich andere
Gestaltungskonzepte vorgibt. Deutschland ist
ein vitaler Verbändestaat mit funktionierenden
Lobbystrukturen. Die Sportverbände, die Feu-
erwehr und die Traditions-Organisationen sind
das Epizentrum der Freiwilligen-Politiker.
Nicht nur die ‚Übungsleiter-Pauschale‘ ist
sichtbares Zeichen der Sonderrolle der Sport-
verbände. Gegen diesen Lobby-Block, auf den
sich Funktionäre stützen und ohne den zahl-

reiche Bundestagsabgeordnete nicht überleben
könnten, ist kein Kraut gewachsen. Die
‚Schmuddelkind-Behandlung‘ der Freiwilli-
gen-Initiativen zeigt nachdrücklich, dass öf-
fentliche Förderung in Deutschland ein Pro-
dukt der harten Lobbyarbeit ist. Dieser Satz
gilt offenbar unabhängig von der gerade am-
tierenden Bundesregierung.

4. Alle soziologischen Studien gehen über-
einstimmend von zwei zentralen Befunden zu
grundsätzlichen gesellschaftlichen Trends aus:
• der zunehmenden Individualisierung und

Vereinzelung sowie
• der Reduktion dauerhafter Organisations-

bindungen bei gleichzeitiger Bereitschaft,
sich auf sinnvolle Projekte einzulassen, die
auch individuelle Vorteile und persönlichen
Nutzen bringen (Kontakte. Weiterbildung,
Anerkennung, Selbstverwirklichung, Er-
kenntnisgewinn).

Ausgehend von dieser Situationsanalyse müss-
te eigentlich die intensive institutionelle För-
derung neuer Strukturen – etwa von Freiwilli-
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gen-Agenturen – erfolgen. Sinnvoll erscheinen
auch kommunal abgestimmte Projekte, die
moderne Seniorenzentren und Selbsthilfe-Kon-
taktstellen integrieren. Dieses wirkungsvolle
Triumvirat liegt aber nicht im Interesse der
handelnden Akteure, die den Wohlfahrtskuchen
schon längst untereinander verteilt haben. Sol-
che neuen Modelle hätten die 39 Gutachten der
Enquete anfertigen sollen – stets mit operati-
vem Zuschnitt, mit Praxisrelevanz, mit der
Klärung der Blockaden. Man hätte auf bereits
vorliegenden Konzepten aufbauen können.
Aber all das ist ‚Politik im Konjunktiv‘. Der
Einfluss der mächtigen Verbände der Bürger-
gesellschaft blieb nicht ohne Wirkung.

Die gleichen Mechanismen sind übrigens
bei der Konstitution neuer Netzwerk-Struktu-
ren festzustellen. Die etablierten Organisatio-
nen wollen die neuen Akteure des 2002 ge-
gründeten ‚Bundesnetzwerks Bürgerschaftli-
ches Engagement‘ (BBE) in eine Randstellung
drängen. Ihnen ist wenig an einem starken
Netzwerk im politischen Raum gelegen, das
sie nicht verbandspolitisch kontrollieren kön-
nen. Wie es aussieht, könnte dies ihnen auch
gelingen. Da die Engagement-Förderung an
Standing in der Bundespolitik zu verlieren
scheint, hat das BBE für Oktober 2004 eine
‚Woche des Engagements‘ angekündigt. Die
politische Agenda der 140 Mitglieder hat sich
auf 15 Handlungsschwerpunkte konzentriert,
deren Umsetzung schon sehr vieles bewegen
könnte. Doch die auch in der Agenda des BBE
durchschimmernde Konsensorientierung der
Akteure könnte die Kreativität und Handlungs-
fähigkeit behindern. Da sich das BBE als ein
‚trisektorales‘ Netzwerk von Akteuren aus
Bürgergesellschaft, Staat und Wirtschaft ge-
gründet hat, könnte es für die in Kauf genom-
mene interne Heterogenität mittelfristig einen
hohen Preis zahlen: den Preis der selbst ver-
schuldeten Einflusslosigkeit. Besonders pikant
ist, dass einzelne Agentur-Vertreter im Netz-

werk durchaus eigene ökonomische Interessen
vertreten.

5. Die wesentlichen Konfliktzonen im Feld
der Engagement-Politik sind längst bekannt
und werden so auch im BBE, wenn auch zu
weich und unverbindlich, thematisiert: Stell-
vertretend seien hier nun einige wesentliche
Bereiche genannt:
a) der Konflikt zwischen Haupt- und Ehren-

amtlichen. In einer Studie hat die Hans-
Böckler-Stiftung in NRW den gleichen
Anteil von Haupt- und Ehrenamtlichen etwa
im Bereich der Arbeiterwohlfahrt ermittelt.
Viele Hauptamtliche empfinden selbstbe-
wusste Engagierte als Konkurrenten, die
leise ‚entsorgt’ werden.

b) die Unbeweglichkeit von Wohlfahrtsverbän-
den und Kommunen, die neue Akteure des
bürgerschaftlichen Engagements als Geg-
ner im Förder-Dschungel behandeln. Der
Krieg um die Fördertöpfe lähmt seit Jahren
die Innovation.

c) die Tatsache, dass viele Städte nichts unter-
nehmen, um das Engagement der Freiwil-
ligen zu fördern. Zahlreiche Studien haben
ein einhelliges Ergebnis zu Tage befördert.
Die Städte, die etwas tun, sind auch erfolg-
reich: D.h. Förderstrukturen haben mit
Nachhaltigkeit und Management zu tun. Die
Stadt München hat bewiesen, dass allein
durch die Verbesserung der Informations-
angebote und die Vermittlung von Interes-
sierten viel bewegt werden kann. Baden-
Württemberg wird zu Recht als vorbildlich
hervorgehoben. Alle Bundesländer hinken
weit hinter diesem Bundesland hinterher.
Auch das Land Hessen bemüht sich um eine
nachhaltige Förderung. Niedersachsen ver-
fügt wenigstens über einen Business-Plan
in diesem Politikfeld. Damit ist wenigstens
im Ansatz ein nachvollziehbares Leistungs-
versprechen der Politik im Raum. Dies
müsste der Mindeststandard aller Bundes-
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länder sein. Wo ein Wille ist, wäre ein Weg.
Aber meist gibt es keinen Willen.

d) Die unausgesprochene Wahrheit, dass die
Akteure der Zivilgesellschaft einer anderen
Handlungslogik folgen als die Akteure der
Parteiendemokratie. Nüchtern und ehrlich
hat dies der frühere Bundesgeschäftsführer
und heutige Werbemanager Matthias Mach-
nig einmal öffentlich erklärt; bei den meis-
ten anderen Akteuren auf der politischen
Bühne wird dieses Faktum zwar genauso
gesehen, aber nicht ausgesprochen.

e) die Skepsis gegen die Zivilgesellschaft und
damit verbundene Ansprüche nach mehr
politischer Gestaltungsmacht, auch nach
mehr direkter Demokratie. Diese werden
allgemein im etablierten Politikbetrieb mit
großer Zurückhaltung aufgenommen. Es
wird zwar viel von e-democracy geredet und
geschrieben. Aber dieser Zug der Verwal-
tungsmodernisierung wird nie in Verbin-
dung mit einer demokratischen Ausweitung
von Bürgerrechten
diskutiert. Auch die
Verwaltung ist der
natürliche Feind
von unbürokratisch
gestalteten, offenen
Bürgerstrukturen.
Allen Insidern ist
dieser Konflikt be-
kannt. In offiziellen
Reden wird dieses
Konfliktthema ge-
zielt verschwiegen
(vgl. Newsletter der
Bertelsmann-Stif-
tung zu e-democra-
cy). Glaubwürdige
Engagement-Politik
hat immer ein Spiel-
und ein Standbein.
Die Ausweitung de-
mokratischer Mit-

wirkung jenseits der etablierten Strukturen
gehört ohne Zweifel unverzichtbar zur En-
gagement-Politik dazu.

f) Die Konfrontation der meist passiven Wirt-
schaft mit der nahe liegenden Forderung,
mehr für das Gemeinwohl zu tun, unter-
bleibt aus Angst vor der offensiven Ausein-
andersetzung. Die Wirtschaft nutzt das The-
ma Engagement zu Werbezwecken und als
Animationsfeld für eine moderne Personal-
entwicklung. Alle Studien belegen den
Handlungsbedarf – seit Jahren.
6. Alle reden vom Mythos des Corporate

Citizenship (CC) und schwärmen vom Enga-
gement der Unternehmer für die Gesellschaft.
Jahrelang wurde Politik der devoten Träume
betrieben – nach dem Motto: Nichts fordern,
(vielleicht) etwas bekommen. Die Zeitschrift
Wirtschaftswoche hat es vorzüglich verstan-
den, dieses Thema zusammen mit den Arbeit-
geberverbänden als PR-Plattform für eine neo-
liberale Wirtschaftspolitik zu nutzen. Redner
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vom Schlage Guido Westerwelle – die Priester
der Ego-Gesellschaft – halten hier die Festre-
den; auch das BBE schweigt dazu.

Viele Unternehmer sehen in CC nur ein
Konzept moderner PR im Zeitalter von share-
holder value. Auf einem Forum von Wirt-
schafts-Ethikern wurde dieser Sachverhalt von
vielen Praktikern bestätigt. Soziales Engage-
ment wird nur demonstriert, wenn es in ein PR-
Anliegen passt. 46 Prozent der Unternehmen
antworteten auf die Frage „Warum betreiben
Sie Schulsponsoring?“, dass die damit ihr
Image verbessern wollen. 74 Prozent wollen
die „Ansprache jungen Zielgruppen“ befördern
(vgl. Wirtschaftswoche, 30.5.2002). Politik
geht also auch hier von falschen Rahmendaten
aus. Die Realitäten sind klar benannt: Solange
die Unternehmen soviel Steuern zahlen, kann
man kein weiteres Engagement fordern, wie
der BDI-Präsident immer wieder betont.

7. Allen Papieren und Dokumenten zur
Engagementpolitik fehlen konkrete Hand-
lungsanweisungen. Die Kluft zwischen Reden
und Handeln ist groß. Die Chance etwa, die
gesellschaftlichen Organisationen ‚freiwilli-
gen-tauglich‘ zu machen, wird nicht detailliert
durchgearbeitet. Es mangelt also an guten Re-
gieanweisungen für den Handlungsvollzug.
Auch die 15 Punkte des BBE zu Programm
und Zielen sind nicht hinreichend umsetzungs-
orientiert durchbuchstabiert (vgl. Forschungs-
journal Neue Soziale Bewegungen, 4/2003: 95
ff.). Ein Fallbeispiel: Alle Organisationen und
Verbände in Deutschland haben bei der Inte-
gration von Migranten über Jahre auf ganzer
Linie versagt; gegen diese Tatsache formulier-
te Zielvorstellungen bleiben ohne nachvoll-
ziehbare Umsetzungsschritte bloße Forderun-
gen und nicht wirksam für die politische Pra-
xis. Das gleiche gilt für das Anwachsen der
rechtsextremen Szene nicht nur in Ostdeutsch-
land. Vielerorts sind die Neonazis die prägen-
de Jugendkultur. Warum wurden hier nicht
konkrete Politik-Modelle präsentiert, die auf-

zeigen, wie in großem Stil Kooperationsbezie-
hungen hergestellt und neue Förderstrukturen
angelegt werden können, um damit tatsächlich
innovativ zu wirken? Der vorhandene Förderd-
schungel nach Gießkannenprinzip entspricht
jedenfalls nicht sinnvollen, nachvollziehbaren
Kriterien. Der Magdeburger Sozialwissen-
schaftler Roland Roth hat mit seiner kritischen
Analyse der ‚Projekte gegen Rechts‘ im Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung bewiesen,
dass nüchterne Analyse ein Umdenken bewir-
ken kann. Seine Defizitanalyse in einem Feld
könnte als Folie für alle genannten Engage-
ment-Felder dienen. Die Bilanz seiner scho-
nungslosen Analyse hat er im Forschungsjour-
nal Neue Soziale Bewegungen (4/2003) ver-
öffentlicht.

Aber bürokratische Apparate lernen nur
langsam. Trotz detailliert dokumentierter Kri-
tik wird 2004 der ‚Freiwilligen Survey‘ im al-
ten Design wiederholt. Die Bundesregierung
wird ‚ihre‘ Zahlen bekommen; die Verbände
werden sich die Hände reiben. Aber die Ergeb-
nisse sind hohl und werden – angesichts vor-
liegender Analysen – kaum mehr zu legitimie-
ren sein. Der Bedarf an Längsschnittzahlen
auch auf individueller Basis mag zwar für
Empiriker begründet sein, doch ohne energi-
sche Forschungen entlang organisationsbezo-
gener Daten werden die bereits an der Anlage
des 1. Freiwilligen Survey kritisierten Defizi-
te nicht beseitigt, sondern schlicht neu aufge-
legt. Damit ist alles darauf angelegt, die gra-
vierenden Probleme der Organisationen der
Bürgergesellschaft mit wegbleibenden Enga-
gierten auszublenden.

8. Besonders konkret sind die Handlungs-
empfehlungen der Politik stets, wenn es um
Steuererleichterungen und Versicherungen
geht. Hier kam es immer wieder zu Vorteilen
für einige mächtige Organisationen und zur
Benachteiligung anderer (schwacher) Gruppen.
Gerecht war dies nicht, für Freiwillige deshalb
auch nicht überzeugend. Immerhin legt jetzt
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Rheinland-Pfalz ein Landesversicherungsange-
bot auf, das gerade die unorganisierten Initia-
tiven erreicht.

9. Die bisherigen Facetten der Engagement-
Politik, unter anderem der Enquete-Kommis-
sion, wurden im Wesentlichen akademisiert
behandelt. Die wahre Chance bestünde aber in
einer positiven Emotionalisierung, einer Be-
geisterung für die Sache. Die wenigen sinn-
vollen Ansätze mit der bescheidenen Förderung
der Freiwilligen-Dienste, der Stiftungskultur
oder der avisierten Volksentscheide sollen nicht
unterschlagen werden. Aber sie sind zu zag-
haft, zu verhalten, zu halbherzig. Diese Halb-
herzigkeiten, wie beim von allen Parteien ge-
zielt blockierten Informationsfreiheitsgesetz,
folgen durchaus einem rationalen Kalkül und
einem stillen Angstmuster: Nämlich der Angst,
die Abgabe von Macht an die Zivilgesellschaft
führe zur Schwächung der etablierten Politik.
Um diese drohende ‚Umverteilung von Macht’
in Grenzen zu halten, entscheiden sich die
meisten Akteure noch für das skizzierte Mo-
dell der ‚weichen Politik‘. Angesichts der be-
drohlichen Entfremdung zwischen Bürgern
und etablierte Politik und dem ständig steigen-
den Anteil von Nichtwählern ist die Zeit reif,
sich von überholten Betrachtungsmustern zu
verabschieden.

10. Das natürliche Konfliktmuster zwischen
parlamentarischer Demokratie, die vor vielfäl-
tigen Herausforderungen steht, und der (wach-
senden) Zivilgesellschaft ist, anders als von der
Enquete-Kommission und dem BBE offen und
versteckt formuliert, nicht konfliktfrei. Um
eine vernünftige Basis der Weiterentwicklung
von Demokratie und der Stärkung der Bürger-
gesellschaft zu finden, benötigen wir eine scho-
nungslose Kritik der bekannten Versäumnis-
se: Angefangen bei der schrumpfenden inner-
parteilichen Demokratie, den Defiziten der
politischen Klasse und den Effizienzproblemen
des parlamentarischen Betriebs. Auf diese In-
ventur – als Basis und Geschäftsgrundlage –

verzichten die Akteure in der Engagementpo-
litik aber. Hätten sie ihre Aufgabe offensiv ver-
standen, wäre das politische Umfeld, das En-
gagement behindert oder auch ermöglicht, bes-
ser ausgeleuchtet worden. Aber selbst das zu-
ständige Ministerium unter Renate Schmidt
betont immer wieder, dass man sich allein auf
den Familienbereich konzentrieren will. Die
übrigen Themen des Ministeriums würden
nachgeordnet bearbeitet. Die kleine Engage-
ment-Politik-Gruppe im Ministerium wird gar
aufgelöst – das federführende Ministerium
enthauptet sich in der Engagement-Politik sel-
ber (und brüskiert dabei die SPD-Bundestags-
fraktion und den von ihr eingesetzten Unter-
ausschuss), anstatt die Querschnittssteuerung
zu verstärken. ‚Weiche Politik‘ als unwichtige
Politik und Politikaufgabe? Da liegt der Ver-
dacht nahe, dass der Ruf nach der Bürgerge-
sellschaft allzu oft ein Ruf nach dem Ausfall-
bürgen ist, der Aufgaben übernehmen soll, die
der Staat nicht mehr finanzieren kann, weil er
über seinen Verhältnissen gelebt hat. Dieser
vermutete Trend hat sich durch die Verschul-
dungssituation nach der jüngsten Bundestags-
wahl noch einmal erheblich verstärkt.

Offenheit, Kritik und neu gewonnene Pers-
pektiven sind also unerlässlich, wenn eine ak-
tive Bürgergesellschaft florieren soll. Bürger-
schaftliches Engagement wird in Deutschland
seit Jahren aber nur in bürokratischen Gren-
zen gedacht und auf Kongressen wortreich ze-
lebriert. Die Reden des Kanzlers zu diesem
Thema waren gut. Aber sie waren auch folgen-
los. Die Analyse dieser Redezyklen macht ei-
nes ganz deutlich: Es gibt kein stringentes
Konzept für die Engagementpolitik in Deutsch-
land. Es gibt keine klaren Konturen für die
Akteure. Und es gibt keine Kontinuität in der
Förderung bürgerschaftliches Engagement.

Dr. Thomas Leif, Journalist, Mit-Herausge-
ber des Forschungsjournals Neue Soziale Be-
wegungen.

Weiches Thema – Weiche Politik?
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FORSCHUNGSBERICHT
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Viel Lärm um nichts?
Zur Rezeption der Studie

‚Jugendarbeit in Sportvereinen:

Anspruch und Wirklichkeit’

retischer Bezugsrahmen entwickelt, der das
jugendliche Individuum in der aktiven Ausei-
nandersetzung mit seiner Umwelt als Gestal-
ter der eigenen Entwicklung sieht.

Um nun Aussagen zur Entwicklung des
Sport- und Vereinsengagements der Jugendli-
chen, zu ihrer körperlichen Aktivität und mo-
torischen Leistungsfähigkeit, ihrer psychoso-
zialen Gesundheit und ihren sozialen Netzwer-
ken machen zu können, wurden zwischen 1998
und 2000 ca. 1500 12-18jährige Hauptschüler
und Gymnasiasten mit Hilfe motorischer Tests,
Fragebogenerhebungen und qualitativer Inter-
views in einem etwa einjährigen Abstand
dreimal untersucht. Das aufwändige Design der
Studie ermöglichte die Erhebung von Längs-
schnittdaten zur intra-individuellen Entwick-
lung der Heranwachsenden im physischen und
psychosozialen Bereich sowie einen Vergleich
zwischen Sportvereinsmitgliedern und solchen
Jugendlichen, die außerhalb von Vereinen
sportlich aktiv sind.

Die Untersuchung sieht den Sportverein als
nach wie vor unumstrittene Nummer eins der
Jugendorganisationen und bescheinigt ihm sei-
ne herausragende Leistung zur Integration der
Heranwachsenden in die Gesellschaft. Für die
Entwicklung der motorischen Leistungsfähig-
keit, die mit Hilfe allgemeiner motorischer
Tests gemessen wurde, lautet das Ergebnis:
Sportvereinsmitglieder weisen im Durchschnitt
die besseren Ausgangs-, oftmals auch die bes-
seren Abschlusswerte auf; signifikante Ent-
wicklungsunterschiede zugunsten der Vereins-
jugendlichen lassen sich jedoch nicht feststel-
len. Offenbar gelingt es den Sportvereinen,
motorisch begabte Kinder zu rekrutieren und
eine Zeit lang an sich zu binden; der Nach-
weis besonderer Entwicklungsfortschritte hin-
sichtlich motorischer Leistungsfähigkeit auf
Seiten der Vereinsjugendlichen kann nicht er-
bracht werden.

Die Entwicklung der psychosozialen Ge-
sundheit der Heranwachsenden wurde mit Hil-

Im Verlauf der letzten Jahrzehnte hat keine
sportwissenschaftliche Studie eine ähnliche
öffentliche Resonanz erfahren wie die Pader-
borner Studie über die Wirksamkeit von Sport-
vereinen und ihre Jugendarbeit auf die Ent-
wicklung von Jugendlichen. Die ungewöhnli-
che Rezeption der Studie und die damit ver-
bundene Wirkung, die sie bisher erzielt hat,
bilden den Anlass für eine Rückschau aus der
Sicht des verantwortlichen Leiters der Studie.
Dabei geht es nicht um eine detaillierte Ein-
zelauseinandersetzung mit vorliegenden Stel-
lungnahmen, Gutachten oder Anmerkungen
zur Studie; stattdessen wird der Versuch un-
ternommen, nach Erklärungen für die Reakti-
onen der Sportorganisationen – von den ers-
ten Irritationen bis zum konstruktiven Umgang
mit der Studie – zu suchen und auf einige der
vorgetragenen Kritikpunkte einzugehen.

Gegenstand, Ziel und Anlage der
Studie
Anlass für die Vergabe der Studie war das In-
teresse des nordrhein-westfälischen Kultusmi-
nisteriums,  die Jugendarbeit der Sportvereine
auf den Prüfstand zu stellen. Diese Überprü-
fung und Bewertung der Leistungen sollte an
den selbstformulierten Ansprüchen des orga-
nisierten Sports gemessen werden. Gefragt war
folglich – und dieser wichtige Unterschied
wurde in den kritischen Stellungnahmen viel-
fach übersehen – keine populationsbeschrei-
bende Untersuchung der üblichen Art, sondern
eine Evaluationsstudie.

Auf der Basis bewährter Konzepte der so-
zialökologisch und sozialisationstheoretisch
orientierten Jugendforschung wurde ein theo-
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fe eines vielfältigen Variablengeflechts –
Selbstkonzept mit seinen kognitiven, sozialen,
emotionalen und körperlichen Dimensionen,
psychosomatische Beschwerden, Konsum le-
galer und illegaler Drogen, Gewalt und Gewalt-
bereitschaft – in differenzierter Weise unter-
sucht. Nachhaltige Entwicklungen, die sich als
eindeutige Effekte der Vereinszugehörigkeit
erklären lassen, sind weder in negativer noch
in positiver Sicht feststellbar. Positive Wirkun-
gen des Vereins, wie sie in den selbstformu-
lierten Ansprüchen des organisierten Sports und
den von der Politik in die Vereine gesetzten Er-
wartungen zum Ausdruck kommen, können
nicht nachgewiesen werden. So viel zu den Er-
gebnissen der Studie. Nun zu ihrer Rezeption.

Die Studie in der medialen
Berichterstattung
Lokale und überregionale Zeitungen, ein-
schließlich des deutschsprachigen Auslands,
nahmen sich der Studie und ihrer behandelten
Thematik kommentierend an – und schienen
sich dabei nicht selten im Erfinden aufreißeri-
scher Schlagzeilen übertreffen zu wollen. Be-
sondere und wiederkehrende Aufmerksamkeit
erfuhr dabei die Untersuchung zum Alkohol-
konsum im Verein, insbesondere in den Fuß-
balljugendabteilungen, deren Ergebnisse zwar
niemanden überraschten, die aber offenbar öf-
fentliches Interesse garantierten. Der ersten
Aufgeregtheit folgte recht bald eine Phase der
sachlichen Auseinandersetzung. Vor allem die
Beiträge und Kommentare in den großen über-
regionalen Zeitungen machten deutlich, dass
das zentrale Ziel der Studie erkannt war und
offenbar auch mitgetragen wurde: Nicht das
pädagogische und soziale Potential der Sport-
vereine sollte in Frage gestellt werden, wohl
aber Versuche, dem Sportverein die Lösung
gesellschaftspolitischer Probleme aufzubür-
den, mit der er unter den gegebenen gesell-
schaftlichen und vereinsstrukturellen Bedin-
gungen überfordert ist.

Reaktionen in den Sportorganisa-
tionen und in der Sportpolitik
Verständlicherweise war die Irritation bei den
Sportorganisationen zunächst groß; es folgte dann
aber recht schnell und für viele auch überraschend
ein zugleich offensiver wie auch behutsamer und
konstruktiver Umgang mit den Befunden. Der
am stärksten betroffene Landessportbund NRW
gab Gutachten in Auftrag, um die Seriosität der
Studie prüfen zu lassen, führte erläuternde Ver-
anstaltungen, Podiumsdiskussionen und Exper-
tengespräche durch. Eine aufwändig gestaltete
Broschüre mit einer Kurzdarstellung der Unter-
suchungsergebnisse sowie den in Auftrag gege-
benen Gutachten und Pressereaktionen wurde
veröffentlicht. DSB-Präsidium, Präsidien ein-
flussreicher Spitzenverbände und die Deutsche
Sportjugend gaben Stellungnahmen heraus, die
durch Sachlichkeit und Nachdenklichkeit ge-
kennzeichnet waren und zudem den Willen er-
kennen ließen, die Ergebnisse der Studie kon-
struktiv zu wenden. Versuche, die Ergebnisse zu
bagatellisieren, zu ignorieren oder sie in Frage
zu stellen, waren eher die Ausnahme.

In ähnlicher Weise verhielt sich die Sportpo-
litik. Der Sportminister des Landes NRW stellte
sich hinter die Studie und bekannte sich zu einer
engen Partnerschaft mit dem organisierten Sport.
Die Sportausschüsse des Landtages NRW und
des Deutschen Bundestages befassten sich in
Anhörungen mit den Untersuchungsergebnissen.
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung interpretierte die Befunde der Studie nach
anfänglichen Irritationen als ‚Steilvorlage‘, um
die eigenen und gemeinsam mit den Sportorga-
nisationen durchgeführten Aufklärungsbemühun-
gen und Kampagnen zur Gewalt- und Drogen-
prävention zu unterstützen.

Die Rezeption
in der Sportwissenschaft
Ein Fazit bezüglich der bisherigen sportwis-
senschaftlichen Kritik an der Studie fällt (vor
allem dem Verfasser) naturgemäß schwer. Zu
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unterschiedlich sind die Ansätze und Zielset-
zungen und wohl auch die Motive der einzel-
nen Stellungnahmen. Insgesamt ist die Kritik
als fair, angemessen und ausgewogen zu wer-
ten. Der theoretische Ansatz der Studie und das
Untersuchungsdesign einschließlich der ge-
wählten Auswertungsstrategie werden nicht in
Frage gestellt. Wohl aber gibt es in einzelnen
Punkten Kritik, die in der Sicht des verantwort-
lichen Berichterstatters z.T. berechtigt ist, z.T.
aber der Korrektur bzw. Relativierung bedarf.
Im Folgenden wird auf eine detaillierte Ausei-
nandersetzung mit Einzeleinwänden verzich-
tet. Stattdessen wird verallgemeinernd auf ei-
nige derjenigen Punkte Bezug genommen, die
Gegenstand kritischer Rückfragen waren.

Zum Ansatz und Design der Studie
Die Studie zur Jugendarbeit im Sportverein
erweitert die Tradition der bisher durchgeführ-
ten sportbezogenen Jugendforschung in einem
ganz wesentlichen Punkt: Die vorliegende
Untersuchung ist als Evaluationsstudie konzi-
piert. Sie zielt darauf ab, die Wirksamkeit der
Jugendarbeit in Sportvereinen für die Entwick-
lung von Heranwachsenden zu überprüfen.
Gefragt wird folglich im Sinne einer unspezi-
fischen Hypothese, ob das systematisch ange-
leitete, vereinsgebundene Sportengagement,
das als ‚treatment‘ zu verstehen ist, zu Verän-
derungen in ausgewählten Aspekten der Ent-
wicklung von Heranwachsenden führt und so-
mit Mitglieder in Sportvereinen von solchen
Jugendlichen zu unterscheiden vermag, die
ihren sportlichen Aktivitäten ohne Vereinszu-
gehörigkeit nachgehen.

Stichproben und Reliabilität der Daten
Ein weiterer Punkt der Kritik gilt dem Umfang
der Stichprobe bzw. der Stichprobenmortali-
tät. Auch in diesem Punkt liegt ein Missver-
ständnis hinsichtlich der Besonderheiten von
Längsschnittstudien vor. Bei der Studie han-
delt es sich um eine Längsschnittuntersuchung

mit drei Messzeitpunkten über einen Untersu-
chungszeitraum von etwa zwei Jahren. Eine
ganz wesentliche Forderung an längsschnitt-
lich angelegte Studien lautet, die zentralen
Gruppierungsmerkmale der Stichprobe über
den Untersuchungszeitraum konstant zu hal-
ten. Für die Vereinsstudie resultiert aus dieser
Forderung, dass der in der ersten Erhebungs-
welle bei den Probanden festgestellte Vereins-
status über den gesamten Untersuchungszeit-
raum unverändert bleiben musste. Angesichts
der dokumentierten hohen Fluktuationsrate von
etwa 58%, also der Bei- und Austritte in und
aus dem Verein im Untersuchungszeitraum, ist
es erwartungskonform, dass von den Befrag-
ten der ersten Erhebungswelle nur ein Drittel
dem Kriterium Vereinsstatus an allen drei
Messzeitpunkten genügte und somit in den
‚echten‘ Längsschnitt einbezogen werden
konnte. Wir haben es folglich nicht mit einer
Studie zu tun, die eine hohe Drop-out-Quote
zu beklagen hat, sondern im Gegenteil mit ei-
ner Untersuchung, in der einerseits die Verlust-
rate pro Erhebungswelle äußerst gering ist und
andererseits ein gleichermaßen sorgfältiges wie
rigides Datencleaning zu der beschriebenen
Stichprobenmortalität führen musste.

Das Operationalisierungsproblem
Die in der Paderborner Studie vorgenommene
Differenzierung in ‚(Auch-) Vereinssportler‘
und ‚(Nur-)Freizeitsportler‘ wird als zu grob
und die Operationalisierung des jugendlichen
Sportengagements als unbefriedigend angese-
hen. Dass die Operationalisierung des Sport-
engagements ein wichtiges (und bisher nicht
befriedigend gelöstes) Problem darstellt, ist
unstrittig. Das Sportengagement von Heran-
wachsenden ist sicher nicht nur durch den Ver-
einsstatus der Jugendlichen, sondern vielmehr
durch Umfang, Häufigkeit und Intensität ihres
Sporttreibens, aber auch durch die jeweilige
Sportart, das eigene Sportverständnis und die
subjektive Bedeutungszuschreibung zu bestim-
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men. Allerdings war dem Auftraggeber der
Studie daran gelegen, etwas über die Wirksam-
keit der Jugendarbeit in den Sportvereinen
Nordrhein-Westfalens zu erfahren. Zur Befrie-
digung dieses Interesses ist die Angabe von
deskriptiven Daten und Mittelwerten zunächst
eine durchaus geeignete Option. Dass Extrem-
gruppenvergleiche – wie angemahnt – zusätz-
liche und differenziertere Informationen liefern
können, ist ohne Zweifel zutreffend. Nicht ganz
zutreffend ist es dagegen, wenn als Begrün-
dung für die Notwendigkeit der genaueren
Operationalisierung die Buntheit und Hetero-
genität der Vereinslandschaft und des damit
verbundenen vielfältigen Sportengagements
angeführt wird. Das von den Kritikern gezeich-
nete Bild vom Vereinsspektrum, das einerseits
den Verein umfasst, der sich mit 30 Jugend-
mannschaften dem Nachwuchsleistungstrai-
ning verschreibt, und andererseits den kleinen
Reiterhof, der seine Jugendlichen einmal pro
Woche zur Übungsstunde einlädt, wirkt keines-
wegs so nachhaltig, wie es die plakative Illus-
tration suggeriert. Wie auch die jüngste FISAS-
Studie belegt, sind etwa 80% der Vereinsju-
gendlichen in Sportspielmannschaften enga-
giert, so dass sich die statistische Auswirkung
der bunten Vereinslandschaft und ‚extremen‘
Sportbeteiligung in durchaus erträglichen
Grenzen halten dürfte.

Motorische Leistungsfähigkeit
und Alkoholkonsum
Verständlich und teilweise auch berechtigt ist
die Kritik an der Wahl der Instrumente zur
Überprüfung der Entwicklung der motorischen
Leistungsfähigkeit. Allgemeine motorische
Tests zur Überprüfung spezifischer motorischer
Fähigkeiten sind nur bedingt tauglich.
Schwimmer sind demzufolge anhand
schwimmspezifischer, Sportspieler anhand
sportspielspezifischer und Sprinter anhand
sprintspezifischer Tests hinsichtlich ihrer mo-
torischen Leistungsfähigkeit zu überprüfen.

Diese Forderung ist einsichtig und wird geteilt.
Akzeptiert wird ebenfalls der kritische Hinweis
auf Motivationsverlust bei der Durchführung
der Tests vor allem auf Seiten der älteren Ju-
gendlichen.

Nicht nachvollziehbar ist der Vorwurf, die
Darstellung der Befunde impliziere eine Ver-
wischung von Annahmen und empirischen
Feststellungen. Dieser Kritikpunkt scheint in-
sofern unberechtigt, als die Autoren der Stu-
die nachdrücklich und wiederkehrend darauf
hinweisen, dass angesichts des multifaktoriel-
len Zusammenhangs von Sportengagement und
jugendlicher Entwicklung unidirektionale Wir-
kungen nicht zu erwarten und monokausale
Erklärungen fehl am Platz seien. Selbst bei ein-
deutiger Befundlage und statistischer Absiche-
rung werden vorschnelle Interpretationen ver-
mieden; wiederkehrend wird auf die wün-
schenswerte Ergänzung durch kontrollierte
Längsschnittuntersuchungen verwiesen. Das
Prinzip der durchgängig auferlegten Zurück-
haltung wird auch nicht durch das Vorgehen
aufgegeben, Faktoren oder Cluster mit verein-
fachenden und (möglicherweise übertrieben)
pointierten und plakativen Überschriften zu
versehen. Ärgerlich und unredlich ist es, wenn
die Vorlage differenzierter und statistisch ab-
gesicherter empirischer Befunde zum Drogen-
konsum jugendlicher Fußballer von der Kritik
als billiges Ausnutzen der Daum-Affäre abge-
tan und zudem suggeriert wird, in der Studie
würden Fußballer als ‚trinkfeste Raucher und
Meister der Drogenszene‘, als ‚Schnapsnasen‘
und Angehörige von ‚Ecstasy-Clubs‘ darge-
stellt. Dies ist schlichtweg nicht der Fall. Auch
für die Fußball-Teilstudie wird beansprucht,
dass sie sorgsam in der Analyse, zurückhal-
tend in der Interpretation und konstruktiv in
der Empfehlung ist.

Flankenschutz durdurdurdurdurch aktuelle Sch aktuelle Sch aktuelle Sch aktuelle Sch aktuelle Studientudientudientudientudien
Zeitgleich mit der bzw. kurz nach der Pader-
borner Studie sind Untersuchungen erschienen,
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die verwandte Themen bearbeiten und Aussa-
gen treffen, die im Kontext der eigenen Studie
bemerkenswert sind und diese in ihrer Aussa-
ge stützen. Zum einen handelt es sich um die
Studie von V. Rittner und C. Breuer zur sozia-
len Bedeutung und Gemeinwohlorientierung
des Sports (2000) und zum anderen um die
Habilitationsschrift von A. Conzelmann (2001)
zum Zusammenhang von Sport und Persön-
lichkeitsentwicklung. Die erste Studie kommt
nach einer eindrucksvollen Identifikation von
Leistungen des organisierten Sports zu der
Feststellung, dass viele populäre Annahmen
und Erwartungen hinsichtlich der Wirksamkeit
des Sports keineswegs als erwiesen gelten kön-
nen, weil sich zwar enge Zusammenhänge
zwischen Vereinszugehörigkeit und normkon-
formen Persönlichkeitsmerkmalen zeigen, an-
gesichts fehlender Längsschnittstudien aller-
dings nicht entschieden werden könne, ob es
sich bei den Entwicklungsmerkmalen um Wir-
kungen oder Determinanten sportlicher Akti-
vität handele, sich hinter den Korrelationen also
Sozialisations- oder Selektionseffekte verber-
gen. Die Paderborner Studie zur Jugendarbeit
trägt zumindest ansatzweise dazu bei, das be-
klagte Defizit zu beheben.

Im abschließenden Fazit seiner Lebenslauf-
analysen von Olympiasiegern stellt Conzel-
mann fest, dass selbst ein so extrem ausgepräg-
ter Sozialisationsfaktor, wie ihn eine Hochleis-
tungssportkarriere darstellt, kaum Effekte auf
die Persönlichkeitsentwicklung zeigt. In kon-
struktiver Perspektive empfiehlt er, überschau-
bare Teilkonstrukte von Persönlichkeit detail-
liert zu untersuchen. Dies tut R. Heim (2000)
in seiner Habilitationsschrift zur Selbstkon-
zeptentwicklung bei jugendlichen Hochleis-
tungssportlern. Er kommt zu dem Ergebnis,
dass hochleistungssportliches Engagement
einerseits kein erhöhtes Risikopotential für die
jugendliche Entwicklung darstellt, andererseits
aber auch positive Wirkungen auf das Selbst-
konzept nicht eindeutig nachweisbar sind.

Wenn nun schon das ‚treatment’ Hochleis-
tungssport keine Effekte zeitigt, ist es dann
eigentlich überraschend, dass der Wirksam-
keitsnachweis der Jugendarbeit von Sportver-
einen nicht erbracht wird?

Fazit
Eine Bemerkung und eine Frage sollen das
Statement zur Rezeption der Paderborner Stu-
die abschließen. Um ihre Einschätzung der
Situation der Jugendforschung in Deutschland
gebeten, lobt M. du Bois-Reymond die Potenz
der deutschen Jugendforschung, beklagt zu-
gleich ihre selbstgewählte nationale Isolation
und Immunisierung gegenüber Befunden aus
anderen Ländern und verbindet damit die For-
derung nach mehr Internationalität und inter-
kultureller Orientierung (Merkens/Zinnecker
2001, S. 381). Diese Feststellung trifft ohne
Einschränkung auch für einem Großteil der
sportbezogenen Jugendforschung in Deutsch-
land zu. Vertrautheit mit internationalen Be-
funden hätte helfen können, die anfänglich
auch in Teilen der sportpädagogischen Jugend-
forschung vorhandene Aufgeregtheit zu min-
dern oder zu vermeiden. Die in der letzten Zeit
erschienen internationalen Beiträge und Re-
views kommen (in verblüffender Übereinstim-
mung) zu einer eher zurückhaltenden Einschät-
zung hinsichtlich der proklamierten positiven
Effekte sportlicher Aktivität auf das psycho-
soziale Wohlbefinden.

Manchen Kritiker hat die Popularität, die
der Studie in den Medien zuteil wurde, gestört.
Einigen war auch die Personalisierung der
Untersuchung und ihre Etikettierung als ‚Brett-
schneider-Studie‘ ein Dorn im Auge. (Entgegen
der Annahme eines Kritikers ist diese Entwick-
lung vom Leiter der Studie wirklich nicht zu
verantworten.) Die kritischen Stellungnahmen
kommen zu dem abschließenden Fazit, dass die
Befunde allein aus theoretischen Erwägungen
nicht anders hätten ausfallen können. Der
Sportverein stellt eben keine Insel der Seligen
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dar, der sich gegenüber gesellschaftlichen Ver-
pflichtungen und Entwicklungen nicht zu im-
munisieren vermag. Also viel Lärm um nichts?

In ihrer inhaltlichen und methodologischen
Ausrichtung – Theorieorientierung, Längs-
schnittdesign, Datenerhebung durch objektive
Messung und Selbstauskunftsverfahren, Kom-
bination quantitativer und qualitativer Verfah-
ren, mehrfaktorielle Varianzanalyse mit Mess-
wiederholung als Auswertungsstrategie – ver-
lässt die Studie bekannte Bahnen. Sie geht im
Vergleich zu thematisch ähnlich gelagerten
Untersuchungen neue Wege und markiert da-
mit in gewisser Weise eine qualitative Neuori-
entierung der sportbezogenen Jugendfor-
schung. Dass mit einem solchen Schritt auch
Risiken verbunden und kleinere Fehler unver-
meidbar sind, weiß jeder, der sich auf ein sol-
ches Projekt einlässt.

Die andere – vielleicht noch höher einzu-
schätzende – Besonderheit, die mit der Studie
assoziiert wird, ist ihre nachhaltige Wirkung in
den Vereinen und Verbänden. Hier hat sie nicht
nur zu Diskussionen geführt, sondern auch eine
neue Nachdenklichkeit evoziert, deren Resulta-
te an einem konstruktiven und umfangreichen
Maßnahmenkatalog zur Qualitätssicherung der
Jugendarbeit im Sportverein ablesbar sind.

Wolf-Dietrich Brettschneider, Universitäts-
professor, promovierter Sportwissenschaftler,
Leiter des Arbeitsbereichs Sport und Erziehung
am Department Sport & Gesundheit der Uni-
versität Paderborn.
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Neue Wege der Verbände in der
Bürgergesellschaft?

1 Vorbemerkung
Im Forschungsschwerpunkt Entwicklung der
Bürgergesellschaft des Zentrums für zivilge-
sellschaftliche Entwicklung an der EFH-Frei-
burg steht die systematische Beobachtung bür-
gerschaftlichen Engagements in Baden-
Württemberg1 im Kontext bundesweiter und
globaler Entwicklungen2 im Mittelpunkt des
Untersuchungsinteresses. Unter dem Gesichts-
punkt der Verantwortungsteilung zwischen
Staat, Markt und Bürgergesellschaft liegt ein
zweiter Schwerpunkt auf der Wirkungsanaly-
se der wechselweisen Bedingtheit dieser kon-
stitutiven Bereiche der Gesellschaft. Auf
Grundlage der Forschungsergebnisse werden
in Zusammenarbeit mit Landesministerien,
Kommunen, Verbänden und Stiftungen Kon-
zepte für neue gesellschaftliche Gestaltungs-
möglichkeiten entwickelt.

2 Verbändebefragung 2003
in Baden-Württemberg

Das Zentrum für zivilgesellschaftliche Ent-
wicklung hat im Kontext seiner Landesbericht-
erstattung zum bürgerschaftlichen Engagement
in Baden-Württemberg (Klie et al. 2004) im
Jahre 2003 eine umfangreiche Studie zur Rol-
le der Verbände in der Bürgergesellschaft
durchgeführt, die derzeit ausgewertet wird.
Wichtige Anregungen erhielt das Forschungs-
vorhaben seitens der vorhergehenden Verbän-
debefragungen der Enquete-Kommission Zu-
kunft des Bürgerschaftlichen Engagements
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(Deutscher Bundestag 2001a; Deutscher Bun-
destag 2001b).

2.1 Problemstellung und
Ausgangsfragen

Die Verbändeuntersuchung steht im Kontext
einer empirischen Dauerbeobachtung von Ent-
wicklungen der Bürgergesellschaft in Baden-
Württemberg und darauf gründender Politik-,
Organisationen- und Initiativenberatung bei der
Entwicklung, Umsetzung und Evaluation von
Konzepten zur Förderung des bürgerschaftli-
chen Engagements.

Ausgangspunkt ist die Frage nach der (neu-
en) Rolle der Verbände im freiwilligen Enga-
gement in der Bürgergesellschaft. Der soziale
Wandel und die neue Verantwortungsteilung
zwischen Staat, Markt und Gesellschaft lenkt
die Aufmerksamkeit auch auf die ‚Verbände‘
als zentralen Organisationen des Dritten Sek-
tors, die in unterschiedlichen gesellschaftlichen
Handlungsfeldern ihre Wirksamkeit entfalten
(vgl. Dahrendorf 1994; Habermas 1990; Kneer
1997).

In der Bundesrepublik Deutschland findet
sich ein vielfältiges Verbändewesen (vgl. Se-
baldt 2002; Reutter 2001; Zimmer/Wessels
2001) als Teil der gesellschaftlichen Selbststeu-
erung zwischen Staat und Markt. Allein beim
Deutschen Bundestag sind laut Bundesanzei-
ger über 1.746 Verbände (Stand: 18. März
2002) registriert, die in der Regel auch ihre
Landes-, Kreis- und ggf. Ortsverbände haben.
Sie unterscheiden sich nach den von ihnen or-
ganisierten Interessen und Zielsetzungen.

Verbände sind, zusammengefasst, freiwil-
lige Zusammenschlüsse von Personen, Firmen
oder Körperschaften, die eine Organisation
besitzen, Einflussnahme auf die Politikgestal-
tung bezwecken (Sebaldt 2002) und verbands-
spezifische Dienstleistungen anbieten (Schnei-
der 1987: 19).

Die empirische Untersuchung soll in Erfah-
rung bringen, wie die Verbände selbst ihre

Rolle und Funktion in der Bürgergesellschaft
definieren, welche konkreten Bündnisse sie mit
dieser eingehen und auf welche Weise sie frei-
williges Engagement in eigenen und autono-
men Strukturen fördern.

Die Ergebnisse der Untersuchung stellen
eine Grundlage für die Beantwortung der Fra-
ge dar, inwieweit und in welchen gesellschaft-
lich relevanten Bereichen Verbände auf dem
Wege sind, sich von eher korporatistischen
Organisationen (Heinze 1981) zu intermediä-
ren Instanzen zu entwickeln, die ihre Reso-
nanzfähigkeit für bürgerschaftliches Engage-
ment in unterschiedlichen Handlungsfeldern
(Soziales, Kultur, Ökologie, Politik) erhöhen
und ihre eigene Strukturen beteiligungsorien-
tiert umgestalten.

2.2 Schwerpunktthemen und
einbezogene Verbände

Da gerade in Baden-Württemberg die Zusam-
menarbeit mit den Verbänden bei der Förde-
rung bürgerschaftlichen Engagements konzep-
tionell eingeplant ist, ist von besonderem In-
teresse, hier den Stand der Verständigungs- und
Kooperationsprozesse zu beleuchten. Im ein-
zelnen wurden im Wege einer schriftlichen
Befragung im Zeitraum von Juni bis Novem-
ber 2003 folgende Themen nachgefragt:
• Gesellschaftliche Rolle und Aufgabe von

Verbänden
• Verbandliches Selbstverständnis des freiwil-

ligen, bürgerschaftlichen bzw. ehrenamtli-
chen Engagements

• Schwerpunktsetzungen der eigenen Ver-
bandsarbeit und der verbandlichen Aktivi-
täten bei der Engagementförderung

• Kooperation mit dem Landesnetzwerk Bür-
gerschaftliches Engagement in Baden-
Württemberg

• Kooperation zwischen Verbänden bei der
Engagementförderung und Forderungen an
die Politik

• Unternehmen und freiwilliges Engagement
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• Rechtliche Maßnahmen der Engagement-
förderung

• Kooperation von Hauptamtlichen und eh-
renamtlich Engagierten

• Qualifizierung für bürgerschaftliches Enga-
gement und Anerkennungskultur.

Der Fragebogen wurde der jeweiligen Füh-
rungsebene der Verbände zur Beantwortung
zugeleitet. In die Befragung wurde ein breites
Spektrum an Verbänden einbezogen. Folgen-
de Verbandstypen wurden berücksichtigt:
• karitativ-soziale Verbände, Wohlfahrtsver-

bände
• soziokulturelle Verbände (Sport, Kultur,

Wissenschaft, Hobby)
• Verbände des Umwelt- und Naturschutzes
• Wirtschafts- und Berufsverbände, Gewerk-

schaften
• Politische Verbände

Insgesamt wurden 112 Verbände bzw. Groß-
organisationen ausgewählt, die auf der Landes-
ebene Baden-Württemberg befragt wurden. In
einem weiteren Schritt wurde die Untersu-
chung für eine gezielte Auswahl auf der Be-
zirks- bzw. Landkreis- und kommunalen Ebe-
ne weitergeführt. Mit Stand von November
2003 kamen von den insgesamt im Feld ange-
langten 509 Fragebögen 226 zurück; dies ent-
spricht einer Rücklaufquote von 44 Prozent.

3. Erste Untersuchungs-Erkenntnisse
Die gute Teilnahme an der Untersuchung zeigt
das Interesse der Verbände am Thema Bürger-
gesellschaft und die Ergebnisse lassen auf eine
bei Weitem noch nicht ausgeschöpfte und aus-
gelotete Kooperationsbereitschaft der Verbän-
de schließen. Das weisen die Einzelergebnisse
zu den Themenkomplexen des Fragebogens ein-
drücklich nach, die derzeit aufbereitet werden.
Zusammenfassend ergibt sich folgender Befund:

1.  Das Verbandswesen in Baden-
Württemberg ist lebendig, vielfältig und vi-

rulent. Das gilt sowohl in statistischer Hin-
sicht (nach wie vor entstehen neue Verbände
und Verbandsgliederungen) als auch mit
Blick auf die Selbstwahrnehmung der Ver-
bände: Sie treten selbstbewusst auf und se-
hen sich als einen Faktor, der für die Stabili-
tät der Gesellschaft unverzichtbar ist und
einen zentralen Beitrag zu ihrer demokrati-
schen Gestaltung leistet. Das Verbandswe-
sen stellt damit einen substantiellen, sich
nach wie vor regenerierenden Faktor des
Dritten Sektors dar. Es kennt traditionsbe-
währte und -behaftete wie neue Formationen
gesellschaftlicher Assoziationen und ist ge-
prägt von einem steten Wandel.

2. Die Verbände des Dritten Sektors sind in
hohem Maße von gesellschaftlichen und poli-
tischen Strukturveränderungen betroffen, die
auch vor (in der Vergangenheit stabilen) kor-
poratistischen Strukturen nicht halt machen.
Dies äußert sich unter anderem in einer gewis-
sen Unsicherheit, aber auch in Missverständ-
nissen und Abgrenzungen gegenüber dem For-
menwandel gesellschaftlichen freiwilligen
Engagements. Die Verbände stehen traditionell
für das ‚Ehrenamt‘ und haben sich insgesamt
weniger mit neuen terminologischen Bezeich-
nungen für das Engagement wie etwa freiwil-
liges Engagement, bürgerschaftliches Engage-
ment oder Bürgerarbeit positioniert. Sie sehen
sich aber überwiegend auf neue Formen und
Engagementstile angewiesen und sind gleich-
zeitig offen für neue Formen des Engagements
unter ihrem Dach und in ihren organisatori-
schen Untergliederungen.

3. Das Verbändewesen setzt in hohem Maß
auf freiwilliges Engagement. In der überwie-
genden Zahl der Verbände zeigen sich die dort
hauptamtlich Tätigen und die ehrenamtlich und
freiwillig Engagierten in hohem Maße aufein-
ander angewiesen. Das Verhältnis ist nicht
immer konfliktfrei. Es wird gleichwohl deut-
lich, dass ohne professionelle Strukturen un-
ter modernen Bedingungen ein breites und
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verstetigtes Engagement von Ehrenamtlichen
und Freiwilligen nicht erwartbar ist.

4. Angesichts der Vielfalt von Verbänden
und ihren Organisationsformen und Anliegen
greift ein Verständnis von Verbänden zu kurz,
das sie nur als Organisationen begreift, die je
spezifische Mitgliederinteressen auch gegen-
über dem Staat geltend machen. Sie sind heu-
te ganz wesentlich auch Organisationsformen,
die in eigenständiger Weise im Dritten Sektor
für eine qualifizierte, effektive und abgestimm-
te Übernahme gesellschaftlicher Teilaufgaben
Sorge tragen.

5. Die Offenheit für neue Formen des En-
gagements und neue Förderwege steht primär
im Kontext der Bemühungen, neue Mitstreiter
für die eigenen Anliegen zu gewinnen. Verbän-
de des Dritten Sektors sehen sich weniger als
potentielle Heimat oder Agentur für engage-
mentbereite BürgerInnen mit je unterschiedli-
chen und möglicherweise dem Verband bisher
fremden Anliegen und Engagementformen.

6. Auffällig aber ist, dass eine ganze Reihe
von Verbänden (insbesondere Sportverbände,
karitativ-soziale Verbände, Umweltverbände,
aber auch Jugend-, Familien- und Frauenver-
bände) sich für Engagementformen außerhalb
des Kernbereiches ihrer bisherigen Aufgaben
öffnet. Diese bei den Verbänden unterschied-
lich ausgeprägte Tendenz bietet gute Anknüp-
fungspunkte für kommunal vernetzte Engage-
mentförderung. Allerdings scheinen die Ver-
bände gleichzeitig dazu zu tendieren, innerhalb
ihrer (relativ stabilen) Binnenkultur zu verblei-
ben, d.h. sich mit ihren Aufgaben und Mitglie-
dern selbst genug zu sein.

7. Die Verbände, die je für sich in beein-
druckender Weise Bürgerengagement organi-
sieren und aus ihm hervorgegangen sind, stel-
len sich als in der Regel wenig über ihre eige-
nen verbandsinternen Gliederungen hinaus
vernetzt dar. Sie verfügen derzeit über ein re-
lativ geringes Wissen über die von der Lan-
desregierung Baden-Württemberg und den

kommunalen Spitzenverbänden aufgebauten
Netzwerke der Ehrenamtsförderung oder der
Förderung bürgerschaftlichen und freiwilligen
Engagements: Eine Minderheit kennt die Ver-
netzungsstrukturen und partizipiert daran. In-
sofern ist die derzeit bzw. in den vergangenen
Jahren betriebene Landespolitik der Förderung
bürgerschaftlichen Engagements nicht automa-
tisch anschlussfähig an die Arbeit bzw. das
Selbstverständnis der Verbände. Es ist aber
gleichzeitig eine große Offenheit für Koope-
ration bei der überwiegenden Anzahl von Ver-
bänden vorhanden, was behutsame Bemühun-
gen um einen Ausbau der bisherigen Vernet-
zungstiefe auf Landesebene in die Verbands-
strukturen hinein als erstrebenswert erscheinen
lässt.

8. Den Verbänden ist es überwiegend ein
großes Anliegen, auch und gerade im Punkt
Engagementförderung mit den Unternehmen
und der Wirtschaft zusammenzuarbeiten. Es
finden sich vereinzelt Berichte über eine ge-
lingende Kooperation. Überwiegend ist eine
systematische Zusammenarbeit zwischen Ver-
bänden des tertiären Sektors mit der Wirtschaft
mehr Anliegen als Praxis.

Eine Publikation mit detaillierter Darstel-
lung der Ergebnisse erscheint im ersten Halb-
jahr 2004. Wichtige Befunde der Befragung
finden sich im Landesbericht 2002/2003 zum
bürgerschaftlichen Engagement in Baden-
Württemberg (Klie et al. 2004).

Dr. jur. Thomas Klie ist Professor für Ver-
waltungswissenschaften an der EFH-Freiburg
und Leiter des Zentrums für zivilgesellschaft-
liche Entwicklung der EFH-Freiburg (klie@
efh-freiburg.de)

Dr. Hans Hoch ist Privatdozent im Fachbe-
reich Geschichte und Soziologie an der Uni-
versität Konstanz und wiss. Mitarbeiter am
Zentrum für zivilgesellschaftliche Entwicklung
der EFH-Freiburg (hans.hoch@uni-
konstanz.de)
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Paul-Stefan Roß ist geschäftsführender
wiss. Mitarbeiter am Zentrum für zivilgesell-
schaftliche Entwicklung der EFH-Freiburg
(ross@efh-freiburg.de)

Anmerkungen
1 Die Forschungen konzentrieren sich dabei

vor allem auf folgende Untersuchungsgegen-
stände: (1) Stand und Entwicklung der Netz-
werke zum bürgerschaftlichen Engagement in
Baden-Württemberg, (2) Agenda 21-Prozesse,
(3) Entwicklungen im klassischen Ehrenamt,
(4) Untersuchungen zu neuen Jugendfreiwil-
ligendiensten, (5) Evaluation laufender Men-
torenprojekte und (6) des Programms Kommu-
nale Kriminalprävention.

2 Auf Grundlage eines bei der Europäischen
Kommission eingereichten Expression of In-
terest wird an der Umsetzung eines For-
schungsvorhabens zum Thema ‚Bürger und
modernes Regieren in der Wissensgesellschaft’
mit europäischer Ausrichtung gearbeitet.
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TAGUNGSBERICHT
....................................................................................................................................

DDR-Forschung im Fadenkreuz
Internationale Tagung in
Otzenhausen

‚Das war die DDR – DDR-Forschung im Fa-
denkreuz von Herrschaft, Kultur, politischem
System, Geschichtsforschung, Wirtschaft und
Außenpolitik‘: Unter diesem umfassenden
Thema trafen sich Anfang November zum
nunmehr elften Mal 130 Forscher unterschied-
licher Fachgebiete zur internationalen Tagung
in Otzenhausen. Möglich wird diese breit an-
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gelegte Veranstaltung durch die Unterstützung
der Bundeszentrale für politische Bildung in
Bonn, der Stiftung Aufarbeitung in Berlin, der
Union-Stiftung Saarbrücken, der Asko Euro-
pa-Stiftung Saarbrücken und durch das Sozi-
alwissenschaftliche Forschungsinstitut der
Europäischen Akademie Otzenhausen, das
Prof. Dr. Dr. Heiner Timmermann leitet.

Traditionell ist die Veranstaltung, die vier
Tage dauert, geteilt in Podien und die Diskus-
sion in Sektionen, in denen einzelne For-
schungsprojekte präsentiert werden. Dies
macht insbesondere für Doktoranden den Reiz
der Veranstaltung aus, da sie ihre im Werden
begriffenen Arbeiten frühzeitig einem fachkun-
digen Publikum vorstellen und Anregungen für
die weitere Arbeit mitnehmen können.

Einheit auf französisch
Den Eröffnungsvortrag am Donnerstagabend
hielt Henri Froment-Meurice, Botschafter a. D.
und Publizist. Er stellte die Einheit Deutsch-
lands aus Sicht der Franzosen dar. Hier dräng-
te sich ein wenig der Eindruck auf, dass der
Botschafter a. D. aus der Not heraus verpflich-
tet wurde, denn im Call for Papers war noch
Jaques Attali, der außenpolitische Berater des
damaligen Ministerpräsidenten Francois Mit-
terand angekündigt worden. Froment-Meuri-
ce hat die Jahre 1989 und 1990 nur als Beob-
achter und nicht als politischer Akteur erlebt.
So waren ihm zwar einige persönliche Sicht-
weisen Mitterand bekannt, doch wirklich
Neues präsentierte er nicht.

Dem Alltag nachspüren
In den Podien gelang es den Organisatoren,
Wissenschaftler und Nichtwissenschaftler auf
interessante Art und Weise zusammenzubrin-
gen. Das erste Podium stand unter dem Titel
‚Die Bearbeitung der DDR in der Kunst am
Beispiel von Literatur und Film‘. Vertreten
waren Erika Richer, die bis zu deren Auflö-
sung bei der DEFA Filme produzierte, die

Autorin Angela Krauß, die bereits in der DDR
publizierte, aber auch in der Bundesrepublik
Erfolge feierte, und Thomas Brussig, bekannt
durch die verfilmten Erfolgsbücher ‚Helden
wie wir‘ und ‚Sonnenallee‘. Rüdiger Thomas,
ausgewiesener Literatur-Experte und ehema-
liger Abteilungsleiter der Bundeszentrale für
politische Bildung, übernahm die Moderation.
Sowohl Angela Krauß als auch Thomas Brussig
plädierten dabei für einen ‚normalen‘ Umgang
mit der DDR. Krauß bemüht sich, in ihren Bü-
chern dem Alltäglichen in der DDR nachzu-
spüren. „Solange unsere Eltern nicht über das
ganz Alltägliche sprechen können, können wir
es nicht verstehen“, erklärte sie. Brussig hin-
gegen versucht, „eine konkrete Geschichte an
einem konkreten Ort zu erzählen, die überall
auf der Welt verstanden wird“. Dabei karikiert
er die DDR so, wie andere sie gern sehen möch-
ten, denn „vor dem Vergessen kommt der
Kitsch“. Brussig rundete den Abend ab mit ei-
ner Lesung aus dem Buch ‚Am anderen Ende
der Sonnenallee‘.

Sind Deutsche Opfer?
Sehr kontrovers verlief das zweite Podium
unter dem Titel ‚Konzeptwandel in der zeitge-
schichtlichen Forschung: Deutsches Ge-
schichtsbild im Wandel‘. Vertreten waren Dr.
Jörg Friedrich, der Verfasser des Buches ‚Der
Brand‘ sowie die beiden Historiker Prof. Dr.
Günther Heydemann aus Leipzig und Dr. Mi-
chael Lemke vom Zentrum für Zeithistorische
Forschungen in Potsdam. Moderiert wurde das
Podium von Dr. Johannes Kuppe. Friedrich hat
in seinem Buch den Bombenkrieg der Alliier-
ten auf Deutschland untersucht und ihn in sei-
ner ganzen Grausamkeit dargestellt. Schnell
spitzte sich die Diskussion auf die Frage zu,
ob Deutsche auch als Opfer des Zweiten Welt-
kriegs gesehen werden dürfen oder ausschließ-
lich als Täter. Dabei stellten die beiden Histo-
riker aus Leipzig und Potsdam deutlich klar,
dass bei allen Schreckensbildern niemand ver-
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gessen dürfe, wer den Zweiten Weltkrieg an-
gefangen habe, und dass Hitler selbst als Ers-
ter einen Luftkrieg führte, der allerdings keine
Chance auf Erfolg hatte und deshalb abgebro-
chen wurde. Lemke wies zudem darauf hin,
dass Kriege immer eine Eigendynamik entwi-
ckeln, die nicht aufgehalten werden kann.
Zugleich machte die Diskussion mit den Zu-
hörern aber auch klar, dass inzwischen zwei
Generationen von Historikern existieren: die,
die den Krieg noch erlebt und zum Teil für sich
nicht aufgearbeitet haben und die, die im Geist
des Nichtvergessens aufwuchsen. Beiden Ge-
nerationen stellt sich nun die Aufgabe, den
Gegenstand Drittes Reich so zu vermitteln, dass
auch die nun nachwachsende Generation ihn
versteht.

War die DDR souverän?
Einem klassischen Thema der DDR-Forschung
wandte sich das dritte Podium zu: Wie souve-
rän war die DDR? Wie souverän war die Bun-
desrepublik Deutschland? Vertreten waren in
erster Linie Zeitzeugen, nämlich Dr. Hans Voß,
Botschafter der DDR a.D., Dr. Werner Kilian,
Botschafter der Bundesrepublik a.D., Werner
Ablaß, Staatssekretär a.D. der de Maiziere-
Regierung und Dr. Gerhard Schürer, Vorsitzen-
der der Staatlichen Planungskommission der
DDR bis 1989. Ergänzt wurde die Runde durch
Prof. Dr. Nicolai Pavlov vom Staatlichen Ins-
titut für Internationale Angelegenheiten in
Moskau. Die Moderation übernahm Prof. Dr.
Dr. Heiner Timmermann. Wirklich Neues wur-
de bei dieser Diskussion nicht ausgetauscht.
Vielmehr zeichneten die Akteure noch einmal
ein anschauliches Bild der Wechselbeziehun-
gen zwischen den beiden deutschen Staaten
und den Alliierten.

Neues aus der Friedensbewegung
Die Arbeit in den Sektionen war geteilt in die
Bereiche Herrschaft/Alltag, Außenbeziehun-
gen und Kultur. Aus rund 90 Angeboten wur-

den 24 ausgewählt, von denen sich ein paar
auch mit dem Bereich Sozialgeschichte und
soziale Bewegungen beschäftigten.

Besonders interessant waren hier zwei Vor-
träge, die sich mit der Friedensbewegung in
der DDR befassten. Thomas Widera vom Han-
nah-Arendt-Institut für Totalitarismusfor-
schung in Dresden stellte sein neues For-
schungsprojekt zum Thema Bausoldaten vor.
Hatte die SED ursprünglich vor, Kriegsdienst-
verweigerer über die Einheit der Bausoldaten
mit in die Volksarmee zu integrieren, musste
sie bald feststellen, dass dies nicht glückte. Im
Gegenteil – die Bausoldaten merkten, dass sie
mit ihren Ansichten nicht allein standen. So
entwickelten sie sich zur ersten großen Oppo-
sitionsgruppe der DDR.

Oliver Kloss berichtete als Zeitzeuge vom
Dresdner ‚Aufruf zum 13. Februar 1982‘, den
er mit anderen jungen Menschen formulierte,
um der Zerstörung Dresdens im Februar 1945
zu gedenken. Zugleich war es ein Versuch, die
Grenzen des Systems mit einem legitimen
Anliegen zu überschreiten und damit zu erwei-
tern. Der Aufruf wurde schließlich von der
Kirche aufgegriffen, die ein Friedensforum
veranstaltete. Damit kanalisierten die verant-
wortlichen Geistlichen das Protestpotential,
schützten aber zugleich die Jugendlichen. Das
Friedensforum gilt als Geburtsstunde der un-
abhängigen Friedensbewegung in der DDR.
Zugleich institutionalisierte sich damit das
Gedenken an den 13. Februar

Alle Tagungsteilnehmer haben die Möglich-
keit, ihre Beiträge in einem Tagungsband zu
publizieren, der voraussichtlich im nächsten
Jahr im Lit-Verlag Münster erscheint. Die
nächste internationale DDR-Forschertagung in
Otzenhausen findet vom 4. bis 7. November
2004 statt. Der Call for Papers ist voraussicht-
lich im Juli.

Karin Urich, Mannheim
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ANALYSE
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Grauzonen des Parlamentarismus
ausleuchten
Wie der Lobbyismus unser
demokratisches Gefüge untergräbt

ten Lobbyisten so viel Einfluss-Chancen wie
heute, nie zuvor sind sie so offensiv in der po-
litischen Arena aufgetreten. Der Geschäftsfüh-
rer der SPD-Bundestagsfraktion, Wilhelm
Schmidt, spricht sogar von einem ‚explodie-
renden‘ Einfluss. Eine aktuelle Untersuchung
der Agentur Publicis ergab, dass „63 von 70
befragten Unternehmen mehr Zeit und Geld in
die Einflussnahme auf die Politik investieren.“
Bei der rot-grünen Koalition stoßen die Lob-
byisten auf besonders offene Ohren, denn vie-
le ihrer Parlamentarier und Minister handeln
im ‚vorauseilenden Gehorsam‘. Niemand soll
ihnen nachsagen, sie handelten ‚wirtschafts-
feindlich‘. Die Währung für den gewünschten
Imagewechsel heißt Entgegenkommen und
Wohlwollen. Ein Top-Vertreter der Zigaretten-
Industrie bilanzierte ganz nüchtern: „Unter
Rot-Grün ist alles viel einfacher als früher,
selbst Spitzenpolitiker demonstrieren eine ex-
treme Offenheit bei den Treffen.“

An den direkten Wechsel von der Politik
ins gut bezahlte Lobbywesen konnte sich die
Öffentlichkeit ja bereits gewöhnen. Der Um-
stieg nach einem Fall in der Politik musste nur
schnell erfolgen, damit das frische Wissen über
Strukturen und die Beziehungen noch sinnvoll
eingesetzt werden konnten. Die Namen Stob-
be, Engholm, Spöri, Hauff, Klimmt sind fast
schon vergessen. Aber auch die jüngere Garde
der Gescheiterten rückte schnell nach: Siegmar
Mosdorf verließ das Wirtschaftministerium, um
ins big business einzusteigen; Ex-NRW-Wirt-
schaftsminister Ernst Schwanhold heuerte bei
der BASF an und Ex-Verkehrsminister Kurt
Bodewig ist als Bundestagsabgeordneter noch
nicht ausgelastet. Er arbeitet für die Unterneh-
mensberatung KPMG, die sich zahlreicher Auf-
träge der Bundesregierung erfreut.

Die enge Verzahnung von Parlamentariern
und Lobbyisten, aber auch der schnelle Wech-
sel in die Lobbyzirkel nach einem politischen
Machtverlust zeigen ein in Deutschland lange
verschwiegenes Defizit parlamentarisch-poli-

Das Begräbnis 1. Klasse erfolgte plötzlich und
unerwartet. Ende Januar meldeten die Nach-
richtenagenturen, dass die längst überfällige
Reform der Pflegeversicherung noch einmal
verschoben werde. Der Kanzler verfügte das
so, die parlamentarische Staatssekretärin im
Gesundheitsministerium attestierte kleinlaut
und fraß ihre eigenen Worte. Die offizielle
Sprachregelung: Man könne den Bürgern
(jetzt) nicht noch mehr zumuten. Kaum eine
Reaktion: Kranke, Behinderte, ihre Pflegerin-
nen, pflegende Mütter, Töchter und Enkel ha-
ben keine Lobby. Sie leben im Getto der Nicht-
beachtung. Zeitgleich auf allen deutschen Ka-
nälen: Die Ärzte-Lobby im Verbund mit dem
Verband forschender Arzneimittelhersteller
(VfA) und der Bundesvereinigung Deutscher
Apothekerverbände (ABDA) jammern auf al-
len Bühnen über die Belastungen der gerade
beschlossenen Gesundheitsreform. Sie arbei-
ten gut koordiniert, leisten sich teure PR-Agen-
turen und lassen kein gesundheitspolitisches
Entscheidungsgremium aus. In keinem ande-
ren Politikfeld kann man die demokratiegefähr-
denden Schäden des Lobbyismus besser be-
sichtigen, als im Feld des Milliarden-Marktes
Gesundheit. Lobbypolitik der finanzstarken
Verbände rund um die kassenärztlichen Verei-
nigungen verstärkt zudem das Machtgefälle in
der Gesellschaft. Je stärker nicht legitimierte,
aber finanzstarke Interessen die Oberhand ge-
winnen, umso sprachloser werden die Grup-
pen, die ohne Ressourcen ‚schwache‘ Interes-
sen bündeln sollen.

Dieser Einfluss der Lobbyisten wächst im
Treibhaus der Berliner Republik rasant. Noch
nie in der Geschichte der Bundesrepublik hat-
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tischer Unabhängigkeit. Das Märchen vom
autonomen, nicht weisungsgebundenen Abge-
ordneten, der sich von den Interessen der Lob-
byisten abschotten muss, wurde lange gepflegt.
Die parlamentarische Realität sieht aber ganz
anders aus: Viele Abgeordnete, die unter ihrer
Einflusslosigkeit leiden und kaum Chancen
haben, sich gegen das Regierungs- und Frakti-
ons-Establishment zu behaupten, sind erleich-
tert, wenn Lobbyisten sie ‚füttern‘. Denn da-
mit ist immer auch eine persönliche Aufwer-
tung im tristen Tal der grauen Parlamentspoli-
tik verbunden. Politiker, Beamte und Lobby-
isten leben in einem gedanklichen Kreislauf,
verstehen sich meist als Partner im System der
Machtpolitik – eine partnerschaftliche Gemein-
schaft auf Kosten der Demokratie, denn die
Lobbyisten sind eine Macht ohne Legitimati-
on, die gezielt intransparent vorgeht. Eine
Macht, die die Öffentlichkeit scheut wie die
Motten das Licht. Ein Lobbyist des Altana-
Konzerns räumt lapidar ein: „Unser Lobbyar-
beit ist nicht öffentlichkeitsfähig.“ Diskretion,
Vertraulichkeit, diplomatische Verschwiegen-
heit sind die Schmiermittel der Lobbyisten. Am
erfolgreichsten sind die Lobbyisten – so ein
altgedienter Insider –, die jenseits der Öffent-
lichkeit arbeiten. Für die Recherchen zum Buch
‚Die stille Macht – Lobbyismus in Deutsch-
land‘ haben wir mehr als 60 Top-Lobbyisten
wiederholt angeschrieben; nur sechs haben
geantwortet. Die Freigabe der seltenen Inter-
views zog sich über Monate hin. Diese ‚omer-
ta-Kultur‘ wird vom Bundestag gestützt. Ne-
bentätigkeiten müssen nur dem verschwiege-
nen Bundestagspräsidenten gemeldet werden.
Sie bleiben ‚Privatsache‘.

Einflussreiche Parlamentarier wie der frü-
here CDU-Landesvorsitzende Werner Langen,
der heute im EU-Parlament sitzt, geben ihre
Abhängigkeit von Lobbyisten in seltener Of-
fenheit zu: „Selbstverständlich sind die Abge-
ordneten etwa im Mitentscheidungsverfahren
auf externen Sachverstand angewiesen. Ohne

die Zuarbeit guter Lobbyisten würde der de-
mokratische Gesetzgebungsprozess weniger
transparent und gut sein.“ Langen kritisierte
in einem Leserbrief in der Welt die Position
der FDP-Spitzenkandidatin für das EU-Parla-
ment, Silvana Koch-Mehrin. Dabei müssten
sich doch beide glänzend verstehen. Die Libe-
rale praktiziert das, was Langen wünscht: Als
Lobbyistin für die Agentur Policy Action in
Brüssel betreibt sie professionelle Interessen-
vermittlung und wechselt nun die Rollen. Noch
nie gab es einen solchen glatten Übergang in
eine politische Spitzenposition.

Wenn es um Lobbyismus geht, neigen Politi-
ker zur Heuchelei. Ein nüchterner Blick auf die
Realitäten würde den Mythos des unabhängigen
und eigenständigen Parlamentariers zerstören.

„Deutschland ist ein Land der Lobbyisten
geworden“, klagt die Vorsitzende des Finanz-
ausschusses, Christine Scheel (Grüne). „Wer
am lautesten schreit, dessen Maßnahme ist am
ehesten weg. So geht es nicht.“ Klingt gut.
Merkwürdig allerdings, dass sich gerade Frau
Scheel – wie Wolfgang Clement und viele an-
dere – als Botschafterin für die ‚Initiative Sozi-
ale Marktwirtschaft‘ einspannen lässt und dort
unverdünnt die Positionen der Metallindustrie
verkündet. Ähnlich verhält es sich mit der Mah-
nung der Berliner Politik-Professorin Barbara
Riedmüller (SPD): „Der politischen Elite fehlt
der Mumm, sich mit den Interessengruppen
anzulegen.“ Stimmt auch. Aber warum hat die
frühere Senatorin sich während ihrer Amtszeit
nicht mit den Lobbykräften ‚angelegt‘?

Der Berliner Lobbyismus ist bestens orga-
nisiert. 1781 Lobbyvertreter sind in der so ge-
nannten Lobbyliste eingetragen. Damit haben
Sie das Recht, an der Gesetzgebung beteiligt
zu werden. 4.500 Lobbyisten haben Ausweise
für das Parlament; sie treten, so hat Hans Ul-
rich Jörges vom Stern beobachtet, zunehmend
„frecher, offensiver und selbstverständlicher“
auf. Ihr Clubleben ist wohl organisiert: Die
Vertreter der 30 Dax-Unternehmen versam-
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meln sich im so genannten ‚Collegium‘. Die
‚top-five‘ in einem weiteren informellen Kreis.
Der Lobby-Nachwuchs hat sich zur ‚Jungen
Lobby‘ zusammengeschlossen. Man ist stolz,
‚jeden‘ Gesprächspartner aus der Politik als Gast
zu den regelmäßigen Treffen zu bekommen.

Der explodierende Lobbyismus ist ein Sym-
bol für die Veränderung der Politik. Es gibt im
Zeichen der andauernden wirtschaftlichen Kri-
se eine zunehmende ‚Ökonomisierung‘ aller
politischen Felder. Die Wirtschaftsvertreter
fühlen sich deshalb in jeder Frage als die An-
sprechpartner für die Politik. Dabei verfolgen
sie immer die gleiche Kern-Strategie: Der ers-
te Schritt besteht darin, frühzeitig von Geset-
zesvorhaben zu erfahren und diese bereits in
der Entstehungsphase zu beeinflussen oder –
bei Missfallen – das avisierte Projekt mit ge-
zieltem negative campaigning schlecht zu ma-
chen. Der zweite Schritt: Eine eigene Geset-
zesvorlage wird präsentiert, um diese zu
Grundlage der folgenden Beratungen zu ma-
chen. Anschließend wird möglichst nur noch
zugelassen, was nicht mehr zu verhindern ist.

Kernzielgruppe in diesem aufwendigen Pro-
zess mit seiner Fülle von Detailabstimmungen
sind die Spitzenbeamten in den Ministerien. Die
Ministerialbürokratie ist immer eine sichere
Bank für Lobbyisten. Sie ist äußerst einfluss-
reich und agiert im Schatten der Öffentlichkeit,
aber immer in der Nähe der Entscheidungsträ-
ger. Die Macht der Ministerialbürokratie ist ei-
nes der großen Tabus der deutschen Politik, von
der Öffentlichkeit und den Medien chronisch
unterschätzt. Einerseits werden sie durch ihre
Ministerien abgeschottet, andererseits geben sie
im operativen Geschäft den Ton an. Der Roh-
stoff der Lobbyisten heißt Information. Mit ju-
ristischer Expertise, bis hin zu fertig formulier-
ten Gesetzesentwürfen oder detaillierten mathe-
matischen Kosten-Berechnungen, beeindrucken
sie Abteilungsleiter und Abgeordnete, die die
Hilfe in der ‚Sphäre der geduldeten Anrüchig-
keit‘ gerne annehmen. Verbindliche Regeln

zwischen Lobbyisten und der Ministerialbüro-
kratie gibt es übrigens nicht, so das Ergebnis
einer Umfrage unter allen Ministerien. ‚Macht
ist die Schaffung von Ungewissheitszonen‘ –
diese parlamentarische Regel gilt natürlich auch
für die lobbyistischen Begleit-Truppen. Deshalb
stört es die Bundesregierung offenbar auch
nicht, dass Vertreter der Banken-Lobby sich ihre
Gesetze im Finanzministerium texten, ein IBM-
Vertreter im Wirtschaftsministerium wirkt oder
die Bertelsmann-Stiftung Mitarbeiter ins Fami-
lienministerium entsendet. Die Lobby in den
Ministerien – für die Politik offenbar ein selbst-
verständlicher Vorgang.

Immerhin sieht der CDU-Haushaltsexperte
Dietrich Austermann solche Entwicklungen
skeptisch: „Im Ergebnis kann dies dazu füh-
ren, dass die Gesetzgebung Einzelinteressen
bevorzugt und nicht zu einem angemessenen
Ausgleich widerstreitender Interessen findet.
Das bereits brüchige Vertrauen der Bürger in
die Politik würde weiter beschädigt.“

Die stille Lobbymacht ist in Deutschland und
noch stärker in Brüssel längst zur ‚Fünften Ge-
walt‘ heran gewachsen. Führende Politikwissen-
schaftler, die das Bild des Lobbyismus in der
Wissenschaft über Jahrzehnte geprägt haben,
sprechen den Parlamentariern und Beamten aus
der Seele, wenn sie die Innenausstattung des
parlamentarischen Systems überraschend naiv
kommentieren. Der Düsseldorfer Politikwissen-
schaftler Ulrich von Alemann: „Der Staat re-
giert kräftig weiter. Der Lobbyismus regiert ein
bisschen mit. Und das ist gar nicht übel.“ Die
Kluft zwischen starken und schwachen Interes-
sen wird in Deutschland derweil immer sicht-
barer. Vielleicht ist das der Anfang vom Ende
dieser Naivität und der Auftakt für eine Wende
hin zur parlamentarischen Wirklichkeit.

Dr. Thomas Leif, Herausgeber des Buches
Die stille Macht – Lobbyismus in Deutschland
(zus. mit Rudolf Speth), Westdeutscher Ver-
lag, Wiesbaden, Dezember 2003
Kontakt: Thomas.Leif@faberdesign.de
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‚Die Gesellschaft umbauen’
Erschienen ist der Autorenband 7 der SPI-
Schriftenreihe ‚Die Gesellschaft umbauen‘,
herausgegeben von Gerd Mutz, mit Beiträgen
von Warnfried Dettling, Rupert Graf Strach-
witz, Heiner Keupp, Susanne Korfmacher,
Gina Roberts und Robert J. Schout. Themen
sind die Bürgergesellschaft als Reformperspek-
tive, Bürgerengagement in der Zivilgesell-
schaft, der Wandel der Arbeitsgesellschaft,
Corporate Volunteering in Deutschland und
Corporate Citizenship in den USA. Die Schutz-
gebühr beträgt 3,50 Euro. ISSN 1435-3016.
Kontakt: eMail: info.spi@sos-kinderdorf.de.

•
Umweltportal gein ®
gein ® steht für German Environmental Infor-
mation Network, das Umweltportal von Bund
und Ländern. Das größte Umwelt-Informati-
onsnetzwerk Deutschlands bietet zentralen
Zugriff auf die vielen hunderttausend Internet-
seiten von öffentlichen Instituten und ermög-
licht darüber hinaus komfortablen Zugang zu
Fachdatenbanken.
Kontakt: www.gein.de.

•
Sozialsysteme in der EU
Der neue Sozial-Kompass Europa stellt die
Systeme der sozialen Sicherung in den bishe-
rigen 15 Mitgliedstaaten der EU gegenüber.
Anhand von Tabellen werden die Unterschie-
de und die Übereinstimmungen der jeweiligen
nationalen Sicherungssysteme sichtbar. Behan-
delt werden alle Themenbereiche von der Ar-
beitslosigkeit, der Krankheit, dem Alter und
den Familien bis zur Mitbestimmung. Die Pu-
blikation kann kostenlos bestellt werden. Be-
stell-Nummer: A 801.
Kontakt: Bundesministerium für Gesundheit
und Soziale Sicherung, Tel.: (0180) 51 51 51 0,
Fax: (0180) 51 51 51 1, eMail: info@bmgs.
bund.de.

•

OECD-Bildungsstudie
Die skandinavischen Staaten verfügen weltweit
über die besten Hochschulausbildungen, so die
veröffentlichte Studie ‚Education at a Glance
2003‘ der OECD zur Bildungspolitik in den
Industriestaaten. In der Spitzengruppe mit
dabei ist Polen. Deutschland schneidet erneut
unter Durchschnitt ab. Immer mehr junge Men-
schen nehmen ein Hochschulstudium auf, 47
Prozent eines Jahrgangs im OECD-Schnitt. In
den skandinavischen Ländern, Polen, Austra-
lien und Island sind es sogar über 60 Prozent.
Dagegen konnte die Anfängerquote in Deutsch-
land erst auf 32 Prozent gesteigert werden. Am
Ende verfügen aber nur 19 Prozent über einen
Hochschulabschluss (OECD-Schnitt: 30 Pro-
zent). Bei den Bildungsinvestitionen liegen
Dänemark (6,7 Prozent), Schweden (6,5 Pro-
zent) und Frankreich (6,1 Prozent) an der EU-
Spitze. Deutschland ist mit 5,3 Prozent hinter
dem OECD-Schnitt von 5,5 Prozent zurück-
gefallen. Die Studie kann im Internet herun-
tergeladen werden.
Kontakt: www.oecd.org/edu/eag2003.

•
Runder Tisch
Die Stiftung MITARBEIT hat einen Ratgeber
herausgegeben, der sich an Bürgerinitiativen
wendet, die an einem Beteiligungsverfahren
mitarbeiten oder eine Mitarbeit überlegen. Der
Leitfaden gibt praxisnahe Hinweise, wie vor-
geschlagene Beteiligungsverfahren zu bewer-
ten sind. Welche Voraussetzungen müssen ge-
geben sein, damit eine Beteiligung sinnvoll ist?
Worauf ist bei Prozessgestaltung, Gesprächs-
und Verhandlungsführung und Zielbestim-
mung zu achten? Was sind alternative Strate-
gien? Diesen und anderen Fragen gehen die
Autorinnen und Autoren Corinna Fischer,
Malte Schophaus, Matthias Trénel und Annet-
te Wallentin nach. Die Arbeitshilfe Nr. 28 mit
dem Titel ‚Die Kunst, sich nicht über den Run-
den Tisch ziehen zu lassen‘ kostet 7,00 Euro,
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zu beziehen über die Stiftung MITARBEIT
oder den Buchhandel. ISBN 3-928053-81-7.
Kontakt: Stiftung MITARBEIT, Bornheimer
Str. 37, 53111 Bonn, Tel.: (0228) 60424-0, Fax:
-22, eMail: info@mitarbeit.de.

•
Gender und Militär
Ob als einfacher Rekrut oder als Offizier – in
vielen Ländern sind Frauen seit Jahren selbst-
verständlicher Teil des Militärs. Ihr Eindrin-
gen in die klassische Männerdomäne hat in fast
allen Armeen zu Unruhe und energischen Wi-
derständen geführt. Die Anwesenheit von Frau-
en erschüttert nicht nur den militärischen All-
tag, sondern auch das männliche Selbstver-
ständnis. Über Ursachen, Hintergründe und
Folgen dieser Prozesse informiert das Buch
‚Gender und Militär‘ anhand der Erfahrungen
von Frauen in so unterschiedlichen Armeen wie
in Deutschland, den USA, in Israel, China,
Japan und in Russland. Die Probleme, die dabei
von den internationalen Autorinnen erörtert
werden, betreffen u.a. die Integration – dazu
gehören die Zweifel an der Eignung von Frau-
en, die gesellschaftliche Akzeptanz weiblicher
Soldaten sowie die Frage, ob Männer und Frau-
en im besonderen Handlungsraum „Militär“
kombiniert werden können. Darüber hinaus
geht es um die kulturelle und symbolische Be-
deutung weiblicher Soldaten. Schließlich wer-
den politische Zusammenhänge angesprochen:
Was bedeutet es für die politische Konstrukti-
on der Geschlechterverhältnisse, für Vorstel-
lungen von Demokratie und Gleichheit, wenn
Frauen in die Streitkräfte aufgenommen wer-
den? Mit Beiträgen u.a. von Francine d’Amico,
Edna Levy, Brian Reed, Orna Sasson-Levy und
Maria Szabo. Herausgeberinnen sind Ruth
Seifert, Christine Eifler zusammen mit der
Heinrich-Böll-Stiftung. Das Buch ist  erschie-
nen im Ulrike Helmer Verlag und kostet 24,95
Euro, zu beziehen über die Heinrich-Böll-Stif-
tung oder den Buchhandel.  ISBN 3-89741-
131-8.

Kontakt: Heinrich-Böll-Stiftung, Hackesche
Höfe, Rosenthaler Str. 40/41, 10178 Berlin,
Tel.: (030) 285340, Fax: (030) 28534109,
eMail: info@boell.de, www.boell.de.

•
Soziale Zukunft Jetzt!
Der Sozialstaat ist bedroht. Die Regierung be-
schneidet ihn scheibchenweise. Die Oppositi-
on will ihn ganz abreißen. Dagegen ist Wider-
stand angesagt. Doch: Wer den Sozialstaat will,
braucht gute Argumente. In dem Publik Fo-
rum Dossier: ‚Soziale Zukunft Jetzt!‘ steht, was
die Gegner des Sozialstaates verschweigen.
Das Dossier kostet 1,00 Euro und kann über
Attac bestellt werden.
Kontakt: Attac-Materialversand, Tel.: (069)
900 281-10, Fax: -99, eMail: info@attac.de,
www.attac-netzwerk.de/www.material.

•
Mobbing
Die IG Metall hat ihre Mobbing-Broschüre neu
aufgelegt, die lange Zeit vergriffen war. Auf
64 Seiten finden Mobbing-Opfer, Betriebsräte
und interessierte Beschäftigte zahlreiche Tipps,
wie man Attacken am Arbeitsplatz begegnen
kann. ‚Mobbing wirkungsvoll begegnen – ein
Ratgeber der IG Metall‘ ist als Arbeitshilfe Nr.
16 in der Reihe „Gesünder @rbeiten“ erschie-
nen. Der Ratgeber kann für 3,00 Euro plus
Mehrwertsteuer und Versand im Internet be-
stellt werden.
Kontakt: www.igmetall.de/gesundheit/materi-
al/mobbing.

•
Freiwilligendienste und Zivildienst
Der Bericht der Kommission ‚Impulse für die
Zivilgesellschaft – Perspektiven für Freiwilli-
gendienste und Zivildienst in Deutschland’
liegt vor. Im Kontext der aktuellen politischen
und öffentlichen Diskussion um eine Abschaf-
fung von Wehrpflicht und damit auch des Zi-
vildienstes soll der Bereich der Freiwilligen-
dienste gestärkt und ausgebaut werden. The-
men des Berichtes sind der Strukturwandel von
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Pflicht- zu Freiwilligendiensten und die Ent-
wicklung einer Kultur der selbstverständlichen
Freiwilligkeit. Die Betonung von Lernen durch
soziales Engagement und die Schaffung neuer
Modelle von generationsübergreifenden Frei-
willigendienste sind Beispiele für den gefor-
derten grundlegenden Umbau des Freiwilligen-
sektors. Die Ergebnisse und Empfehlungen der
Kommissionsarbeit sind in dem Abschlußbe-
richt dokumentiert.
Kontakt: www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/
GruppeZivildienst/Pdf-Anlagen/perspektiven-
zivildienst-deutschland,property=pdf.pdf.

•
Kindergipfel 2004
Vom 20. bis 23. Mai 2004 treffen sich min-
destens einhundert Kinder aus ganz Deutsch-
land zum Kindergipfel 2004 (KiGi) in Dort-
mund. Ihr Ziel ist es, miteinander über die
Themen zu diskutieren, die ihnen wichtig sind,
damit sie auch in Zukunft noch in einer lebens-
werten Welt leben können. Das selbst gewähl-
te Motto in diesem Jahr lautet: ‚Kinder reden
– Erwachsene hören zu. Wir machen die Poli-
tik von morgen!‘. Am Ende des Gipfels stehen
Forderungen und Selbstverpflichtungen. Die-
se münden in den Zukunftsvertrag, der auf der
großen Abschlussveranstaltung prominenten
Politikerinnen und Politikern übergeben wird.
Kontakt: Naturfreundjugend Deutschlands,
Tel.: (02228) 9415-13, Fax: -22, eMail: gros-
se-ruse@naturfreundejugend.de, www.
naturfreundejugend.de.

•
Informationsdienst gegen
Rechtsextremismus
Der ‚Informationsdienst gegen Rechtsextremis-
mus‘ (IDGR) ist eine gute Adresse im Inter-
net, wenn man sich über den deutschen und
internationalen Rechtsextremismus informie-
ren will. Dies gilt sowohl für ein wissenschaft-
liches als auch für ein allgemein interessiertes
Publikum. Der inhaltliche Schwerpunkt des
Angebots liegt bei den Themen internationa-

ler Rechtsextremismus, Geschichte und Aktu-
alität des Antisemitismus, sowie bei der Auf-
klärung über Holocaust-Leugner. Die Web-
Seite ist übersichtlich aufgebaut. Auf der Start-
seite finden sich aktuelle Artikel zu den
Schwerpunktthemen und der Zugang zu den
Kernbereichen der Seite, dem Lexikonteil und
dem Artikelarchiv.
Kontakt: www.idgr.de.

•
Argentinien
Antworten und Fragen über die internen und
externen Ursachen der Schuldenkrise in Argen-
tinien gibt der dritte Band der SÜDWIND Edi-
tion Strukturelle Gewalt in den Nord-Süd-Be-
ziehungen ‚Argentinien: Tangotanz auf dem
Vulkan‘. Einst eines der reichsten Länder der
Erde, steckt Argentinien heute in einer tiefen
Wirtschafts- und Verschuldungskrise mit dra-
matischen sozialen Folgen: Mehr als die Hälf-
te der Bevölkerung lebt unterhalb der Armuts-
grenze von rund 210 Euro pro Monat. Jedes
fünfte Kind ist inzwischen in Argentinien un-
terernährt und 25% der arbeitsfähigen Bevöl-
kerung sind Opfer von Arbeitslosigkeit. Dies
alles führte u.a. zu einer sprunghaften Steige-
rung der Kriminalität, einem sinkenden Bil-
dungsniveau und einer dramatischen Zunah-
me der Auswanderung. Die Broschüre ver-
sucht, anhand eines konkreten Beispiels, kon-
struktive Vorschläge und Handlungsoptionen
zu entwickeln. Der Preis der Broschüre beträgt
5,00 Euro, ab 5 Exemplaren 4,50 Euro, ab 10
Exemplaren 4,00 Euro (plus 2,50 Euro Ver-
sandpauschale je Sendung).
Kontakt: SÜDWIND e.V., Lindenstr. 58-60,
53721 Siegburg, Tel.: (02241) 259 735, Fax:
(02241) 513 08, eMail: bestellung@suedwind-
institut.de, www.suedwind-institut.de.

•
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Vereine und Bürgerstiftungen
managen
Der neue Ratgeber der Volksbanken und Raiff-
eisenbanken ‚Vereine und Bürgerstiftungen
managen‘ bietet Praxiswissen zu Finanzen,
Personal, Vorstandsmanagement und Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Broschüre unterstützt da-
mit Engagierte in der Organisation, Schwer-
punkt ist dabei die Form der Bürgerstiftung.
Vertiefende Informationen und Materialen wie
Checklisten, Tipps und Formulare können kos-
tenlos unter www.engagement.de herunterge-
laden werden. Die Broschüre kostet 4,00 Euro
ist bei Volksbanken und Raiffeisenbanken er-
hältlich oder über das Internet bestellbar.
Kontakt: www.aktive-buergerschaft.de oder
www.bvr.de.

•
Bürger mischen mit
Vielerorts mischen Bürgerinnen und Bürger
einer Stadt schon mit, wenn es um ihre Anlie-
gen geht: Wie lässt sich ein Stadtteil entwi-
ckeln, ein sozialer Brennpunkt entschärfen oder
mehr Familienfreundlichkeit erreichen? Erfah-
rungen aus der Praxis zeigen: Gestalten die
Menschen einer Stadt diese Fragen mit, fin-
den sich die besten und tragfähigsten Antwor-
ten. Das neue Methodenhandbuch ‚Praxis Bür-
gerbeteiligung‘ stellt 30 solcher Ansätze für
Bürgerbeteiligungsprozesse vor. Die Methoden
werden illustriert durch Erfahrungsberichte aus
den Kommunen. Herausgeber sind Agenda-
Transfer. Agentur für Nachhaltigkeit GmbH/
Bundesweite Servicestelle lokale Agenda 21
und die Stiftung MITARBEIT. Die Arbeitshil-
fe für Selbsthilfe und Bürgerbeteiligung Nr. 30
mit dem Titel ‚Praxis Bürgerbeteiligung. Ein
Methodenhandbuch‘ kostet 10,00 Euro zuzüg-
lich Versandkosten.
Kontakt: Stiftung MITARBEIT, ISBN 3-
928053-84-1, eMail: post@mitarbeit.de oder
Agenda-Transfer. Agentur für Nachhaltigkeit
GmbH, ISSN 1439-1856, eMail: versand@
agenda-transfer.de.

•

Migranten sind aktiv
Die Ergebnisse der Fachtagung ‚Migranten
sind aktiv. Zum gesellschaftlichen Engagement
von Migrantinnen und Migranten‘ des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und des Amtes der Integrationsbeauf-
tragten sind in einer Broschüre dokumentiert.
Diese kann kostenlos per Fax bestellt oder im
Internet heruntergeladen werden.
Kontakt: Fax: (018 88) 5 55 49 34, oder
www.integrationsbeauftragte.de/download/
Ehrenamtliche_Text.pdf.

•
Freiwilliges Engagement von
Jugendlichen
Erschienen ist eine Tagungsdokumentation
‚Neue Wege der Förderung freiwilligen Enga-
gements von Jugendlichen. Eine Zwischenbi-
lanz zu Modellen in Baden-Württemberg‘. Die
Broschüre gibt einen Überblick über neue For-
men von Jugendfreiwilligendiensten und -pro-
jekten, wie sie derzeit in Baden-Württemberg
erprobt werden. Ferner enthält sie die wich-
tigsten Diskussionsergebnisse, die in Arbeits-
gruppen während der Tagung zusammengetra-
gen wurden. Die Publikation wird von der Lan-
desstiftung Baden-Württemberg herausgege-
ben und ist kostenlos erhältlich.
Kontakt: Zentrum für zivilgesellschaftliche
Entwicklung, eMail: ross@efh-freiburg.de,
www.zentrum-zivilgesellschaft.de.

•
Bürgerhaushalt
Transparenz und Partizipation in der Haushalts-
aufstellung von Kommunen ist die Grundidee
des ‚Bürgerhaushaltes‘. Nachdem dieser An-
satz in Deutschland schon einige Zeit disku-
tiert wird, versuchen immer mehr Kommunen,
dies auch umzusetzen. Beispiele dafür finden
sich im Internetportal des NRW-Projektes kom-
munaler Bürgerhaushalt: www.
buergerhaushalt.de. In Berlin arbeiten verschie-
dene Initiativen in einigen Bezirken an Bür-
gerhaushalten: www.buergerhaushalt-berlin.
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de. In Dresden hat die Fraktion der Grünen eine
Broschüre zum Thema Bürgerhaushalt mit dem
Schwerpunkt Sachsen ins Internet gestellt:
www.arsolution.de/gruenefraktion/seite/
buergerbroschuere.pdf.

•
Demokratie in Russland
Demokratie in Russland ist für ein friedliches
und demokratisches Europa unabdingbar. Nur
ein demokratisches Russland wird ein verläss-
licher und berechenbarer Partner sein. Nur in
einem demokratischen Russland werden die
Menschen frei, friedlich und in ausreichendem
Wohlstand leben können. Die ‚lenkbare De-
mokratie‘ Wladimir Putins, die Zwei-Drittel-
Mehrheit einer Staatspartei im Parlament und
der Tschetschenienkrieg mit seinen täglichen
Menschenrechtsverletzungen fordern, genau
hinzuschauen. Die Heinrich-Böll-Stiftung un-
terstützt seit Anfang der 1990er Jahre zivilge-
sellschaftliche Organisationen und Prozesse in
Russland. In einem neuen Internet-Dossier
‚Demokratie in Russland‘ werden Aktivitäten,
Analysen und Kommentare zur aktuellen Ent-
wicklung vorgestellt.
Kontakt: www.boell.de.

•
Ausstellung Samizdat
Die großer Bremer Ausstellung ‚Samizdat.
Alternative Kultur in Zentral- und Osteuropa
1956 bis 1989‘ wird nach ihrer erfolgreichen
Präsentation in Berlin, Prag und Brüssel nun
in Budapest zu sehen sein. Veranstalter ist die
Forschungsstelle Osteuropa an der Universität
Bremen in Kooperation mit der European Cul-
tural Foundation in Budapest und dem Aus-
stellungszentrum Millenaris Park. Seit 1982
sammelt die Forschungsstelle Osteuropa Do-
kumente des Widerstands gegen das totalitäre
sowjetische Regime in den Ländern Zentral-
und Osteuropas. Zu den wertvollsten Expona-
ten gehört die selbstkonstruierte Druckmaschi-
ne einer sowjetischen Baptistengemeinde, zu-
sammengebaut aus Bestandteilen einer Wasch-

maschine, aus Küchengeräten und einem Fahr-
rad. Auf ihr wurden religiöse Schriften ge-
druckt. Seltenheitswert haben auch die polni-
schen Kassiber, die aus Gefängnissen und In-
ternierungslagern herausgeschmuggelt wur-
den. Einen zweiten Schwerpunkt stellen Wer-
ke verfemter Künstler dar, die offiziell nicht
ausgestellt werden durften. Eine weitere Ab-
teilung präsentiert heimliche Tonaufnahmen
der schrillsten Rock- und Punkbands hinter
dem eisernen Vorhang.

•
Sozialversicherung
Es gibt einen neuen Internetauftritt der Spit-
zenverbände der Sozialversicherung mit Basis-
informationen zum deutschen Sozialversiche-
rungssystem in drei Sprachen.
Kontakt: www.deutsche-sozialversicherung.
de.

•
Islam in der Arbeitswelt
Weit mehr als eine Million Mosleme und Mos-
leminnen arbeiten in Deutschland. Wie sich
islamischer Glaube und deutscher Berufsall-
tag verbinden lassen, damit beschäftigt sich der
Bereich Migration und Qualifizierung des
DGB-Bildungswerks. Einen Überblick über
das Angebot an Seminaren, Handreichungen
und Filmen gibt der Flyer ‚Islam in der Ar-
beitswelt‘. Das Flugblatt kann man kostenlos
im Internet herunterladen oder bestellen.
Kontakt: Der Setzkasten, Fax: (0211) 408 00
90 40, eMail: mail@setzkasten.de,
www.migration-online.de.
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REZENSIONEN
....................................................................................................................................

Sammeln und Abheften
Archive der sozialen Bewegungen im
Überblick

chiv- und Bestandsprofil, Angeboten, techni-
scher Ausstattung und Arbeitsweise auflistet
und macht sich schon allein damit zum un-
verzichtbaren Nachschlagewerk. Autor Bernd
Hüttner, Gründer des Bremer ‚Archivs der so-
zialen Bewegungen‘, hat sich darüber hinaus
mit dem Selbstverständnis der Bewegungsar-
chive auseinander gesetzt und in einer Dar-
stellung kritischer Geschichtszeitschriften und
ihrer Arbeitsschwerpunkte einige Schwach-
stellen der kritischen Geschichtsarbeit be-
nannt. Auch das Forschungsjournal Neue
Soziale Bewegungen als ‚Plattform für modi-
sche Teildisziplinen aus Politikwissenschaft,
Soziologie und Sozialpsychologie‘ kommt
hier nicht ungeschoren davon.
Hüttners beobachtet einen Konservatismus in
der Geschichtsschreibung der sozialen Bewe-
gungen, die noch hinter die Standards von
Sozialgeschichte, Geschichte der Arbeiterbe-
wegung, Alltagsgeschichte und oral history
zurück fallen. Der Abschied von der ‚patriar-
chalen Ereignis- und Politikgeschichte‘, den
er auch jüngst auf der Tagung ‚Making His-
tory – Positionen und Perspektiven kritischer
Geschichtswissenschaft‘ des bundesweiten
Arbeitskreises ‚Kritische Geschichte‘ im Ok-
tober 2003 an der Universität München for-
derte, sei von den sozialen Bewegungen noch
lange nicht vollzogen. Hüttner erkennt zwar
an, „dass die akademische Geschichtsschrei-
bung mit Geschlechter-, Alltags- und Menta-
litätengeschichte innovativer als die Ge-
schichtsschreibung über die bzw. aus den
linksradikalen Bewegungen ist“, fordert aber
dennoch ein außerinstitutionelles Engagement
in der Geschichtsarbeit ein. Für eine solche
Arbeit an einem ‚kollektiven Gedächtnis‘
spreche, dass nur eine solche ‚kritische An-
eignung der Geschichte von politischem Pro-
test‘ explizit politische Fragestellungen ge-
genüber wissenschaftlichen Interessen in den
Vordergrund stelle und zudem die Rekonst-
ruktion schon geführter Debatten vor einer

Veröffentlichungen sozialer Bewegungen
werden von staatlichen Archiven, die immer
noch in erster Linie an ‚amtlichem‘ Schrift-
gut orientiert sind, nur lückenhaft gesammelt.
So genannte graue Literatur und illegalisierte
Schriften finden selten den Weg in institutio-
nalisierte Sammlungen. Bewegungsarchive, d.
h. Archive, die von sozialen Bewegungen
selbst gegründet und unterhalten werden, sind
aber nicht nur deshalb unverzichtbarer Bau-
stein in der kritischen Auseinandersetzung mit
Bewegungsgeschichte, weil sie über einzig-
artige Dokumente verfügen. Die meist ehren-
amtlichen Bewegungsarchivare und -archivar-
innen verstehen sich oft selbst als Teil politi-
scher Bewegungen und verfügen über ein
wertvolles Wissen über die sozialen Kämpfe
– wenn auch ihre Tätigkeit des Sammelns und
Abheftens in den Bewegungen oft nicht sehr
angesehen ist.

Die großen Sammlungen wie ‚Papiertiger‘
in Berlin oder das ‚Archiv der sozialen Be-
wegungen‘ in Hamburg haben wohl noch ei-
nen gewissen Bekanntheitsgrad. Wer weiß
allerdings beispielsweise von der Existenz des
‚Plakatarchivs‘ Uwe Bordanowicz in Bruch-
sal, des ‚Ökodorf-Archivs‘ in Hausen oder der
‚Umweltwerkstatt’ Wetterau? Wohl nur Ein-
geweihte. Während in der Blütezeit der sozi-
alen Bewegungen der 1970er und 1980er Jah-
re regelmäßig aktualisierte Archivreader die
zahlreichen Spezialsammlungen bekannt
machten, ist seit mehr als zehn Jahren keine
entsprechende Veröffentlichung mehr erschie-
nen.

‚Archive von unten‘ ist seit 1990 die erste
Publikation, die alle derzeit existierenden 276
deutschsprachigen Bewegungsarchive mit Ar-
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ewigen Wiederholung politischer Interventi-
onen bewahre.

Hüttners Kritik an der akademisch orien-
tierten Geschichtsschreibung über soziale Be-
wegungen verweist auf die Foucaultschen
Problematisierung der Wissensproduktion als
integralem Bestandteil der Reproduktion herr-
schender Machtstrukturen. Ähnlich wie etwa
in den postcolonial studies wird hier die Fra-
ge aufgeworfen, inwieweit es nicht im Inter-
esse sozialer Bewegungen liegen müsste, For-
men alternativer Wissensproduktion zu etab-
lieren und eine neue außerakademischen The-
oriearbeit anzuleiten, die genau am politischen
Problem einer Geschichtsschreibung ansetzt,
die sich nicht als Teil der Reproduktion eines
vorherrschenden Wissenskanons versteht.

Anders als noch vor nahezu 80 Jahren, als
der westliche Marxismus als Grundstock kri-
tischer Wissenschaft für seine Etablierung an
den Universitäten und Akademien kämpfte,
um die damals virulente politische Frage des
Scheiterns der Revolution institutionell abge-
sichert wissenschaftlich bearbeiten zu können,
so steht vielleicht heute – in Zeiten der Ab-
wicklung kritischer Sozialwissenschaften an
den Universitäten – der Weg aus den Akade-
mien in die sozialen Bewegungen an, um die
Frage der politischen Interventionsfähigkeit
auch auf Grundlage der kritischen Aufarbei-
tung der Geschichte der sozialen Bewegun-
gen neu diskutieren zu können. Die Archive
der sozialen Bewegungen stellen dabei mehr
als einen Grundstock kritischer Geschichts-
arbeit dar.

Gottfried Oy, Frankfurt am Main
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�

Mann oder Frau:
Wer demonstriert mehr?

Susanne Lippert stellt in ihrem Buch eine Fra-
ge, die die Gender-Forschung immer wieder
beschäftigt: „Ist politisches Engagement (noch
immer) eine Frage des Geschlechts?“. Die
Autorin legt den Fokus allerdings nicht auf
politisches Engagement im Sinne von konven-
tioneller Partizipation, zu der beispielsweise
die Stimmabgabe bei Wahlen oder die Kandi-
datur um politische Ämter zählt. Sie konzent-
riert sich auf Formen des politischen Protests,
sowohl des legalen als auch des illegalen.

Nach dieser begrifflichen Klärung macht
Susanne Lippert zunächst unter dem Titel
„Frauen in der Politik“ einen Exkurs in die
Geschichte und beschreibt die historische Ent-
wicklung politischer Teilhabe von Frauen.
Dabei geht sie auf die bürgerliche Gesellschaft,
die erste deutsche Frauenbewegung im Kaiser-
reich, den Kampf um das Wahlrecht, die Wei-
marer Republik und die NS-Zeit ein. Außer-
dem beobachtet sie die politische Partizipati-
on in beiden deutschen Staaten von 1945 bis
1990 und die Entwicklung seit der Wiederver-
einigung in Deutschland. Susanne Lippert
kommt danach zu dem Schluss, dass Frauen
ihre Mitwirkungschancen im konventionellen
Bereich nach wie vor als geringer ansehen als
Männer. Als Gründe nennt sie gesellschaftli-
che Ungleichheiten, eine geringere Akzeptanz
von Politikerinnen in der Gesellschaft und fa-
miliäre Aufgaben, die es für Frauen erschwe-
ren, eine politische Karriere einzuschlagen.
Dabei beruft sich die Autorin auch auf den
aktuellen Forschungsstand. Sie folgert daraus,
dass Frauen eher unkonventionell partizipie-
ren.
Anhand der Albus-Erhebungen von 1988 und
1998 sowie des Leipzig-Pannels untersucht
Susanne Lippert, ob es geschlechtsspezifische
Unterschiede bei unkonventionellen Protestfor-
men gibt. Dabei stellt sie bei genehmigten
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Demonstrationen, Unterschriftensammlungen
und der Mitarbeit in Bürgerinitiativen fest,
dass sich westdeutsche Frauen geringfügig
weniger engagieren als Männer. Bei den Ost-
deutschen sei gar kein geschlechtsspezifischer
Unterschied feststellbar. Auch bei illegalen
Protestformen gibt es bestenfalls geringe Zu-
sammenhänge zwischen Engagement und
Geschlecht.

Ausschlaggebend dafür, ob Menschen po-
litisch partizipieren, sind verschiedene Fak-
toren. Dabei verbindet die Autorin Elemente
aus sozialisationstheoretischen und ressour-
centheoretischen Erklärungsansätzen mit der
Theorie des Rationalen Handelns. Susanne
Lippert betont dabei die Schlüsselrolle der
Schulbildung. Bei Männern wirkt sich die
Schulbildung direkt auf das politische Enga-
gement aus, bei Frauen funktioniert dies viel-
schichtiger: Eine höhere Schulbildung ver-
stärkt das politische Interesse, erhöht das
Berufsprestige und die Integration in Freizeit-
gruppen. Damit ist auch die Bereitschaft zur
politischen Partizipation höher.

Zum Abschluss benennt Susanne Lippert
einige Ansätze für weitere Vorhaben. So soll-
te aus ihrer Sicht der Ost-West-Vergleich in
Befragungen vertieft werden sowie die Frage
untersucht werden, welche Auswirkungen ge-
schlechtstypische Rollennormen auf politi-
sche Partizipation haben.

Das Buch könnte in seinen Schlüssen et-
was klarer sein. Die Zusammenfassung sollte
kurz und knapp die Ergebnisse präsentieren.
Stattdessen verliert sich die Autorin noch
einmal in den Umfrageergebnissen, die bereits
in den Einzelkapiteln ausgebreitet werden.
Außerdem beinhaltet das Buch auch hand-
werkliche Schwächen – trotz des hohen Prei-
ses von 107 Euro sind Grafiken und Tabellen
schlecht integriert, und es finden sich relativ
viele Rechtschreibfehler in dem Buch.

Karin Urich, Mannheim
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�

No Global – New Global

Mit ihrem Buch NO GLOBAL – NEW GLO-
BAL haben Massimiliano Andretta, Donatella
della Porta, Lorenzo Mosca und Herbert Rei-
ter einen der eher seltenen Beweise vorgelegt,
dass Sozialwissenschaftler zuweilen tatsächlich
am Puls der Zeit forschen. Ihre Studie unter-
sucht ausgehend von den Protesten im Jahr
2001 gegen den G8-Gipfel in Genua Identität
und Strategie der globalisierungskritischen
Bewegung. Diesen im Untertitel formulierten
Anspruch lösen die Autoren leider nur unvoll-
ständig ein, denn im Buch sucht man vergeb-
lich nach Ausführungen oder gar einem Kapi-
tel über die Strategien der globalisierungskri-
tischen Bewegung. Trotzdem ist das Buch eine
lohnende Bettlektüre, die sich weder Aktivis-
ten noch Beobachter der Bewegung entgehen
lassen sollten.

Beeindruckend sind die Vielfalt und die
Breite der empirischen Datenbasis der Unter-
suchung, die die Autoren weitgehend von der
Versuchung geschützt haben, in ihrer Argu-
mentation auf Anekdoten zurückzugreifen.
Insbesondere die Befragung von über 800 Teil-
nehmer der Proteste gegen den Weltwirtschafts-
gipfel bringt viele interessante Fakten über die
bisher weitgehend unbekannten Subjekte die-
ser ‚neuen‘ neuen sozialen Bewegung ans Ta-
geslicht: 50% aller Befragten sind Studieren-
de, aber nur 13% Arbeiter. Und nur 26% ha-
ben viel oder ausreichend Vertrauen in Partei-
en, dafür aber 87% in soziale Bewegungen. Wie
aber diese und viele andere Einstellungen und
Charakteristika mit Bildung, Alter, Geschlecht
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oder anderen demographischen Faktoren in
Verbindung stehen, erfährt der Leser leider
nicht.

Weitaus problematischer ist aber das Ver-
säumnis der Autoren, die Natur ihres kollekti-
ven Subjekts – der globalisierungskritischen
Bewegung – ausreichend zu problematisieren.
Vergeblich sucht man nach der Frage geschwei-
ge denn einer Antwort auf die Frage: Was ist
die globalisierungskritische Bewegung? Statt-
dessen wird durch die Bemühung von ‚Nebel-
werferkonzepten‘ wie der Weltzivilgesellschaft
der Eindruck erzeugt, bei der globalisierungs-
kritischen Bewegung handele es sich im um-
fassenden Sinne um eine globale Bewegung.
Dass die globalisierungskritische Bewegung
sich aber selbst (zumindest bisher) nicht vom
Nationalstaat als politische Zwangsjacke eman-
zipieren konnte, und in ihren Organisations-
formen, Forderungen und Strategien entspre-
chend große Unterschiede aufweist, geht so
leider verloren. Um aber der Heterogenität des
Phänomens gerecht zu werden, empfiehlt es
sich, das Plural zu benutzen, also von globali-
sierungskritischen Bewegungen zu reden,
wenn mehr als ‚die‘ Bewegung in einem be-
stimmten Land gemeint ist. Letztlich entpuppt
sich das Buch denn auch nur als Studie über
die globalisierungskritische Bewegung in Ita-
lien, das Genua Social Forum (GSF) und eben
die Proteste gegen den Weltwirtschaftsgipfel
in Genua.

In Ansätzen anders verhält es sich allerdings
mit dem letzten Kapitel, in dem die Ergebnis-
se einer Umfrage unter 2.384 Teilnehmern am
Europäischen Sozialforum (ESF) in Florenz
vorgestellt werden. Beispielsweise werden dort
Daten über die Selbsteinordnung der Aktivis-
ten auf einer Links-Rechts Achse nach Län-
dern getrennt präsentiert. Die Unterschiede
sind eklatant: Während sich nur 19% der spa-
nischen Aktivisten als extrem links einstufen,
sind es 67% der britischen Aktivisten. Die
Aussagekraft dieser Ergebnisse relativiert sich

allerdings, wenn man bedenkt, dass sie auf 88
bzw. 119 Personen basieren. Noch problema-
tischer ist die Tatsache, dass die Mobilisierung
zum ESF in Großbritannien vor allen von der
Socialist Workers Party organisiert wurde.
Letztlich verrät das Kapitel deshalb zwar viel
über die nationalen Unterschiede der Teilneh-
mer am Sozialforum, aber herzlich wenig über
die Unterschiede der sozialen Basis der globa-
lisierungskritischen Bewegungen in diesen
Ländern.

Wie bereits eingangs erwähnt ist aber die
größte Enttäuschung, die das Buch für die Le-
ser bereit hält, dass Fehlen einer Analyse der
Strategien der globalisierungskritischen Bewe-
gungen. Dabei markiert Genua den zumindest
vorläufigen Höhepunkt einer dieser Strategi-
en, nämlich das Zusammenkommen von
Staats- und Regierungschefs anlässlich von
Treffen internationaler Institutionen als Anlass
für Massenproteste zu nutzen. Insbesondere
Seattle und Genua haben den Reformbedarf
des globalen Kapitalismus beinahe einver-
nehmlich als diskursives Faktum in der öf-
fentlichen Debatte verankert. Doch sehr bald
musste die Bewegung erkennen, dass die Gip-
fel-Strategie zwar die Rhetorik, nicht aber die
Substanz der Politik zu verändern vermag.
Der anschließende Lernprozess führte zwar
nicht zur Ablösung dieser Strategie, aber sie
wurde um die Durchführung international
koordinierter nationaler Kampagnen ergänzt.
Attac hat mit seiner europaweiten Kampagne
gegen das GATS-Abkommen diese Strategie
erfolgreich eingesetzt.

Felix Kolb, Verden.
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Mobilisierungsstrukturen und
transnationaler Protest

gungsforschung, noch widmet er diesem As-
pekt einen größeren Stellenwert in seiner em-
pirischen Untersuchung über die Mobilisie-
rung für Genua. Gerade die theoretische Im-
plikation der transnationalen Vernetzung von
sozialen Bewegungen ist ein ‚hot issue‘ unter
BewegungsforscherInnen und eine Positionie-
rung des Autors zu diesem Aspekt wäre im
Hinblick auf das gewählte Thema interessant
gewesen.
Die methodische Herangehensweise mag
ebenso Anlass zur Kritik geben. Die empiri-
sche Fokussierung auf Protestaufrufe und Pu-
blikationen von Protestakteuren gewährt nur
den Einblick in ein Teilspektrum der mobili-
sierenden Gruppen, nämlich solche, die ent-
weder einen großen Stellenwert auf Öffentlich-
keitsarbeit legen oder einen Protestaufruf un-
terschreiben. Über die Größenordnung und die
Dynamiken innerhalb der Bewegungsspektren
gibt diese methodische Herangehensweise
kaum Auskunft. Beispielhaft hierfür kann das
transnationale Netzwerk von People’s Global
Action (PGA) erwähnt werden. Das Netzwerk
von PGA hat für den Protest in Genua zu ei-
nem globalen Aktionstag aufgerufen. Durch
den informellen und dezentralen Charakter die-
ses Netzwerkes, in dem es weder einen Pres-
sesprecher noch Ortsgruppen mit dem Namen
des Netzwerkes gibt, können Mobilisierungen
dieses Netzwerkes nur schwer dem Netzwerk
von PGA zugeordnet werden. Zum Beispiel
war die italienische Gruppe YaBasta! ein maß-
geblicher Mobilisierungsakteur innerhalb des
PGA-Spektrums. Dem Autor ist daher ein we-
sentlicher Mobilisierungsakteur nicht in das
Blickfeld seiner Analyse geraten, da nur ein
methodischer Ansatz (Inhaltsanalyse von Pu-
blikationen) gewählt wurde. Eine Ergänzung
seiner empirischen Untersuchung durch parti-
zipative Feldforschung hätte seine Studie we-
sentlich bereichert.
Der Autor zeigt in seiner Typologisierung der
Bewegung, wie ‚bunt‘ diese globalisierungs-

Die globalisierungskritische Bewegung er-
reichte mit der Mobilisierung von über 100.000
Demonstranten in Genua einen vorläufigen
Höhepunkt, welcher durch die brutale Repres-
sion des italienischen Gewaltapparates, des
terroristischen Anschlages auf die Vereinigten
Staaten am 11. September 2001 und den The-
menwechsel innerhalb der politischen Linken
gegen den von den USA geführten Krieg im
Irak erst einmal gebrochen wurde.

Peter Ullrichs Studie über die Protestmobi-
lisierung von Genua reiht sich ein in die
mittlerweile zahlreichen Veröffentlichungen
über die sogenannte Anti-Globalisierungsbe-
wegung. Die Studie versucht, die Organisati-
ons- und Mobilisierungsstrukturen, die dem
Protest in Genua im Juli 2001 zugrunde lie-
gen, nachzuzeichnen. Dabei bedient sich der
Autor methodisch der analytischen Auswer-
tung von verschiedenen Protestaufrufen sowie
den Flugblättern und Veröffentlichungen von
drei Mobilisierungsbündnissen (Genua Social
Forum, Kasseler Bündnis und Leipziger Bünd-
nis). Theoretisch angeleitet ist die Studie von
sozialwissenschaftlichen Konzepten, die der
Literatur über soziale Bewegungen entstam-
men. Ingesamt kann gesagt werden, dass der
Autor einen sicheren Umgang mit den her-
kömmlichen Theorien der Bewegungsfor-
schung aufweist, jedoch kaum neue Akzente
für das sozialwissenschaftliche Verstehen von
aktuellen sozialen Bewegungen setzt.

Was die globalisierungskritischen Bewe-
gungen von bisherigen sozialen Bewegungen
unterscheidet, ist das Ausmaß und die Quali-
tät der transnationalen Kooperation und Kom-
munikation unter den Bewegungsakteuren.
Ullrich weist auf diesen Aspekt der transnati-
onalen Vernetzung zwar an mehreren Stellen
seiner Studie hin, aber er vertieft weder des-
sen theoretische Implikationen für die Bewe-
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kritische Bewegung hinsichtlich thematischer,
taktischer, organisatorischer und ideologischer
Ausrichtung ist. Der Zusammenhalt dieser
Mesomobilisierungsakteure wird hauptsächlich
in der gleichberechtigten Bezugnahme der un-
terschiedlichen inhaltlichen Positionen gesehen.
Leider hat der Autor die brutale Repression nicht
ausreichend thematisiert. Gerade in der Deutung
(framing) und der Interpretation der Repressi-
on durch die verschiedenen Bewegungsakteure
ergeben sich viele weiterführende Erkenntnis-
se über die Strukturen, Dynamiken und die
Deutungsmacht der Bewegung. Zum Beispiel
hat das reformistische Spektrum nach dem Tod
von Carlo Giuliani seine Beteiligung an weite-
ren Demonstrationen sofort abgebrochen und
somit die Bewegung geschwächt. Diese Schwä-
chung wurde jedoch durch die kritische Bericht-
erstattung der meinungsbildenden Medien in
vielen europäischen Ländern und der teilwei-
sen Unterstützung von institutionalisierten po-
litischen Akteuren (z.B. Parlamentariern) zum
Teil wieder aufgefangen.

Hermann Maiba, Chicago
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Abschied von den Dämonen

Am jüngsten Tag ist die Show vorbei. Wenn
der selbsternannte Dämon des Sommers 2002,
Berater Moritz Hunzinger, einmal im Public
Relations-Himmel Rechenschaft über sein pro-
fessionelles Wirken ablegen müsste, dann
könnte er sich mit dem Hinweis aus der Affäre
ziehen, erst durch ihn habe die Disziplin in
Deutschland das erlangt, worum es ihr im Kern
doch gehe: Beachtung und gesteigertes Inter-
esse. Und wenn das Ganze auch im Streit endet

– umso besser für die öffentliche Aufmerksam-
keit. Aber von Hunzinger werden wir zugleich
mit Nachdruck darauf gestoßen, auf welch tö-
nernen Füßen die Zunft der Public Relations,
hier speziell der Public Affairs, sich in Deutsch-
land immer noch fühlt – eine Antwort, wie sich
dies ändern ließe, bleibt er aber schuldig.

Aufatmen lässt da ein kleines Buch, gerade
einmal gut einhundert Seiten stark: Dagmar
Wiebusch mit ihrer Public Affairs Agenda. Das
Buch macht knapp und prägnant deutlich,
worum Public Affairs kreisen. Als eine Form
der professionellen Beratung in Kommunika-
tionsangelegenheiten unterstützen Public Af-
fairs-Aktivitäten Unternehmen, Verbände und
andere interessierte Institutionen dabei, den
Prozess der Politikformulierung und Entschei-
dungsfindung in ihrem Sinne zu beeinflussen.
In sechs Hauptabschnitten schlägt die Autorin
den Bogen von den grundlegenden Begriffen
und Definitionen über die jeweils ortsspezifi-
schen Besonderheiten der Politikkommunika-
tion, so wie sie sich ehemals in Bonn und heu-
te in Berlin oder Brüssel darstellen, bis hin zu
konkreten Fallbeispielen. Dagmar Wiebuschs
Darstellung besticht dabei vor allem durch ihre
politikwissenschaftliche Fundierung und durch
ihre Transparenz.

Stichwort Fundierung: Wenn eine Disziplin
– zumindest im internationalen Vergleich –
bereits mit Verspätung unterwegs ist, kann es
helfen, sich zunächst seines Handwerkszeugs
zu vergewissern: durch eine Besinnung auf die
Wurzeln. Dagmar Wiebusch kennt ihre Klas-
siker wie Theodor Eschenburgs ‚Herrschaft der
Verbände?‘ oder Wilhelm Hennis Aufsatz über
‚Richtlinienkompetenz und Regierungstech-
nik‘. Diese politikwissenschaftliche Erdung
macht sie zu einer ernstzunehmenden Stimme
im Konzert der Public Affairs.

Stichwort Transparenz: Dagmar Wiebusch
ist keine freischwebende Autorin, aber sie
macht dies sichtbar – und entschärft damit das
latente Misstrauen. Als Leiterin des Bereichs
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National Politics bei der Agentur ECC Public
Affairs steht sie mitten im politischen Leben,
ein Autorenteam hat sie bei ihrem Buch unter-
stützt, Agenturchef Gregor Schönborn fungiert
als Herausgeber, und die Autorin war zuvor in
verschiedenen Funktionen auch ganz unmit-
telbar politisch aktiv innerhalb der SPD.

Fazit: Das Buch ist im besten Sinne ein
gutes Stück Praktikerliteratur, denn es ist fun-
diert und reflektiert geschrieben. Es bietet da-
mit eine lesenswerte und nützliche Einführung
in ein weiter wachsendes Forschungs- und Be-
rufsfeld – und stellt so auch einen wichtigen
Schritt beim Abschied von den Dämonen dar.

Carsten Nemitz, Bremen
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JÖRG BERGSTEDT

Reich oder rechts?
Umweltgruppen und NGO’s im Filz mit

Staat, Markt und rechter Ideologie

Frankfurt a. M.: IKO 2002
 
JÖRG BERGSTEDT, JÖRN HARTJE, THOMAS SCHMIDT

Agenda, Expo, Sponsoring
Perspektiven radikaler, emanzipatorischer

Umweltschutzarbeit

Band 2
Frankfurt a. M.: IKO 1999

 

mit der Modernisierung des Staates hin zu ei-
ner maximalen Integration politischer und so-
zialer Bewegungen, um diese einzubinden, zu
befrieden, ihr Know-How abzuschöpfen und
ihre kostengünstige Arbeitskraft für eigene
Vorhaben einzusetzen (52).

Der Autor untersucht Umweltschutzverbän-
de, -gruppen und -parteien. Behandelt werden
u.a. die großen Umweltverbände BUND,
NABU, WWF, Greenpeace, Robin Wood,
B.A.U.M.; die Dachverbände DNR und AGU;
die Netzwerke BBU, Grüne Liga sowie Jugend-
umweltbewegungen; Umweltzentren; Rechte
Umweltorganisationen; Tier- und Naturrechts-
bewegungen; Kommunen, Ökodörfer sowie die
Parteien Die Grünen, die ÖDP, die PDS und
SPD. Das Buch liefert Daten, Fakten und Hin-
tergründe. Es ersetzt aber keine umfangreiche
Darstellung der einzelnen Organisationen. Den
Untersuchungsschwerpunkt legt Bergstedt auf
den Filz mit Staat, Markt und antiemanzipato-
rischen Gruppen bzw. Ideologien.

„Reich oder Rechts“ bildet den Auftakt ei-
ner neuen Buchreihe, die Strategien der Orga-
nisierung emanzipatorischer Politik vorstellen
will. Die AutorInnen sollen aus der politischen
Debatte und der politischen Praxis kommen
und sich für eine Politik engagieren, der es
nicht um Macht und Beteiligung an der Macht
geht. Denn: Politische Bewegung, die eine
Veränderung der herrschenden Logik will,
muss die Herrschaft aufdecken, direkt oder
symbolisch angreifen und Alternativen be-
schreiben, so Bergstedt. Am Beispiel der Um-
weltbewegung durchleuchtet er die Abhängig-
keitsverhältnisse und politischen Strategien
von Verbänden und Basisgruppen. Er stützt
sich dabei auf die aktualisierten Daten des vor
fünf Jahren erschienen Buches „Agenda, Expo,
Sponsoring – Recherchen im Naturschutzfilz.
Perspektiven radikaler emanzipatorischer
Umweltschutzarbeit“. Fünf Jahre nach Erschei-
nen von Agenda, Expo, Sponsoring zieht Berg-
stedt Bilanz. Die sich damals bereits andeu-
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Das Buch „Reich oder rechts?“ zeichnet den
Wandel von Umweltverbänden hin zu profes-
sionellen Lobby- und Kampagnen„Konzernen“
nach. Oft verbinde sich, so Jörg Bergstedt, die-
ser Wandel von breit angelegten Umwelt-
schutzaktionen zu spezialisierter Lobbyarbeit
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tende Entwicklung habe sich bestätigt: Die
Umweltdebatte wird von Umweltschutzver-
bänden dominiert, die eine marktförmige Öko-
strategie verfolgen; die Modernisierung von
Verbänden zu sogenannten NGOs ist eingetre-
ten, die Lobbyarbeit bei Staat und Wirtschaft
betreiben, PR-Kampagnen und intensive Spen-
denwerbung starten und sich aus den Zuschuss-
töpfen der Regierung finanzieren, obwohl sie
deren unabhängige Berater sein wollen.

In „Agenda, Expo, Sponsoring“ versuchen
die Autoren aufzuzeigen, wie Umweltschutz-
bewegungen zu einer emanzipatorischen, d.h.
gesellschaftsverändernden Bewegung werden
könnten. Dies bedeute den Abschied von bis-
herigen Strategien, staatlichen Stellen, Voll-
zugsorganen sowie davon, zunehmend die
Wirtschaft als Ausführende im Umweltschutz
zu sehen. Das Buch, bestehend aus zwei Bän-
den, skizziert die Idee eines „emanzipatori-
schen Umweltschutzes“, auch als „Umwelt-
schutz von unten“ bezeichnet. Der Sammel-
band stellt Strategien für einen emanzipatori-
schen Umweltschutz zu unterschiedlichen
Handlungsfeldern vor. Die Bände bieten jedoch
keine Theorie. Hauptzielgruppe sind die Ak-
teure im Umweltschutz. Bergstedt möchte Dis-
kussionen in Umweltgruppen, d.h. bei den
Praktikern, in Gang setzen.
nb
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PATRICK GRAICHEN

Kommunale Energiepolitik und die
Umweltbewegung
Eine Public-Choice-Analyse der

„Stromrebellen“ von Schönau

Frankfurt a. M: Campus 2003
 

Im Zentrum der Analyse steht die Suche nach
Faktoren, die die Durchsetzung einer kommu-
nalen ökologischen Energiepolitik begünstigen
oder behindern. Graichen versucht, die Er-
folgsfaktoren im Fall der Stromrebellen von

Schönau im Schwarzwald theoretisch und
empirisch zu erfassen und in das politikwis-
senschaftliche Analyseinstrumentarium zu in-
tegrieren. Der Autor begnügt sich aber nicht
mit der Einzelfallanalyse, sondern er versucht
Hypothesen aufzustellen, die zur Beantwor-
tung der übergeordneten Fragen nach den ge-
nerellen Erfolgschancen ökologischer Politik-
ansätze geeignet sind.

Die Arbeit verbindet eine theoretische Ana-
lyse auf Basis der Neuen Politischen Ökono-
mie mit einer qualitativ ausgerichteten Einzel-
fallstudie. D.h. Graichen nutzt die Stärken ver-
schiedener Methoden, um zu einem abgerun-
deten Gesamtbild der Situation zu gelangen.
Für seine theoretische Analyse im Rahmen der
Neuen Politischen Ökonomie stützt er sich auf
das Konzept rationaler nutzenmaximierender
Individuen, mit dem er die zentralen Akteure
ökologischer Politik, die Umweltbewegung,
analysiert. Mit dem verbalen Political-Support-
Ansatz stellt er die Interessenkonstellationen
der beteiligten Akteure und deren Handlungs-
optionen dar. Anschließend wird ein formales
Rent-Seeking-Modell betrachtet, das in einer
Wahlkampfsituation die strategische Interak-
tion der zwei entscheidenden Lobbygruppen
– Umweltschützer und emittierende Industrie
– erklärt.

Die abstrakten Überlegungen werden mit
einer konkreten Einzelfallanalyse angereichert,
die sich durch Nähe und Wirklichkeit auszeich-
net. Die Methode „analytische Ereignisrekon-
struktion“ (Analytical Narratives) gibt eine
ausführliche Deskription der Rahmenbedin-
gungen und Akteurshandlungen wieder und
überprüft so die aus der politökonomischen
Theorie abgeleiteten Hypothesen. In seinem
Schlusskapitel fordert Graichen mehr narrati-
ve Analysen in der Sozialwissenschaft. „Ne-
ben der Möglichkeit, verschiedene Erklärungs-
ansätze anhand von konkreten empirischen
Beobachtungen zu überprüfen, ergibt sich
durch die Analyse eines Einzelfalls nicht zuletzt
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die Chance, neue, überraschende Erkenntnis-
se zu gewinnen.“ (286)
nb

� 
 

ARCHIV SOZIALE BEWEGUNGEN &
STADTARCHIV FREIBURG (HG.)
Gleich wird’s grün
Freiburger Fahrpreiskämpfe 1968

Materialien zur Protestgeschichte 2

Freibung: Cop. Jos Fritz Verlag Freiburg 2003
 

Die vorliegende CD-ROM bietet einen einfa-
chen Zugang zu über 550 Dokumenten der
Fahrpreisdemonstrationen von Schülern und
Studenten im Februar 1968 in Freiburg. Sie
enthält Flugblätter, Fotos, Filme, städtische
Akten und Interviews mit ehemaligen Akteu-
ren.

Die Entscheidung des Freiburger Gemein-
derates, die Fahrpreise für den Öffentlichen
Nahverkehr zu erhöhen, lösten die bis dahin
größten Demonstrationen aus, die Freiburg
nach dem 2. Weltkrieg erlebt hatte. Etwa 2000
Schüler und Studenten kamen am 1. Februar
1968 um 13:00 zur Demonstration an die
damals stark befahrene Straßenkreuzung am
Bertoldsbrunnen. „Gleich wird’s grün“ riefen
sie am Straßenrand, gingen los, als die Ampel
umsprang und blieben bei rot auf der Kreu-
zung stehen. Der gesamte Freiburger Durch-

gangsverkehr wurde damit lahm gelegt. Die
Demonstration dauerte mehr als fünf Stunden
an. Die Blockaden wurden in den nächsten
Tagen fortgesetzt.

Mit der Materialsammlung wollen die Her-
ausgeber den Blick auf die Freiburger Eigen-
arten, auf Parallelen und zeitliche Verschiebun-
gen zu den besser erforschten Bewegungen der
Metropolen lenken. Das kleine Begleitheft zur
CD-ROM schildert die Geschichte der Fahr-
preisdemos. Es umreißt die Anfänge der Be-
wegung, die Positionen und Programme, be-
schreibt die Proteste, die Akteure und unter-
schiedliche Interessengruppen: auf der einen
Seite die Schüler und Studenten, auf der ande-
ren Seite die Stadtverwaltung.

Die Fahrpreisdemonstrationen waren in
Freiburg nicht die einzigen Höhepunkte außer-
parlamentarischer, sozialer Proteste, aber sie
markieren eine Wende in der Freiburger Be-
wegungsgeschichte. Die Mobilisierung nach-
folgender Bewegungen – Demonstrationen
gegen die Notstandsgesetze, Häuserkampf,
Proteste gegen das Kernkraftwerk in Wyhl am
Kaiserstuhl – wäre ohne die Fahrpreisdemons-
trationen anders verlaufen, vermuten die Her-
ausgeber. Um die Verbindungen und struktu-
rellen Veränderungen auch längerfristig trans-
parent machen zu können, plant das Archiv
Soziale Bewegungen weitere Quellenausgaben
zur Freiburger Protestgeschichte.               nb
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Joachim Raschke: Müssen die Grünen sich neu erfinden? Innovationsjahr 2004 – zwischen
Modernisierung und Fortschrittsskepsis, FJ NSB 1/2004, S. 9-16
Der Autor analysiert das Koordinatensystem grüner Politik. Daraus werden Konsequenzen für
eine grüne Themen- und Kommunikationsstrategie abgeleitet. Die größten Chancen haben die
Grünen mit einer ökologisch-kulturellen Strategie, verknüpft mit Gerechtigkeitsfragen. Bei The-
men der Ökonomie und materiellen Gerechtigkeit können sie verlieren, aber nicht gewinnen.
Die Grünen müssen sich bemühen, die Einheit von Modernisierern und Modernisierungskriti-
kern (‚modernisierungskritische Modernisierer‘) zu wahren. Sie sollten sich weder als Fortschritts-
feinde noch als blinde Modernisierer gerieren. Ökologie, Bürgergesellschaft, Nachhaltigkeit und
anderes lässt sich in diesen Kontext einordnen.

Joachim Raschke: A New Self-Invention for the Greens? 2004 – Between Modernization and
Hesitation, FJ NSB 1/2004, pp. 9-16
Joachim Raschke discusses the prospects for the green party in 2004 and suggests a communica-
tion strategy. The party would maximize its chances for the up coming elections in several Län-
der by combining ecologic-cultural issues and questions of justice. In the realm of economy they
can loose but never win voters’ sympathy. They have to bridge the gap between those who want
to modernize and those who are critical of modernization trends (,critical modernizers‘). Broad
issues like ecology, civil society and sustainability should be presented accordingly.

Hans Oswald: Politische Identität und freiwilliges Engagement im Jugendalter, FJ NSB 1/2004,
S. 17-24
Politik hat im Vergleich zu anderen Lebens- und Aufgabenbereichen für Jugendliche einen ge-
ringen Stellenwert. Dies als zunehmendes politisches Desinteresse und als Politikverdrossenheit
zu charakterisieren, ist dennoch irreführend. Viele Jugendliche entwickeln schon früh politische
Konzepte und Verhaltensbereitschaften. Die zentrale Frage dieses Aufsatzes bezieht sich auf den
Stellenwert, den freiwilliges soziales Engagement für Jugendliche hat. Hierfür werden zunächst
amerikanische Forschungsergebnisse berichtet, nach denen freiwilliges soziales Engagement
wegen seiner Integration in schulische Curricula weit verbreitet ist. Dieses Engagement hat vor
allem dann positive Auswirkungen auf das politische Bewusstsein und die politische Verhaltens-
bereitschaft, wenn es sich um Arbeit mit Benachteiligten handelt. In Deutschland gibt es ähnli-
che Zusammenhänge, auch wenn freiwilliges soziales Engagement weniger weit verbreitet ist.
Wegen der im Durchschnitt großen Hilfsbereitschaft von Jugendlichen dürfte es auf dem Gebiet
des freiwilligen sozialen Engagements große ungenutzte Potentiale geben. Außerdem besteht
ein beträchtlicher Forschungsbedarf.

Hans Oswald: Political Identity and Youth Volunteering, FJ NSB 1/2004, pp. 17-24
Young people pay little attention to politics compared to other areas of life. Interpreting this as
disinterestedness is misleading. Many young people develop dispositions for political interest
and activism early on. The article focuses on the role of volunteering for youth. In America
volunteering is interwoven in school activity and therefore widespread. If this activity deals with
disadvantaged it furthers political interest and preparedness for political action. This relation is
similar in Germany though volunteering is less widespread. As young people are usually prepa-
red to become active there is tremendous potential.
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Sebastian Braun: Die Wiederentdeckung des Vereinswesens im Windschatten gesellschaftli-
cher Krisen, FJ NSB 1/2004, S. 26-35
Vor allem das Unbehagen über längerfristige Entwicklungstendenzen in Deutschland hat in der
gesellschaftspolitischen und sozialwissenschaftlichen Diskussion der letzten Jahre zu einem er-
heblichen Bedeutungsgewinn des Vereinswesens beigetragen. Im Kern handelt es sich dabei um
vier große, vielfach als Krisen thematisierte Entwicklungstendenzen, die im Zentrum der – aus
einem Gemisch von Altbekanntem, modifizierten Erkenntnisinteressen und neuen politischen
Konstellationen gespeisten – Debatte über Vereine stehen: die Krise des Wohlfahrtsstaats, der
Arbeitsgesellschaft, des sozialen Zusammenhalts und der Demokratie. Der Beitrag führt in aktu-
elle Ansätze ein, in denen Vereine als alternative Steuerungsressourcen und multifunktionale
Akteure zur Linderung dieser Krisenphänomene diskutiert werden, und skizziert vor diesem
Hintergrund grundlegende Desiderate in der sozialwissenschaftlichen Forschung über das Ver-
einswesen.

Sebastian Braun: Rediscovering Volunteering in Times of Crisis, FJ NSB 1/2004, pp. 26-35
A political as well as scientific discussion rediscovered volunteer organizations. Four tenden-
cies, often labelled as crises, have lead to a rediscovery of volunteering and volunteer organiza-
tions: crisis of social systems, crisis of labour society, crisis of social integration and crisis of
democracy. Volunteer organizations might be a resource to handle these problems. The author
points out the gaps in social research on these strategies.

Eckhard Priller: Konkurrierende Konzepte zum bürgerschaftlichen Engagement in der Lang-
zeitperspektive, FJ NSB 1/2004, S. 36-44
In seiner Analyse zur langfristigen Entwicklung des bürgerschaftlichen Engagements macht
Eckhard Priller drei Hauptrichtungen mit widersprüchlichen Befunden aus: Das Krisenszenario
postuliert einen Rückgang, das Strukturwandelszenario geht von bereichsbezogenen Verlage-
rungen und Wachstum, das Zyklenszenario von phasenbedingten Schwankungen aus. Die empi-
rische Überprüfung dieser Trends mit den Indikatoren Anzahl der Organisationen, Mitglied-
schaften in Organisationen sowie ehrenamtliches Engagement zeigt, dass das pessimistische
Krisenszenario in Deutschland nur in einigen Bereichen eingetreten ist. Im Langzeittrend ist
bislang nicht nur ein Wandel, sondern eine Zunahme des Engagements zu verzeichnen. Gleich-
wohl bleibt anhand der Daten noch unklar, inwieweit sich das Engagement gerade gegenwärtig
gegenüber bestimmten Einflussfaktoren als robust erweist. Bestimmte Schwankungen und Rück-
gänge hängen sowohl von exogenen als auch von endogenen Faktoren ab und sind künftig nicht
auszuschließen.

Eckhard Priller: Competing Concepts of Volunteering in Longitudinal Perspective, FJ NSB 1/
2004, pp. 36-44
Looking at volunteering over a long period three main – partly contradictory – tendencies are
suggested in literature: First a crisis scenario which describes a decline in volunteering. Second
a scenario of structural change which argues for changes in the main interest areas while overall
volunteering increases. Finally, a cycle scenario when volunteering follows ups and downs.
Empirical research, focusing on number of organizations, membership and volunteering, shows
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that a decrease of volunteering can only be found in a few areas. However, the influence of some
structural changes remains unclear and future changes are possible.

Ingo Bode/Adalbert Evers/Andreas Schulz: Arbeitsförderung als Sozialpolitik. Beschäftigungs-
gesellschaften zwischen Gemeinwesenorientierung und arbeitsmarktpolitischer Funktionalisie-
rung, FJ NSB 1/2004, S. 45-53
Beschäftigungsunternehmen sind ein gesellschaftliches Phänomen, das bislang in der arbeits-
marktpolitischen Debatte, aber auch in der sozialwissenschaftlichen Auseinandersetzung mit
Zivilgesellschaft und Non-Profit-Sektor weit gehend ausgeblendet worden ist. Die Vision des
‚Zweiten Arbeitsmarkts‘ sowie der Leitgedanke, die (Re-)Integration benachteiligter Menschen
unmittelbar mit am lokalen Bedarf ansetzenden, sozialwirtschaftlichen Aktivitäten zu verknüp-
fen, ist heute kaum mehr en vogue – und dies, obwohl Beschäftigungsunternehmen das Potenzi-
al haben, zivilgesellschaftliche, wirtschaftliche und sozialpolitische Ziele zu verknüpfen und
ganzheitliche Lösungen für den Umgang mit der Beschäftigungskrise zu entwickeln. Der Bei-
trag konzipiert dieses Potenzial zunächst theoretisch, um dann empirische Befunde zu Struktur
und Entwicklung sozialer Beschäftigungsunternehmen in Deutschland zu präsentieren. Abschlie-
ßend zeigt er, wie im politisch-administrativen System derzeitig verfolgte Steuerungsstrategien
zu einer Abwicklung dieser ‚Mikroinnovation‘ zu führen drohen.

Ingo Bode/Adalbert Evers/Andreas Schulz: Public Labour Programmes as Social Policy, FJ
NSB 1/2004, pp. 45-53
Publicly funded employment agencies are primarily an instrument of labour policy. Their role
for civil society and the non-profit sector has scarcely been at the focus of research and public
debate. The concept of establishing a „second labour market“ by public funding and re-integra-
ting unemployed by working on local needs is not en vogue anymore. However, employment
agencies have the potential to combine civil society as well as economic and social aims. They
might be a way out of the employment crisis. Starting from a theoretical point of view the article
presents also empirical data to outline the potential of employment agencies in Germany. Cur-
rent labour policy is threatening these agencies.

Ulrike Schumacher: Die Rolle bürgerschaftlichen Engagements in der Krise der Arbeitsgesell-
schaft, FJ NSB 1/2004, S. 54-61
Der Beitrag geht der Bedeutung freiwilligen Engagements für den Wandel zu einer zukunftsfä-
higen Arbeitsgesellschaft nach. Basierend auf den Ergebnissen einer qualitativen Untersuchung
in Berliner Umweltinitiativen werden prägnante individuelle Kombinationsformen von Erwerbs-
arbeit und Engagement heraus gearbeitet. Ausgehend von der Alltagspraxis der Akteure werden
darüber hinaus Handlungsfelder für die Gestaltung von Rahmenbedingungen benannt, die die
Teilnahme von Menschen in unterschiedlichen gesellschaftlichen Sphären ermöglichen und un-
terstützen. Es handelt sich dabei um eine ressortübergreifende Aufgabe, die auch der integrati-
ven Funktion Rechnung tragen würde, die die Vereine und Initiativen als  Vermittlungsglied
zwischen Einzelnen und der Gesellschaft einnehmen.
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Ulrike Schumacher: Volunteering and the Crisis of Labour Society, FJ NSB 1/2004, pp. 54-61
Based on qualitative interviews among environmental activists in Berlin, Ulrike Schumacher
outlines the potential of volunteering for a sustainable labour society. Individual combinations
of labour and volunteering are presented. The daily practice of actors show up potentials to
improve circumstances of volunteering in several areas. This will be a general political task
which supports the integrative function of voluntary organizations.

Sebastian Braun/Stefan Hansen: Soziale und politische Integration durch Vereine?, FJ NSB 1/
2004, S. 62-69
Vor dem Hintergrund der laufenden Diskussion über Vereine als Zwischenträger in gesamtge-
sellschaftlichen Integrationsprozessen wird in diesem Beitrag die These von Vereinen als Basis
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt thematisiert. In einem ersten Schritt wird diese These,
die in den aktuellen Diskussionen um Sozialkapital und Bürgerkompetenz eine zentrale Rolle
spielt, zu analytischen Zwecken in ‚binnen-‚ und ‚außenintegrative‘ Leistungen von Vereinen
differenziert. Anschließend werden markante theoretische und empirische Forschungslücken
thematisiert und erste empirische Ergebnisse diskutiert.

Sebastian Braun/Stefan Hansen: Social and Political Integration by Volunteer Organizations?,
FJ NSB 1/2004, pp. 62-69
In the context of social capital and citizen competencies, voluntary organizations are discussed
as agents for social and political integration. The authors argue that volunteer organizations have
the potential for integrating society. They distinguish internal and external integration of volun-
tary organizations and discuss on this background theoretical and empirical gaps. Some prelimi-
nary empirical results are presented.

Maria Berger/Ruud Koopmans: Bürgerschaft, ethnische Netzwerke und die politische Inte-
gration von Türken in Amsterdam und Berlin, FJ NSB 1/2004, S. 70-79
In der Sozialkapital-Diskussion macht die Differenzierung zwischen ‚bridging‘ und ‚bonding
social capital‘ aufmerksam sowohl auf die möglichen vermittelnden Leistungen sozialer Netz-
werke über ethnische und andere Gruppen-Differenzen hinweg als auch auf exklusive, ab- und
ausschließende Effekte, die sich in Assoziationsverhältnissen und Netzwerken einstellen kön-
nen. Mit ihren empirischen Forschungsergebnissen weisen Maria Berger und Ruud Koopmans
unter Konzentration auf den Vergleich des Engagements von Türken in ethnischen Organisatio-
nen in Amsterdam und Berlin nach: Ethnische Assoziationen leisten durchaus einen wichtigen
Beitrag zur politischen Integration von Migranten und zu einem ‚bridging social capital‘. Sie
befördern keineswegs zwangsläufig die Entwicklung von ‚Parallelgesellschaften‘. Es sind je-
doch eher die individuellen Rechte als die kulturellen Gruppenrechte, die die politische Integra-
tion von Migranten fördern. Die niederländische Integrationspolitik mit ihrer starken Förderung
kultureller Gruppenrechte wird im Lichte dieser Untersuchung skeptisch beurteilt. Eine stärkere
Förderung von Migrantenorganisationen ist für die Autoren jedoch unverzichtbarer Bestandteil
einer erfolgreichen Integrationspolitik.
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Maria Berger/Ruud Koopmans: Citizenship, Ethnic Networks and Political Integration of Turks
in Amsterdam and Berlin, FJ NSB 1/2004, pp. S. 70-79
The discussion on social capital distinguishes between bridging and bonding social capital to
point out the different effects of social networks especially concerning the integration of ethnic
minorities and other groups, or the disintegrative phenomena. Based on their comparative study
of Turks in Amsterdam and Berlin the authors argue that ethnic associations contribute to the
political integration of migrants and to the ,bridging social capital‘. They do not necessarily lead
to disintegrated ,parallel societies‘. However, individual rights are more important than collecti-
ves rights for integration. Thus the authors are sceptical concerning the Dutch integration policy
which focuses on collective rights. However, support for migrant associations seems crucial for
integration.

Thomas Leif: Weiches Thema – Weiche Politik? Warum die Engagement-Politik in Deutsch-
land im Schatten steht, FJ NSB 1/2004, S. 80-87
Die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements insgesamt, so Thomas Leif, hat zwar mit der
Enquete-Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ und dem ‚Internationalen
Jahr der Freiwilligen 2001‘ an kurzfristiger Aufmerksamkeit gewonnen. Doch ihr Ruf als ‚wei-
ches Politikfeld‘ verstellt den Blick auf die Notwendigkeit einer konsequenten Engagement-
Politik. Die Förderung der Bürgergesellschaft ist allerdings nicht ohne Konflikte mit etablierten
Akteuren und Strukturen zu haben. Angesichts des absehbaren Wandels wichtiger Politikfelder,
von gravierenden Strukturänderungen – etwa im Zivildienst – und von extremen demographi-
schen Herausforderungen verstärkt sich die Neigung, das bürgerschaftliche Engagement als Lü-
ckenbüßer und Ausfallbürgen zu adressieren und zu instrumentalisieren. Eine kluge, konzeptio-
nell angelegte ‚Engagement-Politik‘ müsste im Vorgriff auf die absehbaren Probleme handeln
und insbesondere eine robuste Infrastruktur der Engagementförderung schaffen, ist aber nicht
einmal in Umrissen zu erkennen.

Thomas Leif: Soft Issue – Soft Policy? Why Political Support for Volunteering Remains Margi-
nal, FJ NSB 1/2004, pp. 80-87
2001 was the ,International Year of Volunteering‘ and the German parliament (Bundestag) had a
Commission on the ,Future of Volunteering‘. However, attention for the issue was only short.
Framing volunteering as a ,soft issue‘ hinders a consequent policy supporting engagement. Sup-
port for voluntary organizations will necessarily lead to conflicts with established actors. Struc-
tural changes, e.g. the abolishment of community service as an alternative to military service and
demographic developments, lead to a use of volunteering as a stopgap. A thoroughly designed
concept of volunteering-policy would handle these problems in advance, especially by suppor-
ting the infrastructure. Such a policy is currently out of sight.

Wolf-Dietrich Brettschneider: Viel Lärm um nichts? Zur Rezeption der Studie ‚Jugendarbeit
in Sportvereinen: Anspruch und Wirklichkeit‘, FJ NSB 1/2004, S. 88-93
Die ungewöhnliche Rezeption und die damit verbundene Wirkung der Paderborner Studie über
die Wirkung von Sportvereinen und ihree Jugendarbeit auf die Entwicklung von Jugendlichen
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bilden den Anlass für eine Rückschau aus der Sicht des verantwortlichen Leiters. Anhand einer
ausführlichen Darstellung der Studie und der Reaktionen in den Sportorganisationen, der Sport-
politik und den Medien wird nach Erklärungen für die Reaktionen gesucht und auf einige Kritik-
punkte eingegangen. Doch werden – auch durch Flankenschutz aktueller Studien – Kernaussa-
gen wie die festgestellte Stagnation motorischer Leistungsfähigkeit und der Drogenkonsum ju-
gendlicher Fußballer aufrechterhalten.

Wolf-Dietrich Brettschneider: Much Ado About Nothing? Reception of ‚Youth Work in Sport
Associations: Claim And Reality‘, FJ NSB 1/2004, pp. 88-93
The author of the Paderborn study on youth work in sport associations reviews the reception of
his study. After summarizing the main results he describes how sport organizations, politics and
media took up the findings. Some explanations for the reactions are presented. Key issues such
as the stagnation of motor ability and drug consumption remain virulent.

Thomas Klie/Hans Hoch/Paul-Stefan Roß: Neue Wege der Verbände in der Bürgergesellschaft?,
FJ NSB 1/2004, S. 93-97
Der Artikel befasst sich mit einer Studie aus dem Jahr 2003 zur Rolle der Verbände in der Bür-
gergesellschaft. Ausgangspunkte ist die Frage nach der neuen Rolle der Verbände im freiwilli-
gen Engagement in der Bürgergesellschaft. Im Anschluss an die Darstellung der Themen der
Untersuchung und der einbezogenen Verbände werden erste Ergebnisse kurz vorgestellt. So ist
das Verbandswesen ein sich nach wie vor regenerierender Faktor des Dritten Sektors, in dem
Traditionsbewahrung und steter Wandel parallel einhergehen: Die Verbände sehen sich offen für
neue Formen des Engagements, stehen jedoch traditionell für das ‚Ehrenamt‘; sie sind wenig
über ihre verbandsinternen Gliederungen hinaus vernetzt, sind aber offen für Kooperationen; sie
wollen eine verstärkte Zusammenarbeit mit Unternehmen, doch bleibt dies mehr Anliegen als
Praxis.

Thomas Klie/Hans Hoch/Paul-Stefan Roß: New Tracks for Associations in Civil Society?, FJ
NSB 1/2004, pp. 93-97
In 2003 started a research project on the role of associations and volunteering in civil society.
The authors present the design of the study and some preliminary results. The voluntary associa-
tions are still able to regenerate themselves with a combination of tradition and modernization:
they are open for new forms of volunteering but defend the traditional form of charitable work.
Networks beyond the own organization are scarce but they are open for cooperation. They are
looking for joint activity with economic enterprises but its more aim than reality.

Thomas Leif: Grauzonen des Parlamentarismus ausleuchten – Wie der Lobbyismus unser de-
mokratisches Gefüge untergräbt, FJ NSB 1/2004, S. 100-102
Der Einfluss der Lobbyisten wächst rasant. Noch nie hatten Lobbyisten so viel Einfluss-Chan-
cen wie heute, nie zuvor sind sie so offensiv in der politischen Arena aufgetreten. Die enge
Verzahnung von Parlamentariern und Lobbyisten ist ein in Deutschland lange verschwiegenes
Defizit parlamentarisch-politischer Unabhängigkeit. Die Lobbyisten sind – auf Kosten der De-
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mokratie – eine Macht ohne Legitimation, die gezielt intransparent vorgeht. Sie beeindrucken
die einflussreiche Ministerialbürokratie mit dem Rohstoff Informationen und mit fertig formu-
lierten Gesetzesentwürfen. Trotz aller naiven Kommentierungen ist der explodierende Lobbyis-
mus in Deutschland und noch stärker in Brüssel längst zur ‚Fünften Gewalt‘ heran gewachsen.

Thomas Leif: The Dark Side of Parliamentarianism – How Lobbyism Threatens the Democratic
System, FJ NSB 1/2004, pp. 100-102
Lobbyists are gaining influence rapidly. Never before they had similar chances of influence,
never before they acted as offensively. The close connections between lobbyists and members of
parliament is a main deficit of the parliamentary independence. Lobbyists have no democratic
legitimation, they hide their activities. They sell information up to complete legislation to the
government bureaucracy and have grown to the ,fifth power‘.
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